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KOPF DER WOCHE

Hiuterin
der Vertrage

Ursula von der Leyen lhre Botschaft sei
einfach: ,Lasst uns an die Arbeit gehen”,
sagte die EU-Kommissionsprasidentin, nach-
dem ihre Kommissi-
on vergangene Wo-
che vom Européi-
- schen  Parlament
5 s
< bestétigt wurde. In
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- ;1 = namentlicher ~ Ab-
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stimmung votierten
461  Europaabge-
oy ordnete fiir das
F A neue  Kollegium,
(A . g 157 stimmten dage-
" gen, 89 enthielten

sich — ein besseres

Ergebnis als bei der Wahl der CDU-Politikerin
zur Kommissionsprasidentin im Juli dieses
Jahres. Erstmals steht der Kommission, der
LHiiterin der EU-Vertrage”, eine Frau vor und
nach mehr als einem halben Jahrhundert ist
es erstmals wieder eine Vertreterin aus
Deutschland, die dieses Amt innehat. Schwer-
punkte will von der Leyen vor allem beim Kli-
maschutz und bei der Digitalisierung der
Wirtschaft setzen (siehe Seite 11). ahe
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Mitglieder zahlt die neue EU-Kommission,
unter ihnen zwélf Frauen und 15 Ménner.
Die britische Regierung, die einen EU-Aus-
tritt anstrebt, hat auf die Besetzung eines
Kommissionspostens verzichtet.

ZITAT DER WOCHE

»Der Teufel

steckt im
Detail.«

Ska Keller Die Griinen-Fraktionchefin im
Europaparlament iiber die Vorhaben der
neuen EU-Kommision und mdgliche Unter-
stiitzung bei KlimamaBnahmen.
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n Haushaltsdebatten geht es nicht
allein ums Geld, sondern immer
auch um die groflen Linien der Po-
litik: Und da brachte die General-
aussprache iiber den Etat der Bun-
deskanzlerin am vergangenen Mitt-
woch klare Botschaften, indem Regierungs-
chefin Angela Merkel (CDU) ein Signal ge-
gen Hetze und Hass setzte und dafiir star-
ken Beifall weit {iber die Reihen der Abge-
ordneten der Grofien Koalition hinaus be-
kam. Daneben prasentierte die Regierungs-
chefin eine weitere wichtige Botschaft: Sie
will das Biindnis mit der SPD auf jeden
Fall fortsetzen und selbst fithren.
Merkel beklagte ,Friktionen in unserer Ge-
sellschaft”, erinnerte an den Mord an dem
Kasseler ~ Regierungsprasidenten ~ Walter
Liibcke und an den Angriff gegen die Syna-
goge in Halle, die ,uns aufriitteln” wiirden.
Die Meinungsfreiheit kenne Grenzen, sagte
sie weiter. ,Und die beginnen da, wo ge-
hetzt wird, da wo Hass verbreitet wird.”
Und dagegen miisse man sich stellen,
,denn sonst ist diese Gesellschaft nicht
mehr das, was sie einmal war”. Vorwiirfe, in
Deutschland gebe es keine Meinungsfrei-
heit, wies Merkel zuriick. Wer so was be-
haupte, miisse damit leben, dass es Wider-
spruch gebe: ,Es gibt keine Meinungsfrei-
heit zum Nulltarif.”

Politische Lésungen prioritar Weite Stre-
cken ihrer Rede widmete die Kanzlerin der
Auflenpolitik, in der sie ein klares Bekennt-
nis zur Nato ablegte und weitere Erhohun-
gen des Verteidigungsetats in Aussicht stell-
te. Politische Losungen zur Beendigung
von Konflikten hitten aber Prioritit, be-
tonte die Kanzlerin.

Rufe nach mehr Investitionen durch Kre-
ditaufnahme wies Merkel zurtick und
warnte vor ,abfilligem” Reden tiber die
Schwarze Null: ,Man kann doch Investitio-
nen nicht erst gut finden, wenn sie Schul-
den verursachen.” Das Klimapaket vertei-
digte die Kanzlerin gegen Kritik und ver-
wies auf das wirtschaftliche Potenzial
Deutschlands: ,Wer, wenn nicht wir, soll
denn zeigen, dass es geht, dass man dem
Klimawandel etwas entgegensetzen kann?”
Der CDU/CSU-Fraktionsvorsitzende Ralph
Brinkhaus (CDU) forderte die SPD zu Ge-
sprachen tiber eine Unternehmenssteuerre-
form auf. Zum Haushalt und zum Finanz-
plan verwies Brinkhaus auf 43 Milliarden
Euro vorgesehene Investitionen. Das sei
das ,grofSte und ambitionierteste Investiti-
onsprogramm, das die jiingere Geschichte
der Bundesrepublik Deutschland gesehen
hat.” Der Fraktionsvorsitzende der AfD,
Alexander Gauland, hatte sich auf die

MACHTE IM HINTERGRUND

Deutscher Vermittlungsversuch
im libyschen Biirgerkrieg
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Klare Botschaften

GENERALAUSSPRACHE Merkel will bis zum Ende der Legislaturperiode weitermachen
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Deutliche Signale: Kanzlerin Angela Merkel bei der Abstimmung iiber den Haushalt.

Energiepolitik konzentriert und die Ener-
giewende als gescheitert bezeichnet. Wie
schon beim Atomausstieg oder der mas-
senhaften Aufnahme von Migranten befin-
de man sich wieder auf einem deutschen
Sonderweg. Die Klimapolitik der Regie-
rung sei unsinnig, wirkungslos und eine
Gefahr fur das Land: Ein
Blackout im Stromnetz sei
weit wahrscheinlicher als
,die von Thnen beschworene
Klimakatastrophe”.  Selbst
wenn Deutschland nicht
mehr existieren wiirde, seien
Auswirkungen auf die Welt-
temperatur nicht nachweis-
bar, so Gauland. ,Und dafir
setzen Sie alles aufs Spiel,
dafiir machen Sie eine Ener-
giewende und dafiir ruinie-
ren sie unsere Auto- und
Maschinenbauindustrie.”

SPD-Fraktionschef Rolf Miitzenich lief} in
der Auflenpolitik Distanz zu Merkel erken-
nen. Das Verantwortungsprinzip erschopfe
sich viel zu sehr im Militarischen. Bei ei-
nem Streben nach militdrischer Dominanz
werde die SPD nicht mitgehen. In der
Wirtschaftspolitik forderte Miitzenich, die

»Das groBte
Investitions-
programm, das
die jiingere
Geschichte

gesehen hat.«
Ralph Brinkhaus (CDU)

Menschen miissten sich auf einen Staat
verlassen konnen, der investiere und die
richtigen Rahmenbedingungen schaffe. Er
verwies auf SPD-Erfolge beim sozialen
Wohnungsbau oder der Grundrente.
~Schlafwandlerisch” gehe die Bundesregie-
rung auf eine drohende Wirtschaftskrise
zu, sagte FDP-Fraktions-
chef Christian Lindner.
Dazu habe sich die Kanz-
lerin nicht geduflert. Fir
Lindner hat der Arbeits-
platzabbau der Autoin-
dustrie auch mit Entschei-
dungen wie der einseiti-
gen Ausrichtung auf die
Elektromobilitdit zu tun.
Wer die Wirtschaft links
liegen lasse, ,darf sich
iiber Probleme von rechts
irgendwann nicht wun-
dern”, warnte Lindner.

Als , kraftlos, tatenlos und verantwortungs-
los” bezeichnete Dietmar Bartsch, Vorsit-
zender der Linksfraktion, den Bundeshaus-
halt 2020. Er empfahl einen ,Spielab-
bruch” und neue Mannschaften. Ange-
sichts der Halbzeitbilanz sollte eine zweite
Halbzeit besser nicht angepfiffen werden.

Bund will 43 Milliarden Euro investieren

ETAT Ausgaben steigen im kommenden Jahr auf 362 Milliarden Euro. Opposition stimmt dagegen

Der Bund kann im kommenden Jahr
362 Milliarden Euro ausgeben. Das sind
5,6 Milliarden Euro beziehungsweise
1,6 Prozent mehr als im Soll fiir das Jahr
2019. Gegeniiber dem erginzten Regie-
rungsentwurf (19/11800, 19/13800) er-
hohte das Parlamente den Ansatz um wei-
tere 1,662 Milliarden Euro. Dem Etat-Ent-
wurf stimmten am Freitagmittag die Koali-
tionsfraktionen von CDU/CSU und SPD
zu. Die Oppositionsfraktionen AfD, FDP,
Die Linke und Biindnis 90/Die Griinen
stimmten gegen das Haushaltsgesetz.
Samtliche Anderungs- und EntschlieSungs-
antrdge der Opposition wurden im Verlauf
der vergangenen Woche abgelehnt.

Riicklage Den Ausgaben stehen Einnah-
men in gleiche Hohe entgegen. Die Steuer-
einnahmen sollen demnach mit 324,958
Milliarden Euro um 2,851 Milliarden Euro
geringer ausfallen als im Regierungsent-
wurf. Die ,Sonstigen Einnahmen” steigen
gegeniiber dem Regierungsentwurf hinge-
gen von 32,529 Milliarden Euro auf
37,042 Milliarden Euro. Darunter ist eine
geplante Entnahme aus der sogenannten
Asyl-Riicklage von rund 10,634 Milliarden

Euro. Im Entwurf waren 9,225 Milliarden
Euro vorgesehen. Eine Netto-Kreditaufnah-
me ist weiterhin nicht geplant.

Im nun beschlossenen Etat sind Investitio-
nen in Hohe von 42,907 Milliarden Euro
veranschlagt. Gegeniiber dem Regierungs-

entwurf ist das eine Steigerung von
1,243 Milliarden Euro. Fiir 2019 sind als
Soll fiir Investitionen 38,946 Milliarden
Euro vorgesehen. Die Personalausgaben
des Bundes sollen im kommenden Jahr
36,412 Milliarden Euro betragen. Das sind
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Entwicklung des Bundeshaushaltes bis 2023

Einnahmen und Ausgaben in Mrd. Euro (Ist bis 2018, Soll 2019 u. 2020, Finanzplanung 2021 - 2023)
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Die Klimaschutzmafinahmen seien wir-
kungslos, okonomisch falsch und gingen
zu Lasten von Geringverdienern. ,Deutsch-
land braucht Wohnungen statt Waffen”,
sagte Bartsch mit Blick auf die Rustungs-
programme.

Griinen-Fraktionschef Anton Hofreiter griff
den Hinweis der Kanzlerin auf die Poten-
ziale Deutschlands beim Klimaschutz auf
und fragte: ,Warum machen Sie das denn
nicht?” So sei der Ausbau der Windkraft
auf ein Zehntel zusammengebrochen -
aufgrund von falschen Entscheidungen der
Regierung. Hofreiter forderte eine Investiti-
onsoffensive, wenn Wohlstand, Leistungs-
kraft und Wettbewerbsfahigkeit gesichert
werden sollten.

Die Kanzlerin hatte sich zu Beginn klar zur
Fortsetzung der Grofden Koalition unter ih-
rer Fithrung bekannt. Das Biindnis habe
schon viel begonnen, aber auch noch viel
vor sich: ,Deshalb finde ich, wir sollten die
Legislaturperiode lang weiterarbeiten. Ich
bin dabei.” Auch SPD-Fraktionschef Miit-
zenich bekannte sich zur Fortsetzung der
Koalition: Sozialdemokraten hitten den
Etat fiir 2020 geprégt, ,und meine Fraktion
will auch an dessen Umsetzung mitwir-
ken.” Hans-Jirgen Leersch Il

766,8 Millionen Euro mehr als in diesem
Jahr. Die Mittel fir Zuweisungen und Zu-
schiisse (ohne Investitionen) steigen 2020
von 38,946 Milliarden Euro in diesem Jahr
auf 42,907 Milliarden Euro. Erhoht wur-
den im Laufe des parlamentarischen Ver-
fahrens auch die Verpflichtungsermachti-
gungen flr die folgenden Haushaltsjahre.
Sie betragen 168,231 Milliarden Euro. Im
erginzten Regierungsentwurf waren es
162,516 Milliarden Euro.

Planung In der Finanzplanung (19/11801)
geht die Bundesregierung von steigenden
Ausgaben in den nichsten Jahren aus:
Demnach wird das Ausgabevolumen des
Bundes von 366,2 im Jahr 2021 und
372,4 im Jahr 2022 auf 375,7 Milliarden
Euro im Jahr 2023 steigen. Darin nicht auf-
gefithrt ist die zwischenzeitlich aktualisier-
te Steuerschitzung. scr il

Weiterfiihrende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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EDITORIAL

Schwimmen
im Geld

VON JORG BIALLAS

Die fetten Jahre, warnen Okonomen landauf,
landab, neigten sich dem Ende. Der Wirtschaft
stiinden schwierige Zeiten bevor; der Staat sei
gut beraten, sich auf sinkende Steuereinnah-
men einzustellen. Offentliche Mittel wiirden
schon bald knapp. Jetzt sei es an der Zeit, die
Schwarze Null zu sprengen und Geld fiir Inves-
titionen aufzunehmen.

Das erinnert an einen Familienvater, der seinen
Kindern erklart, dass die Weihnachtsgeschenke
in diesem Jahr leider ausfallen missen, weil er
sich selbst in der Adventszeit einen Zweit-Por-
sche gekauft hat.

So nachvollziehbar die ein oder andere war-
nende Wirtschaftsprognose sein mag: Die Na-
tion schwimmt nach wie vor im Geld. Der
Haushaltsplan, den der Bundestag am vergan-
genen Freitag beschlossen hat, sieht bei einem
Gesamtvolumen von 362 Milliarden satte 43
Milliarden Euro fiir Investitionen vor. Und das
ohne Neuverschuldung.

Kein Pappenstiel, fiirwahr. Und doch wachst in
der Bevdlkerung das Gefiihl, dass das Geld aus
dem Bundessackl nicht da ankommt, wo es
am nétigsten ware: vor Ort — im Dorf, im
Stadltteil, im Landkreis.

Das hat zu tun mit den Regeln des Foderalis-
mus, die im Grundsatz verteidigungswiirdig,
im Einzelfall aber durchaus zu hinterfragen
sind. Wenn das Geld vom Bund (iber das Land
der Kommune zwar im Prinzip zur Verfligung
steht, die biirokratischen Hirden fir eine Aus-
schiittung aber letztlich doch zu hoch sind,
muss das System tiberdacht werden.

Es ist Zeit, hochste Zeit, kostenintensive Pro-
jekte in der Flache effektiv auf den Weg zu
bringen. Schnelles Internet fiir alle Haushalte,
auch auf dem Land, gehdrt ebenso dazu wie
ein dberall funktionierendes Mobilfunknetz.
Seit vielen Jahren werden diese Forderungen
erhoben; inzwischen gibt es entsprechende
politische Beschliisse. Wenigstens das. Nur:
Mit jedem Tag des Wartens wachst bei Betrof-
fenen der Frust. Zudem geht wirtschaftlich im
internationalen Wettbewerb immer mehr Ter-
rain verloren.

Die Kunst der Haushaltspolitik ist es, die richti-
ge Mischung aus langfristigen Investitionen in
die Zukunft und kurzfristigen Ausgaben fiir
das aktuell Notwendige zu finden. Die Gefahr,
das eine zugunsten des anderen zu vernach-
Iassigen, ist groB. Es ist eben beides wichtig,
eine funktionierende Rentenkasse und eine
zligig reparierte Autobahnbriicke.
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GASTKOMMENTARE

MEHR STEUERMITTEL FUR SOZIALKASSEN?

Nur gerecht
PRO

s mag wie ein Sakrileg erscheinen, wenn
Steuermittel in die Sozialkassen flieBen
sollen, denn gemeinhin gelten diese als
. Versicherungen”. Die Idee ist also, dass
jeder fir sich selbst zustandig ist: Die Arbeitneh-
mer zahlen in die Arbeitslosen-, Renten-, Kranken-
oder Pflegeversicherung ein, um hinterher An-
spruch auf ein bestimmtes Leistungsniveau zu ha-
ben. So weit die Theorie.
In der Praxis gibt es diesen angeblich so fundamen-
talen Unterschied zwischen Steuern und Sozialkas-
sen nicht. Denn in Wahrheit funktionieren auch die
Sozialversicherungen weitgehend wie Steuern. Be-
sonders sichtbar ist dies bei den Krankenkassen,
bei denen das ,Solidarprinzip” gilt. Die Beitrage
richten sich nicht nach dem eigenen Risiko, sondern
werden je nach Einkommen fallig. Umgekehrt sind
aber die Leistungen fiir alle Versicherten gleich,
Ulrike Herrmann, ganz unabhangig davon, wie viel sie eingezahlt ha-
»die tageszeitungx, ben. Auch Niedrigldhner oder Arbeitslose genieBen
Berlin den vollen Schutz. Damit ist die gesetzliche Kran-
kenversicherung eine Art zweckgebundene Steuer,
die dazu dient, die Gesundheitsversorgung der Be-
vélkerung zu finanzieren.
Daher ware es eigentlich konsequent, Sozialsteu-
ern zu erheben, die fiir alle gelten und progressiv
gestaltet sind, so dass die Reichen fiir die Armen
zahlen. Doch Deutschland geht bisher den umge-
kehrten Weg: Es gibt eine ,Beitragshemessungs-
grenze”, die derzeit bei 4.537,50 Euro pro Monat
liegt. Wer mehr verdient, muss auf das Einkom-
men jenseits dieser Grenze keine Kassenbeitrége
mehr bezahlen. Der Effekt ist bizarr: Nur die Mit-
telschicht kommt fiir die Krankenkosten der Armen
auf. Die Wohlhabenden werden geschont. Es ware
also nur gerecht, wenn zusétzliche Steuermittel in
die Sozialkassen flieBen.

Nicht billiger
CONTRA

as Sozialbudget umfasst eine Billion
Euro — pro Jahr. Das ist eine Eins mit
zwolf Nullen, insgesamt fast ein Drit-
tel der deutschen Wirtschaftsleistung.
Natirlich kann man da draufsatteln, Probleme wie
der Pflegenotstand sind ja Realitat. Irgendwann
fressen aber die Sozialleistungen die Leistungsfa-
higkeit der Biirger auf. Die Unternehmen finanzie-
ren den Sozialstaat kraftig mit. Ob gesetzliche
Renten- oder Krankenversicherung: Bei den Beitra-
gen ist jeder Handwerksbetrieb zur Halfte dabei.
Die Politik schielt jetzt auf die Steuern, um die
Schraube der Sozialabgaben nicht zu iiberdrehen.
Im Handwerksjargon heiBt das: Nach fest kommt
ab. Und absehbar wird der Rentenbeitrag enorm
steigen, wenn die Baby-Boomer in Rente gehen.
Der Steuerzuschuss in die gesetzliche Rentenversi-
cherung betragt heute 100 Milliarden Euro jahr-
lich. Das wird damit begriindet, dass sogenannte
versicherungsfremde Leistungen mit abgedeckt
werden. Die neueste Erfindung der GroKo ist nun
die Grundrente. Mit ihr wird das Aquivalenzprinzip
mal wieder durchbrochen. Das heift, wer mehr
einzahlt, soll mehr herausbekommen. Damit die
Grundrente nicht beitragsfinanziert wird, arbeitet
das Finanzministerium an einer Finanztransakti-
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Thomas Sigmund,
»Handelsblatt,
Diisseldorf

Frau Lips, Sie sind Berichterstatterin
Ihrer Fraktion fiir den Kultur-Etat, der
im kommenden Jahr fast zwei Milliarden
Euro betragen wird. Welche Bedeutung
hat fiir Sie die Bundes-Kulturforderung?
Die Kulturférderung hat fir mich eine
ganz grofle Bedeutung. Denn Kultur - ganz
allgemein verstanden, beispielsweise Thea-
ter, Musik oder Kino - verbindet Men-
schen. Aber auch das bauliche Erbe und
Hinterlassenschaften sind ein grofler Aus-
druck von Kultur. Dazu gehdren Museen,
aber auch Kloster, Schlosser, Burgen und
vieles mehr. Wenn diese eine herausragen-
de und iberregionale Bedeutung haben,
dann bin ich sehr dafiir, dass der Bund un-
terstiitzt. Es ist immer eine Kooperation,
der Bund zahlt ja nie allein.

Woriiber freuen Sie sich am meisten
in dem just beschlossenen Kultur-Etat?
Ganz grundsitzlich tiber die unglaubliche
Vielfalt. Im kommenden Jahr werden wir
dartiber hinaus sehr viele Mittel fiir Projek-
te zur Demokratiegeschichte sowie zur Er-
innerungskultur geben. Die Paulskirche
und das Nationaltheater in Weimar wer-
den unterstiitzt. Gefordert werden anldss-
lich von 30 Jahren Wiedervereinigung auch
zwei Gedenkstdtten an ehemaligen Grenz-
anlagen zwischen Hessen und Thiiringen.
Wir werden weitere Schritte machen beim
Thema Gedenken an die Opfer kommunis-
tischer Gewalt. Die Stiftung Aufarbeitung
bekommt eine Million Euro zusitzlich. Es
sind auflerdem erste Pflocke fiir ein Mahn-
mal fiir die Opfer sowie fiir einen Campus
der Demokratie auf dem ehemaligen Stasi-
Geldnde in Berlin-Lichtenberg eingeschla-
gen. Unterstiitzt wird auch die Erinnerung
an die schrecklichste Zeit unserer Ge-
schichte: Beispielsweise werden Mittel fiir
die Gedenkstdtte Hadamar in Hessen, eine
ehemalige Euthanasie-Einrichtung der Na-
zis, die dringend saniert werden muss, be-
reitgestellt.

In der Debatte vergangenen Woche

kam es zu einem Eklat. Der AfD-Abge-
ordnete Martin Renner sprach von ,Kre-
matoriumsasche”, die iiber diesem Haus-
haltskapitel liege. Johannes Kahrs (SPD)
griff die AfD daraufhin massiv an.
Das hat Johannes Kahrs zu Recht explodie-
ren lassen. Unsere Kulturpolitik gleichzu-
setzen mit Krematoriumsasche, gerade
wenn wir die Erinnerungsorte wie Hada-
mar, Neuengamme oder Buchenwald for-
dern, da fehlen mir die Worte. Es ist ent-
setzlich, welcher Sprachgebrauch sich in-
zwischen breit gemacht hat. Vor Jahren wa-
re es noch undenkbar gewesen, so etwas
auch nur im Ansatz zu formulieren. Das ist
mehr als makaber.

Der Kulturforderung des Bundes
wird immer wieder vorgehalten, vor al-
lem die Hauptstadt Berlin im Fokus zu
haben. Triigt dieser Eindruck?

Ich sehe das komplett anders. Natiirlich ist
Berlin eine Metropole, die Touristen stro-
men in die Stadt. Darum muss ein grofer
Anteil in die Hauptstadt flieflen, es gibt ei-
ne solche Erwartungshaltung und es gibt
den Hauptstadtfinanzierungsvertrag, der
dem Bund auch die Zustindigkeit mit zu-
weist. Aber als Koalition haben wir uns
nicht nur im Kultur-Etat auf die Fahne ge-

»Vielfalt
d e Ut I I c h e e e Mill e
machen«

Die Bundes-

Kulturféorderung greift in der Flache
und im landlichen Raum, sagt die
Christdemokratin und freut sich
tiber Mittel fiir Demokratiegeschichte
und Gedenkstatten
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Museum 200 Millionen Euro kostet und
jetzt kommt man mit mehr als 360 Millio-
nen Euro um die Ecke, dann muss das dis-
kutiert werden. Die urspriingliche Kosten-
angabe fiir das Museum liegt schon einige
Jahre zuriick und dann war lange Pause.
Inzwischen ist alles teurer geworden. Ein
weiteres Problem dabei ist, dass wir Kosten
haushaltswahr und -klar einstellen. Es wird
genau das aufgeschrieben, was zum heuti-
gen Tag bekannt ist, selbst wenn wir spii-

nicht die 450 Millionen Euro, die unter Be-
riicksichtigung aller Risiken noch eintreten
konnten. Wir haben in diesem Fall mit
Unterstiitzung von Kulturstaatsministerin
Monika Griitters (CDU) einen Mafigabebe-
schluss gefasst, um alle halbe Jahr aktiv
itber die Kostenentwicklung informiert zu
werden. Es haben sich viele von uns
schwer getan. Aber irgendwann muss man
springen und sagen: Wir gehen jetzt diesen
Weg.

Gab es Zweifel am Sinn des Projek-
tes?
Es bestreitet keine Fraktion, dass diese Fin-
richtung gebraucht wird. Wir konnen aktu-
ell nicht die Werke zeigen, die wir haben.
Das Problem liegt in den Kosten, da gibt es
unterschiedliche Meinungen. Ich kenne
auch in der Kulturszenen niemanden, der
die Notwendigkeit bestreitet. Natiirlich
lasst sich tiber die Gestaltung streiten, das
ist Geschmackssache. Ich bin mir sicher,
dass das Museum seinen Spitznamen be-
kommen wird. Die Berliner neigen ja dazu.

Stellt sich mit dem wachsenden Etat
nicht auch die Frage nach einem Bundes-
kulturministerium?

Nein, das ist im Kanzleramt gut angesie-
delt. Die Kulturhoheit - und das Signal
sollte man auch setzen - liegt bei den Lan-
dern, darauf legen sie auch grofien Wert.
Der Bund hilft nun vermehrt, aber achtet
immer noch darauf, dass es Leuchtturm-
Projekte sind. Es ist wichtig, niemanden
aus der Gesamtverantwortung zu entlassen.

Zum Schluss noch eine Frage zum

Haushalt allgemein: Die ,Schwarze
Null” wird inzwischen auch vom Arbeit-
geber- und Arbeitnehmer-Verbdnden in
Zweifel gezogen. Warum hilt die Union
daran fest?
Ich vermeide den Begriff ,Schwarze Null”.
Aber ein ausgeglichener Haushalt, also
nicht mehr auszugeben als man einnimmt,
das versteht auch jeder auf der Strafle.
Zweitens: Mit welcher Legitimation konn-
ten wir auch kiinftig von anderen Lindern
Europas verlangen, die Stabilitatskriterien
einzuhalten, wenn das wirtschaftlich
starkste Land Europas nicht ohne Schulden
auskommt? Nichstes Jahr werden wir
selbst das erste Mal nach 16, 17 Jahren die
Maastricht-Kriterien einhalten. Und drit-
tens haben wir kein Investitions-, sondern
ein Umsetzungs- und Abrufungsproblem.
Es ist ziemlich wohlfeil, stindig nach In-
vestitionen zu rufen, wenn die vorhande-
nen Mittel gar nicht abgerufen werden be-
ziehungsweise abgerufen und verbaut wer-
den konnen, weil beispielsweise Planer
fehlen.

onssteuer. Damit wird die Grundrente zum Ein-
fallstor fir eine steuerfinanzierte Einheitsrente.
Miitterente, Rente mit 63 und jetzt die Grundren-
te. Das sind alles gut gemeinte Dinge. Es sei jedem
gegonnt, vor allem den Miittern. Aber am Ende
kommt die Rechnung. Eine Rentenkommission soll
nun Vorschlage fiir die Zukunftsfahigkeit der Sozi-
alsysteme erarbeiten. Das Ergebnis gibt es in zwei
Jahren. Heute kann man aber schon sagen: Billiger
wird es fiir die Steuer- und Abgabenzahler nicht.

Mehr zum Thema der Woche auf den Seiten 1 bis 8.
Kontakt: gastautor.das-parlament@bundestag.de

schrieben, den lindlichen Raum zu for-
dern. Das Forderprogramm fiir Kinos auf
dem Land mit seinen 17 Millionen Euro
findet beispielsweise reiffenden Absatz. Ge-
rade mit den baulichen Titeln investieren
wir Millionensummen in den nachsten
Jahren in die Fliche. Wenn irgendwo ein
markantes Schloss oder eine grofiere Klos-
teranlage steht, dann hat das fiir die Regi-
on historisch eine wichtige Rolle gespielt,
wirtschaftlich vielleicht sogar bis heute,
und ist identititsstiftend. An solchen
Leuchtturmprojekten deutlich zu machen,
welche Vielfalt es im Land gibt, ist mir

wichtig. Und mit dem Denkmalschutz-
Sonderprogramm gehen wir zusitzlich
ganz tief in den landlichen Raum.

Fiir das Programm sind im ndchsten
Jahr erneut 30 Millionen Euro einge-
stellt. Wie sind die Reaktionen vor Ort?
GrofSartig! Hinter den geforderten Projek-
ten stehen meist Ehrenamtliche, die sich
zum Beispiel dafiir einsetzen, eine alte Or-
gel zu restaurieren oder das Kirchendach.
Die machen das mit so viel Herzblut und
freuen sich tiber vergleichsweise geringe
Betrage. Wir reden in dem Programm von

Zuschiissen von 50.000, 100.000 oder
auch mal 300.000 Euro und tiber 200 Pro-
jekte. Nun ist der Bund nicht fiir einzelne
Kirchen auf dem Land zustindig, aber der
Bund steht jenseits des Einzelobjekts in der
Gesamtheit in der Verantwortung, beim
Denkmalschutz zu helfen.

Beim Museum des 20. Jahrhunderts
in Berlin steht der Spatenstich am Diens-
tag an, das Projekt wird deutlich teurer
als geplant. Woran liegt das?

Vieles macht die Kommunikation aus.
Wenn vor Jahren gesagt wurde, dass das

Das Gesprach fihrte
Séren Christian Reimer. I

Patricia Lips (CDU) sitzt seit 2002 im
Bundestag, seit 2005 im Direktmandat
fuir den Wahlkreis Odenwald. Lips ist
Mitglied im Haushaltsausschuss.

Weiterfiihrende Links zu den I
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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Die Haushalterin: Ulrike Schielke-Ziesing

wei Milliarden Euro. Soviel soll der Bund im nachsten
Jahr fiir die Unterbringung abgelehnter Asylbewerber
ausgeben, die streng genommen ausreisepflichtig wa-
ren. Ulrike Schielke-Ziesing hat sich die Miihe gemacht,
den Betrag fiir die Beratungen im Haushaltsausschuss aus dem
Einzelplan 11 herausrechnen zu lassen. Ginge es nach ihr, kénnten
die zwei Milliarden gestrichen werden, auch als Wink mit dem
Zaunpfahl etwa an das Land Berlin: , Berlin schiebt nicht ab, méch-
te aber vom Bund den Zuschuss fiir Unterkunft und Heizung."
Der Einzelplan 11, den die AfD-Abgeordnete Schielke-Ziesing als
Berichterstatterin betreut, betrifft das Ministerium fir Arbeit und
Soziales, einen Politikbereich, mit dem die heute 50-jahrige
Mecklenburgerin berufliche Erfahrung verbindet. Bevor sie 2017
in den Bundestag gelangte, verbrachte sie in ihrer Heimatstadt
Neubrandenburg ein gutes Vierteljahrhundert im gehobenen
Dienst der Deutschen Rentenversicherung. Heute ist es ihr ein po-
litisches Anliegen, in der Rentenkasse ,aufzurdumen”.
Was sie damit meint, ist das — wie sie es sieht — Argernis ,ver-
sicherungsfremder”, also nicht durch Beirdge gedeckter Leis-
tungen. Auch dazu weiB sie eine Zahl: Auf 35 Milliarden belau-
fe sich derzeit dieser Kostenblock, Tendenz steigend. Fiir Schiel-
ke-Ziesing Folge einer Politik, die sich gerne Wohltaten einfallen
lasse — Rente mit 63, Miitterrente —, aber lieber zu Lasten der
Beitragszahler als auf eigene Kosten: ,Es ist nicht transparent.
Wenn Sie Geschenke machen fiir eine bestimmte Klientel, miis-
sen Sie das aus Ihrem Haushalt bezahlen.”

Transparenz zumal in Gelddingen ist ein Schlisselbegriff, wenn
man wie Schielke-Ziesing die Eurokrise als politische Initialziin-
dung erlebt hat. Insofern sieht sie sich mit ihren Neigungen im
Bundestag gut aufgehoben: ,Ich habe alle meine Wiinsche er-
fiillt bekommen. Ich wollte in den Ausschuss fir Arbeit und So-
ziales, ich wollte in den Haushaltsausschuss, ich wollte in den
Rechnungspriifungsausschuss.” Dort ist sie Obfrau ihrer Frakti-
on, die sie obendrein als rentenpolitische Sprecherin vertritt.

»Wenn Sie Geschenke
machen fiir eine bestimmte
Klientel, miissen Sie das
aus Threm Haushalt
bezahlen.«

© DBT/Achim Melde

Das Interesse an diesen Themen, an der Politik generell, sagt
Schielke-Ziesing, habe zugenommen mit dem Heranwachsen
ihrer drei Kinder daheim in dem 200-Seelen-Dorf Lebbin. Wer-
den sie ordentliche Aushildungsplatze finden? Eine auskémmli-
che Beschaftigung? Spéater eine nicht zu knapp bemessene
Rente beziehen? Ideologiegetrieben wird man ein solches Poli-
tikverstandnis kaum nennen koénnen. ,Ich bin Realo”, sagt

Schielke-Ziesing. ,Ich habe mit romantischen Vorstellungen
nicht viel am Hut.” Zu den , Romantikern” zahlt sie den thdirin-
gischen Parteifreund Bjorn Hocke.

Hatte sie mit diesem Ansatz nicht auch in einer anderen Par-
tei relissieren kdnnen? Nein, meint Schielke-Ziesing, hétte sie
nicht. Ihr Weg in die AfD war, wie sie sich ausdriickt, von
«Meilensteinen” gesaumt, die Angela Merkel errichtet hatte:
Atomausstieg, Eurorettung, spater noch die Fliichtlingspolitik.
Die gelernte Verwaltungswirtin Schielke-Ziesing in Lebbin
hatte den Eindruck, dass ihre Meinung bei alledem nicht ge-
fragt war, und als 2013 die AfD am politischen Horizont auf-
tauchte, hoffte sie auf Abhilfe: ,Ich verstehe meine Partei als
zutiefst basisdemokratisch.” Schielke-Ziesing war von Anfang
an dabei.

Im Februar 2018 zéhlte sie in Mecklenburg-Vorpommern zu den
Mitbegriindern eines regionalen Ablegers der ,Alternativen Mit-
te”, eines Zusammenschlusses von Parteifreunden, denen die
rechtsradikale Rhetorik in der AfD zuwider ist. ,Denkmal der
Schande”, ,Vogelschiss” und derlei: ,Solche Téne werden Sie
von mir nicht héren. Von vielen anderen auch nicht.” Die AfD, wie
Schielke-Ziesing sie sieht, sollte sein, ,was die CDU vor 20 Jahren
war”. Und in Deutschland sollte es wieder werden, wie es in ihrer
Erinnerung in den 1990er Jahren gewesen ist. Eine ,ordentliche
Einwanderungspolitik”. Kein Euro. Weniger Europa. ,Wir wollen
Realpolitik machen”, sagt Schielke-Ziesing. ,Wir wollen irgend-
wann mal starkste Kraft werden.” Winfried Dolderer I
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20 Millionen Euro bekommt das Hamburger

Reeperbahn
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-Festival in den kommenden Jahren vom Bund — ein Umstand, der in der Haushalts-Schlussrunde vergangenen Freitag gleich mehrfach hervorgehoben wurde.
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Bunte Kultur und schwarze Null

ETAT 2020 Die Haushalts-Experten streiten tiber die Schuldenregel. Koalition sieht Umsetzungs- statt Finanzierungsproblem

ie  Haushaltsberatungen
haben ihre Rituale. Dazu
gehort die Bereinigungs-
sitzung, die bis in die frii-
hen Morgenstunden an-
dauert. Dazu  gehort
auch, dass sich die Haushalter der Fraktio-
nen in der Schlussrunde eine kleine rheto-
rische Herausforderung gonnen: Fast alle
von ihnen bringen dann dieselbe Phrase
oder denselben Begriff in ihren Reden un-
ter, in welchem Kontext auch immer. Die-
ses Jahr war es das ,Reeperbahn-Festival”.
Nicht ohne Grund: Die Veranstaltung in
Hamburg wird in den kommenden Jahren
mit gut 20 Millionen Euro aus dem Bun-
deshaushalt unterstiitzt. Gesine Lotzsch
(Die Linke) etwa schlug Bundeskanzlerin
Angela Merkel (CDU) in ihrer Frontalatta-
cke auf den Koalitions-Etat vor, den aus ih-
rer Sicht unfihigen Bundesverkehrsminis-
ter Andreas Scheuer (CSU) zu entlassen.
Dann hitte Scheuer auch mehr Zeit, um
das Reeperbahn-Festival zu besuchen.
Sowohl in der Schlussrunde am Freitag als
auch zu Beginn der Haushaltsberatungen
am vergangenen Dienstag rechneten die
Haushilter der Opposition erneut mit den
finanz- und haushaltspolitischen Vorstel-
lungen der Koalition ab. Dass Union und
SPD den Etat allerdings mit ihrer Mehrheit
nach zweiter und dritter Lesung beschlos-

sen, konnten sie damit nicht verhindern.
Die Redner der Koalition lobten im Gegen-
zug nicht nur ihren Haushalt, sondern grif-
fen auch die unterschiedlichen Vorschlige
von AfD, FDP, Griinen und Linken an.

Auf Pump Die Fachpolitiker stritten sich
etwa um die Frage, wie schwarz die
Schwarze Null wirklich ist. Fiir den haus-
haltspolitischen  Sprecher
der FDP-Fraktion, Otto Fri-
cke, ist diese ndmlich eine
,Schwarze Null auf Pump”,
Fricke kritisierte, dass der
Ausgleich zwischen Ein-
nahmen und Ausgaben nur

»Die Finanz-
krise in Europa
ist nicht durch

Zentralbank profitiere, wiirden Rentner
und Sparer enteignet, kritisierte der Vorsit-
zende des Haushaltsausschusses. Zudem
warf er der Bundesregierung in der Anlei-
heemissionspolitik (siehe Seite 5) eine
,milliardenschwere Unseriositat” vor. ,Oh-
ne Not werden teure Altanleihen aufge-
stockt. Damit werden heute hohe Agios ge-
neriert und auch sofort im 2020er-Haus-
halt verplant - zulasten zu
hoher Zinszahlungen der
Steuerbiirger in der Zu-
kunft”, sagte der AfD-Abge-
ordnete.

Griine und Linke kritisier-
ten hingegen den vermeint-

deswegen funktioniere, ZU Wenlge lichen Fetischcharakter der
weil der Bund auf die ge- schwarzen  Null.  Anja
bildete Asyl-Riicklage zu- SChUIden Hajduk monierte  zwar
riickgreife und im Etat entstanden.« auch, dass der Etat struktu-
grofiziigig mit Globalen Eckhardt Rehberg rell eine Liicke aufweise, die
Minderausgaben operiere. (CbU) durch eine Entnahme aus

,Das ist keine Schwarze

Null, sondern das sind rote

Zahlen, die Sie in Wirklichkeit produzie-
ren”, meinte Fricke.

Fur die AfD-Fraktion kritisierte Peter Boeh-
ringer, dass die vorgeblich solide Haus-
haltspolitik auf historisch einmaligen Son-
dereffekten beruhe. Wihrend der Bund
von der ,monetiren Staatsfinanzierung”
durch die Zinspolitik der Europdischen

der Riicklage und Globale

Minderausgaben  verdeckt
werde. Sie plddierte fiir die Griinen-Frakti-
on aber dafiir, die Spielriume im Rahmen
der im Grundgesetz verankerten Schulden-
bremse fiir ein milliardenschweres Investi-
tionsprogramm zu nutzen. ,Die CO2-neu-
trale Wirtschaft und die Digitalisierung
brauchen ein ganz anderes Volumen und
einen ganz anderen Impuls”, sagte Hajduk.

Ahnliches forderte die Linksfraktion.
Lotzsch betonte dabei einmal mehr, dass
die Vermogenden mehr zur Kasse gebeten
und weniger in die Verteidigung, dafur
mehr in Bildung, Pflege und Soziales in-
vestieren werden missten. Kein ,ernsthaf-
ter Okonom” unterstiitze mehr die Schwar-
ze Null, sagte Lotzsch. Sie miisse aufgege-
ben werden.

Bekenntnis der Union Das sieht man bei
der Union anders. Unter der Woche ver-
breitete die CDU auf Twitter ein Bild mit
einer klaren Botschaft: ,Wir stehen zu un-
serem Fetisch” - und zeigte eine Schwarze

Null mit vieldeutiger schwarzer Ledermiit-
ze. Weniger anziiglich begriindete Eckhardt
Rehberg (CDU) im Plenum die Position
der Union. ,Die Finanzkrise in Europa ist
nicht durch zu wenige Schulden entstan-
den; sie ist durch zu viele Schulden ent-
standen”, sagte der Christdemokrat in
Richtung der ,groflen Okonomen”, die
mehr Investitionen forderten. Es bestehe
ohnehin kein Finanzierungs-, sondern ein
Umsetzungsproblem. Den Griinen warf er
vor, mit ihren Planen die finanzielle Nach-
haltigkeit des Landes zu gefihrden. ,Dieser
Haushalt ist ein gutes Fundament fiir die
néchsten Jahre”, resiimierte Rehberg.

KOMPAKT |

Der Haushalt in Drucksachen

> Entwurf Im September diskutierte der Bundestag den Regierungsentwurf (19/11800), al-
lerdings einen unvollstdndigen. Wenige Wochen spater legte die Bundesregierung eine Er-
ganzung vor (19/13800), mit der die Ergebnisse des Klimapakets in den Etat-Entwurf inte-
griert wurden. Zu beiden Vorlagen nahm der Bundesrat Stellung (19/11802, 19/13801).

> Beschlilsse Die Ergebnisse der parlamentarischen Beratungen lassen sich in diversen
Drucksachen ergriinden. Die Gesamtiibersichten und der gednderte Gesetzestext sind in
Drucksache 19/13295 zu finden. Die Ergebnisse der Einzelplanberatungen in der Bereini-
gungssitzung sowie Verweise auf weitere Beschlussempfehlungen sind in Drucksache
19/13924 aufgefiihrt, einen Uberblick iiber die Beratungen bietet Drucksache 19/13925.

Das sah auch Johannes Kahrs (SPD) so.
Seine Fraktion stiinde ebenfalls hinter dem
Verzicht auf neue Schulden, allerdings
nicht, weil es ihr Fetisch sei, sondern aus
inhaltlicher Uberzeugung, frotzelte der So-
zialdemokrat. ,Diese Bundesregierung be-
treibt eine verldssliche, eine solide Haus-
haltspolitik.” Insbesondere den Griinen
warf Kahrs Doppelziingigkeit vor. So wiir-
den die Landesregierungen mit Beteiligung
der Partei ebenfalls auf die Aufnahme neu-
er Schulden verzichten, wahrend dies im
Bundestag nachdriicklich gefordert werde.

Bundesfinanzminister Olaf Scholz (SPD)
hob hervor, dass mit dem Etat der soziale
Zusammenhalt im Land gestdrkt, Investi-
tionen vorangebracht und Biirger entlastet
wiirden. Und auch Scholz kam um das
Reeperbahn-Festival nicht herum: Das sei
ihm als Hamburger ohnehin sehr ans Herz
gewachsen und er sei dem Bundestag fur
die Unterstlitzung ,sehr dankbar”. Das Fes-
tival sei ein ,ganz zentraler Beitrag, mit
dem wir weit iiber Deutschland hinaus
leuchten”. Séren Christian Reimer I

Weiterfuhrende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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EINNAHMEN
2020 Veranderungen zu
in 1.000 € 2019in 1.000 €
193 =
1.945 + 144
56 -30
2.902 -323
170.694 +10.848
1.206.020 +79.411
614.777 +34.995
318.670 +27.124
463.940 +15.616
65.132 +1.129
2.111.042 +21.651
8.582.956 —241.255
485.897 =
93.617 -179
892.232 +74.018
245.848 +46.763
40 =
3.907 +36
61 =
869.813 -126.230
39.276 +3.000
1.031.905 —-316.408
344.799.077 +5.969.690
362.000.000 +5.600.000

AUSGABEN
2020 Verénderungen zu
in 1.000 € 2019 in 1.000 €
44.691 -2.948
1.032.811 +41.905
39.449 +1.948
3.385.165 +143.442
5.928.661 +102.817
15.052.728 -796.720
919.734 +24.412
7.866.447 +686.014
9.209.555 +1.021.801
6.687.284 + 363.462
150.221.886 +4.961.635
31.048.457 +1.762.787
45.052.981 +1.825.167
15.350.354 +45.067
2.965.884 +678.784
12.055.263 +1.606.941
35.866 +1.503
163.135 +1.100
26.846 +1.628
10.884.082 +638.396
18.288.692 +18.939
13.736.518 -4.643.610
12.003.511 -2.884.470
362.000.000 +5.600.000
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BMF kiinftig
fiir IT-Projekt
verantwortlich

UMSTRUKTURIERUNG Die Neuaufstellung
des Projekts ,IT Konsolidierung Bund”
schldgt sich im kommenden Jahr umfang-
reich im Etat des Bundesfinanzministeri-
ums (BMF) nieder. Der Grofteil des gegen-
iiber dem Regierungsentwurf beschlosse-
nen Aufwuchses von 449 Millionen Euro
(Einzelplan 08) entfillt auf entsprechende
Umschichtungen innerhalb des Gesamt-
haushalts.

Das bisher vor allem im Bundesinnenmi-
nisterium (BMI) verantwortete Projekt
wird kiinftig in zwei Projekte gesplittet.
Das hatte das Bundeskabinett auf Vor-
schlag des IT-Rats der Bundesregierung be-
reits Anfang November beschlossen. Das
BMF wird demnach die Handlungsstrange
Betriebskonsolidierung und Dienstleiste-
rertiichtigung tibernehmen. Das BMI kiim-
mert sich weiterhin um die Handlungs-
stringe Dienstekonsolidierung und Be-
schaffungsbiindelung. Das Bundeskanzler-
amt soll fiir das Controlling des Gesamt-
projektes verantwortlich zeichnen. Der
Bundesrechnungshof hatte die bisherige
Projektumsetzung scharf kritisiert.
Gegeniiber dem Soll-2019 sieht der be-
schlossene Etat-Ansatz mit 7,87 Milliarden
Euro damit einen Aufwuchs von 686 Mil-
lionen Euro vor. Das entspricht einer Stei-
gerung von 9,6 Prozent. Zu dem Einzel-
plan gehort unter anderem die Zollverwal-
tung. Die Ausgaben in diesem Bereich sol-
len im kommenden Jahr 2,88 Milliarden
Euro betragen, 112 Millionen Euro mehr
als 2019. Allein auf das Personal der Zoll-
verwaltung entfallen dabei Ausgaben in
Hohe von 2,07 Milliarden Euro.

Debatte In der abschlieffenden Beratung
des Einzelplans vergangene Woche disku-
tierten die Abgeordneten iiberwiegend die
grofien Linien der Finanz-, Investitions- und
Haushaltspolitik (siehe Seite 3). Fabio De
Masi (Die Linke) lobte bezogen auf das Res-
sort die Plane, eine Taskforce im Ministeri-
um gegen grofiangelegten Steuerbetrug ein-
richten zu wollen. Das habe er schon friih-
zeitig gefordert. Andreas Schwarz (SPD)
freute sich ebenfalls iiber die Taskforce und
hob zudem die Rolle des Zolls hervor: ,Er
bekommt immer mehr Aufgaben. Damit ist
es notwendig und auch Pflicht, den Zoll
entscheidend mit Personal auszustatten.” Es
seien mehr als 5.000 Stellen geschaffen
worden, man sei auf dem richtigen Weg,
auch wenn er noch nicht zu Ende sei, sagte
der Sozialdemokrat.

André Berghegger (CDU) verwies ebenfalls
auf die personelle Verstirkung beim Zoll.
,Fir uns war es wichtig, die Verldsslichkeit
fir die Zollnerinnen und Zoéllner zu stér-
ken”, sagte der Christdemokrat. scr i
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Etat des Bundesprasidenten
sinkt um drei Millionen Euro

Dem Bundesprasidenten und dem Bundes-
prasidialamt (Einzelplan 02) stehen im
kommenden Jahr 44,7 Millionen Euro zur
Verfiigung. Damit sinken die Ausgaben im
Vergleich zum Soll fiir 2019 um etwa drei
Millionen Euro. Gegenilber dem Regie-
rungsentwurf fallt der nun beschlossene
Ansatz um 36.000 Euro geringfiigig kleiner
aus. Die Herabsetzungen fallen in das Kapi-
tel , Biiro der Gemeinsamen Wissenschafts-
konferenz”. Mit geplanten 29,9 Millionen
Euro machen die Ausgaben fiir Personal
den groBten Posten im Etat aus. Sie sinken
gegeniiber dem Vorjahr um 67.000 Euro.
Die  sachlichen  Verwaltungsausgaben
(-2 Millionen Euro) sowie die Ausgaben fiir
Investitionen (-1,3 Millionen Euro) sinken
deutlich. Mehr Mittel gibt es im kommen-
den Jahr fiir Zuweisungen und Zuschiisse
(+ 452.000 Euro), unter anderem fiir ein
Forschungsprojekt ,Das Bundesprasidial-
amt und der Nationalsozialismus, fiir das
bis einschlieBlich 2022 jahrlich jeweils
350.000 Euro etatisiert worden sind.

Bundesrat hat 2020 mehr
Mittel zur Verfiigung

Die Ausgaben des Bundesrates sollen im
kommenden Jahr steigen. Der Landerkam-
mer stehen 39,4 Millionen Euro zur Verfii-
gung. Das sind 1,9 Millionen Euro bezie-
hungsweise 5,2 Prozent mehr als das Soll
fiir 2019. Der Ansatz im Einzelplan 03 blieb
wahrend der Haushaltsheratungen im Bun-
destag unverandert. Mit 19,2 Millionen
Euro (2019: 18,2) bilden die Personalaus-
gaben auch 2020 das etatmaBige Schwer-
gewicht. Fir sachliche Verwaltungsausga-
ben sind mit 14 Millionen Euro rund eine
Million Euro mehr als in diesem Jahr einge-
plant. Die Ausgaben fir Investitionen sin-
ken von 5,8 auf 5,6 Millionen Euro.  scr i
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Weiterfiihrende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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Unter Protest

AGRAR Rekord-Etat verabschiedet. Bauern demonstrieren

it einem Rekordbud-
get antwortet das
Parlament auf einen
Rekordprotest  der
Bauern. Der Bundes-
tag hat am vergange-
nen Dienstag mit 6,69 Milliarden Euro
(2019: 6,32 Milliarden Euro) den bis dato
hochsten Etat des Agrarministeriums gebil-
ligt. Angesichts von zeitgleich rund 8.600
vor dem Brandenburger Tor vorfahrenden
Traktoren und einer anschlieffenden Pro-
testkundgebung mit circa 40.000 Teilneh-
mern gegen das Agrarpaket der Bundesre-
gierung wurde im Plenum abgerechnet.

Paradigmenwechsel Fir die SPD war
klar, dass die Landwirtschaftspolitik in
Deutschland einen Paradigmenwechsel
brauche. Matthias Miersch (SPD) forderte,
die strukturellen Defizite unter die Lupe zu
nehmen. Der Sozialdemo-
krat gab dem Subventions-
system der europdischen
Agrarforderung eine geho-
rige Mitschuld an den der-
zeit grofiten Problemen. Im
Wesentlichen werde die

»Respekt
beweist sich
nicht in den

chere, zu kommen. ,Respekt beweist sich
nicht in den Worten, sondern in den Ta-
ten”, sagte Kiinast, die eine entschlossenere
Umschichtung von EU-Fordermitteln aus
dem Topf der Direktzahlungen hin zur
Forderung von Umweltleistungen verlang-
te. Es solle auch in Zukunft ,echte Land-
wirtschaft mit Bauernfamilien geben” und
nicht durch Investoren, die in Wahrheit
keine Direktzahlungen brauchten.

,Bauern sollen nicht nur Landschaftsgart-
ner sein”, konterte Ministerin Julia Klock-
ner (CDU) ihre Vorrednerin. Die Land-
wirtsschafspolitik diirfe nicht nur aus der
Perspektive der Stidter gemacht werden,
denn der landliche Raum sei nicht der
Kompensationsraum fiir stddtische Wiin-
sche. Die Biuerinnen und Bauern seien so
gut ausgebildet wie noch nie, deshalb soll-
te mehr auf sie gehort werden, so Klockner.
Der Haushalt setze auf Hightech, auf Lo-
sungen und auf das Mitei-
nander statt auf das Gegen-
einander.

Die Union wolle die He-
rausforderungen mit den
Landwirten zusammen auf-
nehmen, nicht gegen die

Masse und nicht die Klasse WO rten ' Landwirtschaft, betonte
gefordert. ,Dadurch wer- H auch  Christian  Haase
den Landwirte immer unter son d ern in d en (CDU). Daftir stehe der
Druck  stehen”,  sagte Taten.« Haushalt mit einem Re-
Miersch. Landwirte, die kordwert und rund

sich auf den Weg machen
und etwas dndern wollen,
miissen belohnt werden,
forderte er.

Heidrun Bluhm-Forster (Die Linke) teilte
die Kritik der SPD an den ,Férdermodali-
titen” seitens der EU. Die Abgeordnete for-
derte ein energischeres Engagement im Be-
reich der Strukturverbesserung in den ldand-
lichen Raumen ein. Es gebe im Landwirt-
schaftsetat eine Vielzahl von Programmen,
die sich mit der Verbesserung der Investiti-
ons- und Forderbedingungen auf dem
Land beschiftigen wiirden. Diese sollten
weiter gestdrkt werden, statt die Bundesre-
gierung diese Mittel Uiber fiinf Ministerien
verteilen zu lassen.

Sorgen machte sich Renate Kiinast (Biind-
nis 90/Die Griinen) iiber die 6konomische
Grundlage der Landwirtschaft. Sie stellte
fest, dass die Preise fiir Lebensmittel sin-
ken, aber die direkten und indirekten Kos-
ten steigen wiirden. Daher gelte es, weg
von einem agrarindustriellen System, hin
zu einem System, das 6kologisch gut arbei-
te und den Landwirten ein Auskommen si-

Renate Klinast
(Btindnis 90/Die Grinen)

400 Millionen Euro mehr
als in diesem Jahr. Weil be-
sonders die Walder unter
grofen Schiden leiden wiirden und mehr
als 180.000 Hektar wieder aufgeforstet
werden miissen, habe der Bund bereits vor
einem Jahr zehn Millionen Euro Bundes-
mittel bereitgestellt. Im Zuge des Klima-
schutzpakets sollen in den nichsten vier
Jahren 478 Millionen Euro aus dem Bun-
deshaushalt zusammen mit Mitteln aus
den Liandern in Hohe von weiteren rund
400 Millionen Euro dafiir zur Verfigung
stehen, kiindigte Haase an.

Akute Probleme Keine Landwirtschafts-
politik iber die Kopfe der Landwirte hin-
weg zu fithren, forderte Ulla Thnen (FDP).
Das Auflegen immer neuer Forderprogram-
me werde die akuten Probleme der Land-
wirte nicht beseitigen konnen, meinte die
Liberale. Sinkende Hektarprimien wiirden
zu weniger Einkommen fithren und stiin-
den immer neuen Vorgaben zum Beispiel
durch das geplante Insektenschutzgesetz
entgegen. Derlei Einnahmeausfille konn-

Etat Erndhrung und
Landwirtschaft
2020

Ausgaben

6,69 Mrd. € 1,8%

(2019: 6,32 Mrd. €) am Gesamtetat
GroBte Ausgabenposten

1. Zuschisse zur Alterssicherung
der Landwirte: 2,42 Mrd. €

2. Zuschiisse zur Krankenversicherung
der Landwirte: 1,46 Mrd. €

ten auch durch Forschungsforderung nicht
kompensiert werden. Die Liberalen spra-
chen sich daher fiir faire Regeln fur die
Landwirte aus, statt sie zu gdngeln.

Birgit Malsack-Winkemann (AfD) konzen-
trierte sich auf den Erndhrungssektor und
kritisierte, dass etwas bei der Lebensmittel-
itberwachung in Deutschland strukturell
schieflaufe. So habe sich die Zahl der Le-
bensmittelriickrufe seit dem Jahr 2012
mehr als verdoppelt. ,Doch die Bundesre-
gierung weist jede Verantwortung von
sich”, monierte sie. Darauf zu verweisen,
dass die Bundeslinder ftir die Lebensmit-
telkontrollen zustdndig seien, reiche nicht.
Wenn durch einen Produzenten deutsch-
landweit Lebensmittel betroffen sind, mils-
se auch das Risikomanagement deutsch-
landweit erfolgen. Wozu sonst wiirden die
dafiir mit in der Verantwortung stehenden
Bundesbehorden Millionen aus dem Haus-
halt zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben er-
halten, fragte die Abgeordnete.

Abgestimmt Verabschiedet wurde der Etat
auf Grundlage des um das Klimaschutz-
programm 2030 ergdnzten Regierungsent-
wurfs fur den Haushalt 2020 (19/11800,
19/13802, 19/13800, 19/13801). Der Ein-
zelplan 10 wurde mit den Stimmen der
Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen
der Oppositionsfraktionen angenommen.
Der Haushaltsausschuss hatte fiir die Ab-
stimmung eine Beschlussempfehlung vor-
gelegt (19/13924, 19/13925). Ein von der
AfD  eingebrachter ~ Anderungsantrag
(19/15462) fand bei Enthaltung der FDP
gegen die iibrigen Stimmen des Hauses
keine Mehrheit. Darin hatte die Fraktion
gefordert, den Titel ,Entwicklung und
Markteinfithrung eines Tierwohllabels” im
Etat zu streichen. Jan Eisel §

Haushalt bildet Grundlage
fir »Jahre des Handelns«

UMWELT Etat wachst um 30 Prozent. Niedriger Gesamtanteil

Die Kritik der Opposition am Klimapaket
der Koalition ist auch in der Debatte zum
Umweltetat 2020 vergangene Woche nicht
abgerissen. Oppositionspolitiker forderten
Umweltministerin Svenja Schulze (SPD)
zu grofleren Bemithungen auf und lehnten
den Einzelplan 16 bei Zustimmung der
Koalition geschlossen ab. Das mittels Er-
ginzung des Regierungsentwurfes (19/
13800) eingefiigte Klimapaket selbst findet
seinen Niederschlag zu groflen Teilen in
anderen Einzelplinen und vor allem im
Wirtschaftsplan des Energie- und Klima-
fonds (EKF), einem Sondervermdgen des
Bundes. Auch die Mittel fiir die Nationale
Klimaschutzinitiative wurden aus dem
Umwelt-Etat dorthin verlagert.

Schulze kann damit im Jahr 2020 mit Aus-
gaben in Hohe von 2,97 Milliarden Euro
(2019: 2,29 Milliarden Euro) planen. Da-
mit wichst der Haushalt des Ministeriums
fir Umwelt, Naturschutz und nukleare Si-
cherheit um 680 Millionen Euro bezie-
hungsweise rund 30 Prozent. Ein GrofSteil
der Anderungen gegeniiber dem Regie-
rungsentwurf, 250 Millionen Euro, entfal-
len auf vorsorglich bereitgestellte Entscha-
digungszahlungen an Energieunterneh-
men. Das Bundesverfassungsgericht hatte
2016 entschieden, dass der Bund den Kern-
kraftwerksbetreibern fiir einen Teil der im
Vorfeld des Atomausstieges von 2011 geta-
tigten Investitionen entschddigen muss.
Neben dem Kapitel Klimaschutz, das auf
rund 726 Millionen Euro steigt, bildet der
Bereich Zwischen- und Endlagerung radio-
aktiver Abfille mit 1,1 Milliarden Euro den
grofiten Posten des Etats. Im Bereich Um-
weltschutz sind mehr Mittel (29,8 Millio-
nen Euro) fir den ,Internationalen Klima-
und Umweltschutz der Meere” vorgesehen.
Auch die Mittel fiir internationale Zusam-
menarbeit wurden erhoht (26 Millionen
Euro). Beim Naturschutz erfahren die Pro-
gramme ,Biologische Vielfalt” (45 Millio-
nen Euro und ,Blaues Band” (12,4 Millio-
nen Euro) einen Aufwuchs. Auch die Mittel
fiir den Wildnisfonds wurden verdoppelt.

Mehr Engagement ,Der Haushalt 2020
legt eine gute Grundlage dafiir, dass jedes
Jahr zum Jahr des Handelns im Klima-
schutz wird”, sagte Umweltministerin
Schulze. Bei der Anfang Dezember anste-
henden Weltklimakonferenz im spani-
schen Madrid wolle sie dafiir werben, dass
sich auch andere Linder zu mehr Klima-
schutz verpflichteten. Unterstiitzung kam
von  SPD-Haushaltspolitiker ~ Andreas
Schwarz. Er betonte, dass mit dem Haus-
halt der Kampf gegen Plastik in Gewdssern
gestdrkt werde.

Etat Umwelt, Naturschutz
und nukleare Sicherheit
2020

Ausgaben
2,97 Mrd. €
(2019: 2,29 Mrd. €)

0,8%

am Gesamtetat

GroBte Ausgabenposten

1. Zwischenlagerung und Endlagerung
radioaktiver Abfalle: 1,13 Mrd. €

2. Ausgaben fir Klimaschutz: 0,73 Mrd. €

Ingo Gidechens (CDU) lobte ebenfalls die
Entscheidung, Plastikmiill mit einem eige-
nen Forderprogramm und 15 Millionen
Euro extra zu bekdmpfen. ,Der Blick auf
andere Teile der Welt offenbart, dass das
Problem eher grofier als kleiner wird”, sag-
te er. Der Christdemokrat verwies zudem
auf die neun Milliarden Euro im EKF fur
Mafinahmen gegen den Klimawandel.

HeiBe Nadel Kritik am Haushalt und dem
Klimapaket kam von Ulla Thnen (FDP). Sie
bezeichnete das Paket als ,mit der heiflen
Nadel gestrickt.” Dem Etat fehle es an , Ge-
staltungswillen und Vision” Sie kritisierte,
dass sich ein Grof3teil der MafSnahmen fiir
Klimaschutz im EKF befinden. Dieser sei
zwar grofler als zuvor, habe aber die glei-
chen strukturellen Probleme.

Auf die Tatsache, dass der Anteil des Um-
weltetats am Gesamtetat ,signifikant nied-
rig” bleibe, verwies Heidrun Bluhm-Forster
(Die Linke). Vom Etat gehe ,definitiv kein
Signal fiir nachhaltige Umwelt- und Klima-
politik” aus, sagte sie. Dass mehr als 60 Pro-
zent der Mittel fir den EKF im Wirtschafts-
und nicht im Umweltministerium verwaltet
wiirden, verstetige dieses, sagte sie.

,Es geht weiter mit Pillepalle”, monierte
auch Sven Christian Kindler (Biindnis 90/
Die Griinen). Das Klimapaket sei ein , offe-
ner Bruch” mit den Pariser Klimaschutzzie-
len. Zudem wiirden Gerechtigkeit und Kli-
maschutz gegeneinander ausgespielt. Kind-
ler forderte, klimaschddigende Subventio-
nen abzuschaffen.

Fur die AfD-Fraktion kritisierte Karsten
Hilse den Haushalt als ,nicht den Grund-
sdtzen der Sparsamkeit” entsprechend. Das
Wohl des deutschen Volkes stehe fiir die
Regierung ,hinten an”, sagte er. Das Geld
der Steuerzahler werde ,ohne wissenschaft-
liche Begriindung” fiir Klimaschutzpolitik
verschwendet und Arbeitsplitze wiirden
vernichtet. Lisa BriBler I

Eine Frage des Wo und Was

BAU Opposition sieht falsche Schwerpunkte im Etat

Von Enteignungspolitik bis hin zu einer
Abkehr von der Solidargemeinschaft - Aus-
sprachen tiber die Bau- und Wohnungspo-
litik bewegen im Bundestag grundsatzlich
die ganz groflen Fragen und Perspektiven.
Die Debatte iiber den Etat von Bundesbau-
minister Horst Seehofer (CSU) fiir 2020
blieb dieser Linie treu: Wihrend Seehofer
in der vergangenen Woche herausstellte,
dass seine Regierung so viel auf dem Woh-
nungsmarkt veranlasst habe wie keine zu-
vor, kritisierte die Opposition die geplan-
ten Haushaltsposten.

Die AfD warf dem Minister vor, den landli-
chen Raum zu vernachldssigen, die FDP
kritisierte ein mangelhaftes Vorgehen ge-
gen die Mietendeckel-Pldne speziell in Ber-
lin. Die Linksfraktion erklarte, bald miiss-
ten Sozialwohnungen unter Artenschutz
gestellt werden, so stark sinke deren Zahl.
Von der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen
hief3 es, ein Grofiteil der Férdermafinahme

des Baukindergelds gehe in den Bestands-
kauf gehe und nicht in den Neubau. Einen
ruhigeren Ton brachte ein Vertreter der
SPD-Fraktion in die Debatte, der auf er-
folgreich eingefithrte Mietbegrenzungen
bei bundeseigenen Immobilien verwies so-
wie auf die Mittel in der Stadtebauforde-
rung, die dem sozialen Zusammenbhalt in
der Gesellschaft dienten.

Der Bereich ,Bauen, Wohnen und Stadt-
entwicklung” umfasst Ausgaben von etwa
3,6 Milliarden Euro (2019: 4,6 Milliarden
Euro), die Ausgaben fiir Wohngeld belau-
fen sich dabei auf 600 Millionen Euro
(2019: 510 Millionen Euro). Fiir das Bau-
kindergeld sind 861,35 Millionen Euro
vorgesehen (2019: 570 Millionen Euro).
Fiir die Stadtebauforderung sind eine Mil-
liarde Euro eingeplant (2019: 899,75 Mil-
lionen Euro) und fiir die nationale Stadt-
entwicklungspolitik 20,9 Millionen Euro
(2019: 9,5 Millionen Euro). pez |l

Bundestags-Etat erhoht

PARLAMENT Ausgaben steigen um vier Prozent

Der Etat des Bundestages steigt in kom-
menden Jahr auf 1,033 Milliarden Euro.
Gegeniiber dem Regierungsentwurf erh6h-
ten die Parlamentarier den Einzelplan 02
im Zuge der Beratungen um rund elf Mil-
lionen Euro. Gegeniiber dem Soll fiir 2019
betragt der Aufwuchs damit rund 41,9 Mil-
lionen Euro beziehungsweise rund vier
Prozent. Der Einzelplan wurde ohne Aus-
sprache einstimmig angenommen.

Fir Entschddigungen und Amtszulagen so-
wie Aufwandsentschiddigungen nach dem
Abgeordnetengesetz sollen im kommen-
den Jahr insgesamt rund 121 Millionen
Euro ausgeben werden. Das Soll-2019 be-
trdgt 117,8 Millionen Euro. Fir die Mitar-
beiter der Abgeordneten sind im kommen-
den Jahr Ausgaben in Hohe von 257,7 Mil-
lionen Euro vorgesehen, etwa vier Millio-
nen Euro mehr als fiir 2019. Der Zuschuss
an die Fraktionen wurde im parlamentari-
schen Verfahren erhoht: Er fillt mit 119,4

Millionen Euro 1,7 Millionen Euro hoéher
aus als im Regierungsentwurf vorgesehen.
Der Regierungsentwurf hatte das Soll fiir
2019 fortgeschrieben. Zudem wurden Titel-
ansitze fur die IT-Ausstattung der Abgeord-
neten erhoht. Weiter Anderungen im parla-
mentarischen Verfahren begriindeten sich
beispielsweise durch neue Stellen in der
Verwaltung.

Zudem sind steigende Zuschiisse fir die
Forderung von Einrichtungen fiir parla-
mentarische Zwecke vorgesehen. Der An-
satz soll mit rund 3,8 Millionen Euro ho-
her ausfallen als im Regierungsentwurf be-
ziehungsweise im Etat 2019 (jeweils
3,5 Millionen Euro). Zu den Empfingern
gehort unter anderem die Deutsche Parla-
mentarische Gesellschaft. Die Foérderung
des Deutschen Instituts fiir Menschenrech-
te fallt mit 3,085 Millionen Euro ebenfalls
etwas hoher aus als im Regierungsentwurf
beziehungsweise 2019. scr
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Zinsumfeld wirkt sich positiv
auf Finanzen des Bundes aus

Das Zinsumfeld wirkt sich weiterhin positiv
auf die Finanzen des Bundes aus. Im nun
beschlossenen Haushalt wird im kommen-
den Jahr mit Ausgaben in Hohe von
14,4 Milliarden Euro fir Zinsen fiir Bundes-
anleihen gerechnet. Das sind rund 300 Mil-
lionen weniger als im Regierungsentwurf.
Das Soll fiir 2019 liegt bei 15,7 Milliarden
Euro. 2018 gab der Bund 17,6 Milliarden
Euro fiir Zinsen auf Bundesanleihen aus.
Positiv fiir den Bund wirken sich zudem die
.Disagio auf Bundesanleihen, Bundesobli-
gationen, Bundesschatzanweisungen, un-
verzinsliche Schatzanweisungen und Darle-
hen” aus. Der als im Einzelplan 32 (Bun-
desschuld, 19/13922) als negative Ausgabe
verbuchte Titel bringt dem Bund im kom-
menden Jahr 3,3 Milliarden Euro. Im Regie-
rungsentwurf war lediglich mit 808 Millio-
nen Euro gerechnet worden. Fiir 2019 liegt
das Soll bei 412 Millionen Euro, 2018 wa-
ren es 3,3 Milliarden Euro. Im kommenden
Jahr geht der Bund von einer Bruttokredit-
aufnahme 238,2 Milliarden Euro aus. 2019
sind es 185,1 Milliarden Euro. Den Kreditfi-
nanzierungsplan zufolge sollen 2020
227,6 Milliarden Euro zur Tilgung von Kre-
diten ausgegeben werden. Im laufenden
Jahr sind es 183,1 Milliarden Euro.

Zehn Millionen Euro fiir
Kommunikation zum EKF

Der Etat der Bundeskanzlerin und des Bun-
deskanzleramtes (Einzelplan 04) steigt im
kommenden Jahr auf 3,39 Milliarden Euro.
Das sind 143,4 Millionen Euro mehr als das
Soll fiir 2019. Gegeniiber dem Regierungs-
entwurf liegt der Ansatz 191,5 Millionen
Euro héher. Der Ausgabeschwerpunkt ent-
fallt auf den Kultur-Etat (siehe Seiten 2 und
7). Fir ein neu zu schaffendes Digital-
Transformation-Team ist nun eine Anschub-
finanzierung von 1,9 Millionen Euro vorge-
sehen. Dem zum Einzelplan gehdrenden
Bundespresseamt werden im kommenden
Jahr zusatzlich zehn Millionen Euro zur res-
sortiibergreifenden Kommunikation zum
+Energie- und Klimafonds" (EKF) zur Verfi-
gung gestellt. Der Zuschuss an den Bun-
desnachrichtendienst fallt mit 977,9 Millio-
nen Euro zehn Millionen Euro hoher aus als
im Regierungentwurf (2019: 966,4 Millio-
nen Euro).

Kaum Veranderungen in
kleineren Etats

Die im Haushaltsplan gefiihrten kleineren
Etats haben sich im parlamentarischen Ver-
fahrens in absoluten Zahlen nicht wesent-
lich verdndert. Dem Bundesverfassungsge-
richt (Einzelplan 19) stehen im kommenden
Jahr mit 35,9 Millionen Euro rund 0,6 Mil-
lionen Euro mehr zur Verfiigung als im Re-
gierungsentwurf vorgesehen. Gegeniiber
diesem Jahr steigt der Etat des Verfas-
sungsorgans um 1,5 Millionen Euro. Der
Bundesbeauftragte fiir Datenschutz und
die Informationsfreiheit wird 2020 (ber
Mittel in Hohe von 26,8 Millionen Euro ver-
fligen konnen. Gegenlber dem Regie-
rungsentwurf erhdhten die Parlamentarier
den Ansatz um 1,7 Millionen Euro. Der Re-
gierungsentwurf hatte urspriinglich gering-
fligig weniger Ausgaben als das Soll von
25,2 Millionen Euro fiir dieses Jahr vorge-
sehen. Keine Veranderungen in der Summe
nahmen die Parlamentarier am Etat des
Bundesrechnungshofes (Einzelplan 20) vor.
Der Rechnungshof hat damit im kommen-
den Jahr Mittel in Hohe von 163,1 Millio-
nen Euro zur Verfiigung. Das sind 1,1 Mil-
lionen Euro mehr als 2019. scr i

Gleisbauarbeiten in RoBlau in Sachsen-Anhalt: Der Bund will in den kommenden Jahren mehr in die Schienenwege investieren.
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Mehr Geld fir die Bahn

VERKEHR Linken und Griinen reicht Aufwuchs nicht aus. AfD sieht sich als Autofahrer-Partei

ie Bahn erwartet ein wah-
rer Geldregen. In den Be-
ratungen zum Bundes-
haushalt 2020 gab es ei-
nen kréftigen Nachschlag
- sowohl fiir das Unter-
nehmen Deutsche Bahn AG (DB AG) als
auch fur Mafinahmen zur Instandhaltung
und zum Ausbau der Schienenwege. Die
DB AG darf sich tiber die im Klimapaket
vereinbarte Erhohung des Eigenkapitals in
Hohe von einer Milliarde Euro freuen.
Ebenfalls im Klimapaket vereinbart wurde
die Reduzierung der Anlagenpreise im
Schienengiiterverkehr um 40 Millionen
Euro. Fur das Bundesprogramm ,Zukunft
Schienengiiterverkehr” sind 30 Millionen
Euro vorgesehen - zehn Millionen mehr
als im Regierungsentwurf.
Fur die Verbesserung der Attraktivitdt und
Barrierefreiheit von Bahnhofen, das
,1000-Bahnhofe-Programm”,  stellt der
Bund fir 2020 35,1 Millionen Euro -
ebenfalls gut zehn Millionen Euro mehr
als im Regierungsentwurf geplant - zur
Verfiigung. 26 Millionen Euro zusitzlich
gibt es, um Engpésse im Nahverkehr zu be-
seitigen. Mehr als 400 Millionen Euro sol-
len im Rahmen des Gemeindeverkehrsfi-
nanzierungsgesetzes den Lindern fir
OPNV-Vorhaben zur Verfligung gestellt
werden.

Instandhaltung Der Clou allerdings ist
die zwischen Bund und Bahn ausgehandel-
te Dritte Leistungs- und Finanzierungsver-

einbarung (LuFV III) zur Instandhaltung
der Eisenbahn-Infrastruktur. Mit der LuFV
IIT sollen im Zeitraum von 2020 bis 2029
insgesamt 86,2 Milliarden Euro fir In-
standhaltung zur Verfiigung stehen. Davon
entfallen 62 Milliarden auf den Bund.

Also alles gut? Keineswegs, findet die Op-
position. Und zwar aus ganz unterschiedli-
chen Griinden. Dirk Spaniel (AfD) kriti-
sierte bei der abschliefienden Beratung des
Einzelplans 12 die ,Um-
schichtung des Budgets
vom Straflenbau zur Schie-
ne” mit der sich der ,ideo-
logische Kampf gegen den
motorisierten  Individual-
verkehr” zeige.

Victor Perli (Die Linke) be-
fand hingegen, die Bundes-
mittel reichten nicht aus,
um den Investitionsriick-
stau im Schienennetz abzu-
bauen.

Fir Stephan Kithn (Griine)
stellt der Haushalt keine In-
vestitionsoffensive fiir die Verkehrswende
dar, sondern sei lediglich ,reine Kosmetik”.
Christoph Meyer (FDP) bemingelte die
Ausgestaltung der LuFV III, der aussagefa-
hige Qualititskennzahlen und Riickforde-
rungsmoglichkeiten fehlten.

Angesichts der erheblichen Mittelaufwiich-
se bei der Bahn noch mehr zu fordern, sei
unserids, befand wiederum Soren Bartol
(SPD). Riudiger Kruse (CDU) konstatierte,
die Kritik an zu viel und gleichzeitig an zu

Das Dach, auf das die Sonne schien

WIRTSCHAFT Der Minister lobt sich, die Opposition sieht ein 6konomisches Harakiri

Mit einer Prise Emporung wird gerne mal
ein Etat-Schlagabtausch im Bundestag ge-
wiirzt. Als es in der vergangenen Woche
um den Haushalt des Ministeriums fur
Wirtschaft und Energie ging, knopfte sich
denn auch Minister Peter Altmaier (CDU)
namentlich die Abgeordneten Volker Miinz
(AfD) und Michael Theurer (FDP) vor. Die
sollten Deutschland nicht so schlecht re-
den, raunzte Altmaier. Er habe das Gefiihl,
dass die beiden geradezu das Ausbleiben
einer Rezession bedauerten, weil sie doch
so gerne die Regierung kritisierten. Statt-
dessen sollten sie sich lieber freuen, dass
der Aufschwung weitergehe.

Miinz hatte dem Minister unter die Nase ge-
rieben, dass Deutschland im letzten Quartal
nur knapp an einer Rezession vorbeige-
schrammt sei. Es handle sich um eine Struk-
turkrise, die zum grof3en Teil durch eine fal-
sche Wirtschafts- und Energiepolitik verur-
sacht worden sei - Forcierung der Elektro-
Mobilitdt als wesentlicher Kritikpunkt. Die
von der Regierung betriebene Energiewende
sei Okologisch kontraproduktiv, ©6kono-
misch Harakiri und sozial ungerecht.
Theurer befand, Altmaier hitte besser das
wirtschaftspolitische Dach reparieren sol-
len, als noch die Sonne geschienen habe.
Stattdessen habe die Regierung die Wachs-
tumsprognosen immer wieder senken

Etat Wirtschaft und Energie

2020

Ausgaben

9,21 Mrd. € 2,5%

(2019: 8,19 Mrd. €) am Gesamtetat

GroBte Ausgabenposten

1. Innovation, Technologie und Neue Mobilitat:
3,36 Mrd. €

2. Energie und Nachhaltigkeit: 2,08 Mrd. €

miissen. Was die FDP unter Reparatur ver-
steht, zdhlte er auf: von der vollstindigen
Abschaffung des Solidarititszuschlags bis
zu einer Digitalisierungsoffensive und ei-
ner zielgenauen Einwanderungspolitik, um
beim Fachkraftemangel gegenzusteuern.

Johann Saathoff (SPD) verkniff es sich,
den Namen Altmaier in den Mund zu neh-
men, als er Koalitionsgeplankel in die De-
batte einfithrte: Windenergie. Dem Minis-
ter schwebt vor, bei Windrddern einen
1000-Meter-Abstand zur ndchsten Siedlung
gesetzlich vorzugeben (siehe Seite 10).
Dann werde es Mitte ndchsten Jahres keine

Windindustrie mehr in Deutschland ge-
ben, prophezeite Saathoff. Doch miisse
Energiepolitik eine Kombination aus Kli-
ma- und Industriepolitik sein. Eben diesen
Windrader-Streit griff auch Anja Hajduk
(Biindnis 90/Die Griinen) auf: Bei der
Windkraft sei bereits in den vergangenen
zwei Jahren ein Einbruch um 80 Prozent
zu registrieren gewesen. Die Solarindustrie
sei schon kaputtgespart worden. Generell
beklagte sie den Umgang der Regierung
mit der Klimakrise, dazu die marode of-
fentliche Infrastruktur und die schlechte
digitale Infrastruktur. Mit dieser Politik von
vorgestern konne die Wirtschaft kaum an
Fahrt gewinnen.

Heidrun Bluhm-Forster (Die Linke) zeigte
sich erstaunt, dass das Ministerium in der
Offentlichkeit mit Digitalisierung und
Kinstlicher Intelligenz punkte, obwohl die
veranschlagten Mittel deutlich hinter den
Anforderungen der Wirtschaft zuriickblie-
ben. Beziiglich der Strukturpolitik und der
Forderung ldndlicher Raume sei der Haus-
halt enttduschend - auch und gerade fur
den Osten. Bei Lohnen, Tarifabschliissen
und Renten miisse es eine Gleichstellung
zwischen Ost und West geben.

Auf Linke und Griine schoss sich seiner-
seits Andreas Mattfeldt (CDU) ein. Sie
schickten sich an, die Klima-Politik der Re-

»Geld steht
zur Verfiigung.
Die Heraus-
forderung ist,
es auch zu
verbauen.«

Séren Bartol (SPD)

wenig Geld fuir die Bahn zeige: ,Die Union
ist Deutschlands starke Mitte.”
Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer
(CSU) warf ,im Bundestag sitzenden Par-
teien” vor, im Plenum eine gute Schiene zu
fordern und ,drauflen dann dagegen zu
sein”. Fiir die Bahn brauche es einen ,na-
tionalen Kraftakt”. Man miisse sich zusam-
mensetzen und fragen, ,wie wir die Bahn
in Auftrag, Ziel, Struktur und Organisation
zukunftsfahig aufstellen”,
sagte Scheuer. In Zeiten
von Klimazielen miissten
schliefflich  alle  dafir
kampfen, ,dass die Bahn
ein gutes Angebot ist”.

Aus Sicht des AfD-Ver-
kehrsexperten Spaniel ist
jedoch die Grundannah-
me, durch etwas mehr An-
gebot im OPNV das Auto
als Verkehrsmittel ersetzen
zu koénnen, ,vollig illuso-
risch”. Mehr als 80 Prozent
des Personenverkehrs in
Deutschland wiirden durch Autofahrten
abgewickelt. Seine Fraktion unterstiitze ei-
nen pragmatischen Ausbau des OPNV.
,Aber die Wahl des Verkehrsmittels darf
nicht durch Schikanen gegen das Auto ver-
zerrt werden”, forderte Spaniel. Wer stin-
dig versuche, das Auto niederzureden, zei-
ge, ,wie sehr er sich von der Lebenswirk-
lichkeit der Menschen in diesem Land ent-
fernt hat”, sagte Spaniel und befand: ,Die
AfD ist die Autofahrerpartei.”

gierung verbal und auch real zu zerschla-
gen - und damit die Zukunft der jungen
Generation. Die Koalition wolle im Gegen-
satz zu den Griinen nicht mit der Verbots-
keule agieren, sondern setze auf Anreize.

Es war Minister Altmaier, der wieder ruhi-
geres Debatten-Fahrwasser ansteuerte. Er
rief dazu auf, Umweltpolitik und Klimapo-
litik mit Wirtschaftspolitik zu vershnen
und zu vereinbaren. Dann konne dafiir ge-
sorgt werden, dass der Aufschwung in
Deutschland noch eine ganze Zeitlang wei-
tergehe. Ein Selfie in der Abteilung Lob
lief} er nicht aus: In seiner Parlamentarier-
Zeit sei noch nie ein Haushalt verabschie-
det worden, der so viel Gutes fir Wirt-
schaft, Klima und Umwelt anstof3e. Frei-
lich konnte auch noch nie ein Minister in
diesem Ressort derart iippig klotzen. Alt-
maiers 2020-er Etat umfasst 9,21 Milliar-
den Euro, gut eine Milliarde mehr als in
diesem Jahr. Darin enthalten sind die Mit-
tel zur Umsetzung des Klimaschutzpro-
gramms 2030. Franz Averdunk I

Weiterfiihrende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

[=]}%

Wenig begeistert dariiber, dass die Bahn
yunkontrolliert mit Milliarden zugeschiit-
tet wird”, zeigte sich auch Christian Jung
(FDP). Die vorgesehene Eigenkapitalerho-
hung fur die DB AG nannte er eine ,un-
glaubliche Wettbewerbsverzerrung gegen-
iiber den Privatbahnen”. Jung kritisierte zu-
dem die ,einseitige Forderung der Elektro-
mobilitdt” und die ,Ideologie gegen die in-
dividuelle Mobilitit und den Verbren-
nungsmotor”. Dies werde schon im Frith-
jahr zu Kurzarbeit und zur Streichung von
Arbeitsplitzen in der Automobilindustrie
fithren, prognostizierte er.

Marode Briicken Die Politik der letzten
20 Jahre habe Deutschland kaputtgespart,
sagte der Linken-Haushaltspolitiker Perli.
Es gebe einen Investitionsstau von mehr
als 50 Milliarden Euro. Zehntausende ma-
rode Briicken und Straflen miissten saniert
werden. ,Das kostet den Bund mindestens
20 Milliarden Euro”, rechnete Perli vor.
Die Wasserstraflen seien ebenfalls jahr-
zehntelang vernachldssigt worden, ,und
beim Breitbandausbau und der Digitalisie-
rung kommt das Geld iiberhaupt nicht vor
Ortan”.

Der Verkehrssektor habe die grofite Bring-
schuld beim Klimaschutz, sagte der Grii-
nen-Verkehrspolitiker Kithn. Der CO2-Aus-
stoff miisse bis 2030 um mindestens
40 Prozent reduziert werden. ,Das ist eine
gewaltige, aber zugleich machbare Heraus-
forderung”, befand er. Union und SPD ver-
mittelten jedoch den Eindruck, es kénne

Anzeige

Etat Verkehr und digitale
Infrastruktur
2020

| Ausgaben -
31,05 Mrd. € 8,6%

(2019: 29,29 Mrd. €)  \GRRSSELIEEINY

GroBte Ausgabenposten
1. Bau, Erhaltung und Betrieb

der BundesfernstraBen: 9,56 Mrd. €
2. Infrastrukturbeitrag (des Bundes)

fiir die Erhaltung der Schienenwege

(der Eisenbahnen des Bundes): 4,64 Mrd. €

im Wesentlichen so weitergemacht werden
wie bisher, nur miisse hier und da etwas
mehr Geld in die Hand genommen wer-
den. ,Das ist ein Trugschluss”, machte
Kithn deutlich.

SPD-Fraktionsvize Bartol befand hingegen,
der Etat setze auf die richtige Mischung aus
Investitionen, Innovationen und sozialem
Ausgleich. ,Jetzt geht es ans Umsetzen”,
sagte er. Geld stehe ausreichend zur Verfii-
gung. ,Die Herausforderung besteht darin,
es auch zu verbauen”, sagte Bartol.

Fir die Union stellte Reinhold Sendker
(CDU) Klar, dass die Verkehrsverlagerung
auf Schiene und Wasserwege, ,so weit wie
moglich”, begriifit werde. Es diirfe aber
keine Einschrankung beim Verkehrstrager
Strafle geben, ,dort, wo die Menschen da-
rauf angewiesen sind”.  G6tz Hausding I
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ie Angst vor explodieren-
den Kosten in der Pflege
ist verbreitet. Seit Jahren
steigen die in Pflegehei-
men zu zahlenden Eigen-
anteile und bringen Fa-
milien an den Rand der finanziellen Mog-
lichkeiten. Mit gesetzlichen Anderungen
sind in den vergangenen Jahren die Pflege-
leistungen auf breiter Front aufgestockt
worden, ein nach Ansicht von Experten
iiberfilliger Schritt. Zugleich sollen Pflege-
fachkrifte, von denen es nach wie vor zu
wenige gibt, besser bezahlt werden, um ei-
ne angemessene Versorgung zu gewéhrleis-
ten. Dies fithrt zu dem sozialen Dilemma,
dass die Pflegeversorgung fiir die Versicher-
ten immer dann prekarer wird, wenn sich
Lohne in der Pflegebranche verbessern.
Mehr Leistungen und verbesserte Arbeits-
bedingungen fiir Pflegekrifte fithren im Er-
gebnis unter anderem zu héheren Eigenan-
teilen in Pflegeheimen, denn die gesetzli-

Etat Gesundheit

2020

Ausgaben

15,35 Mrd. € 4,2%
(2019:1531 Mrd. €)  \GACEEIIECY
GroBte Ausgabenposten

1. Zuweisungen Gesundheitsfonds: 14,5 Mrd. €
2. Personalausgaben: ca. 0,27 Mrd. €

che Pflegeversicherung zahlt nur einen Teil
der Kosten. Das Institut der deutschen
Wirtschaft (IW) hat diesen Trend unlangst
in einer bundesweiten Studie anschaulich
in Zahlen gefasst. Demnach erreichen die
monatlichen Kosten fiir eine stationire
Pflege in vielen Regionen schnell
3.000 Euro und mehr.

Hohe Eigenanteile Unterkunft, Verpfle-
gung und Investitionskosten miissen die
Heimbewohner ohnehin selbst zahlen,
hinzu kommen anteilig die Pflegekosten.
Der fillige Eigenanteil fiir die Pflegeleis-
tungen ist der Studie zufolge zuletzt stark
gestiegen. So werden in Berlin 915 Euro
fillig, in Bayern 864 Euro. In Ostdeutsch-
land sind die Eigenanteile niedriger, aller-
dings fallen dort die Steigerungen deutli-
cher aus. Am stdrksten erhohte sich der Ei-
genanteil in Mecklenburg-Vorpommern,
von 292 Euro 2018 auf 520 Euro in diesem
Jahr, ein Plus von 78 Prozent!

Die Pflege spielte in der Schlussberatung
iiber den Gesundheitsetat 2020 vergangene
Woche eine dominierende Rolle. Die Op-
position votierte geschlossen gegen den
Etatansatz, der in den Ausschussberatun-
gen noch um 25 Millionen Euro aufge-
stockt wurde (19/13925) und Ausgaben
von rund 15,35 Milliarden Euro vorsieht,
rund 45 Millionen Euro mehr als 2019.
Der grofite Ausgabenposten entfillt auf
den Bundeszuschuss an den Gesundheits-
fonds, der seit 2017 bei 14,5 Milliarden
Euro festgeschrieben ist. Uber Steuergelder
finanziert werden damit Aufwendungen
der Krankenkassen fiir gesamtgesellschaftli-
che Aufgaben. Hinzu kommen rund
272 Millionen Euro fiir Personalausgaben.
Die iibrigen Mittel verteilen sich unter an-
derem auf die Pflegevorsorge, Forschungs-
und Entwicklungsvorhaben, Aufklarungs-
und Informationskampagnen sowie die in-
ternationale Gesundheitspolitik. Das Bau-
vorhaben Universitdres Herzzentrum Ber-
lin erhielt zuletzt noch Finanzierungszusa-
gen in Form von Verpflichtungsermachti-
gungen in Hohe von 100 Millionen Euro.
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Kostenlawine

GESUNDHEIT Der Etat von Minister Spahn bildet den
wahren Umfang der Versorgungsausgaben kaum ab

Gesundheitsexperten rechnen in den nédchsten Jahren mit tendenziell steigenden Beitragen.

In der Schlussdebatte raumte Karin Maag
(CDU) ein, dass nicht jedes Problem geldst
sei, aber die Versorgung sei gut. Ein Pro-
blem ist aus ihrer Sicht die Kostenbelas-
tung bei Langzeitpflege. Die finanzielle
Entlastung der Angehorigen sei auf den
Weg gebracht worden, nun miisse etwas ge-
tan werden gegen die steigenden Eigenan-
teile in Pflegeheimen. Auch sollte der Pfle-
gevorsorgefonds ausgebaut werden.

Abrechnungsstreit Grundsitzliche Kritik
an der Gesundheitspolitik kam von der
AfD. Birgit Malsack-Winkemann (AfD) er-
innerte an den hiufigen Abrechnungsstreit
zwischen Krankenkassen und Krankenhédu-
sern und wertete dies als Betrug auf Kosten
der Versicherten. Niemand habe Kliniken
daran gehindert, iiberhohte Rechnungen
auszustellen. Uber viele Jahre sei ein Sys-
tem geduldet worden, das Moglichkeiten
zum Abrechnungsbetrug biete. Die Bei-
tragszahler seien vermutlich um mehrere
Milliarden Euro geschddigt worden.

Nach Ansicht der FDP werden die Kran-
kenversicherungsbeitrige kiinftig weiter
steigen. Karsten Klein (FDP) sagte, mit den
vielen Reformen gingen Wohltaten, Verbes-
serungen und Versprechen einher, zugleich

erhohten sich die Kosten enorm. Wieland
Schinnenburg (FDP) kritisierte speziell ho-
he Kosten fiir die Verwaltung der Kranken-
kassen und die ausufernde Biirokratie fiir
Leistungserbringer im Gesundheitssystem.
Er forderte auflerdem eine neue Strategie
im Umgang mit Cannabis. Sinnvoll wire
eine kontrollierte Abgabe, die auch Steuern
einbringen wiirde.

Bérbel Bas (SPD) verteidigte die Ausgaben
fiir die Reformprojekte. Schliefilich kimen
die Veranderungen den Biirgern zugute. Sie
erinnerte daran, dass die parititische Fi-
nanzierung der Krankenversicherungsbei-
trdge wieder eingefithrt worden sei. Wenn
die Beitrage kiinftig stiegen, wiirden die
Versicherten iiber die Paritdt entlastet. Sie
fithrte auch die bessere Pflege an. Jedoch
diirften gute Lohne nicht zu steigenden Ei-
genanteilen in Pflegeheimen fithren, die
Eigenanteile miissten gedeckelt werden.

Viele Verénderungen Bundesgesundheits-
minister Jens Spahn (CDU) sagte, sein
Haus habe in 20 Monaten 20 Gesetzent-
wiirfe vorgelegt, dies seien 20 Signale, dass
eine umfassende Versorgung fiir die kom-
menden Jahrzehnte vorbereitet werde. Was
die Pflegefinanzierung in Krankenhdusern

© picture-alliance/imageBROKER

betreffe, gebe es die grofite Verinderung
seit mehr als 20 Jahren. Die Zahl der offe-
nen Stellen in der Pflege bezifferte Spahn
auf bis zu 80.000. Der Bedarf kénne nicht
allein mit Arbeitskriften aus Deutschland
gedeckt werden, es wiirden Fachkrifte aus
dem Ausland bendétigt. ,Das ist genau die
Zuwanderung, die wir wollen.”

Linke und Griine bezweifeln, dass die
Rechnung der Regierung in der Gesund-
heitspolitik aufgeht. Achim Kessler (Linke)
sprach von grundlegenden Problemen und
nannte als Beispiel die unzureichende me-
dizinische Versorgung in landlichen Regio-
nen. Die Wege zu Arzten seien oft weit,
aufgegebene Arztpraxen wiirden nicht neu
besetzt. Manche Regionen wiirden immer
weiter abgehdngt. Maria Klein-Schmeink
(Griine) konstatierte: ,Es gibt einen gro-
flen Vertrauensschwund in die Leistungen
unseres Gesundheitssystems.” Dabei gebe
Deutschland mehr fiir Gesundheit aus als
jedes andere Land in Europa. Die beschlos-
senen Reformen schliigen bis Ende 2021
mit Mehrausgaben von rund 26 Milliarden
Euro zu Buche. Mit dem Betriebsrentenge-
setz stehe ein neuer Kostenblock an. Die
Finanzplanung sei weder kreativ noch
nachhaltig. Claus Peter Kosfeld I

Sicherheitsbehorden
werden gestarkt

INNERES Hunderte neue Stellen gegen Rechtsextremismus

Auf die zusitzlichen Stellen fiir das Bun-
deskriminalamt (BKA) und den Verfas-
sungsschutz zur Bekimpfung des Rechtsex-
tremismus, fir die Bundesinnenminister
Horst Seehofer (CSU) noch im September
im Bundestag bei der ersten Lesung seines
Etats fiir 2020 geworben hatte (,da geht es
in die Hunderte"), ging er selbst vergange-
ne Woche in der Schlussdebatte iiber sei-
nen Haushalt gar nicht mehr ein. Stattdes-
sen konstatierte er zufrieden, noch nie eine
Generaldebatte erlebt zu haben, bei der
Fragen der inneren Sicherheit und Migrati-
on eine so geringe Rolle ge-
spielt hitten wie am Vor-
tag: ,Ein gutes Zeichen,
weil die Dinge dort in Ord-

»Wir gehoren

te Stelle unbesetzt gewesen sei. Seehofer
habe zwar ,endlich erkannt, dass der Staat
mehr gegen die Gewalt und den Terror von
Neonazis tun muss”, doch fehle ein strate-
gisches Konzept.

Tobias Lindner (Griine) monierte, dass
Seehofer nach dem Mord am Kasseler Re-
gierungsprasidenten Walter Liibcke 440 zu-
satzliche Stellen fir das BKA gefordert ha-
be, es dann aber 300 geworden seien: ,Ein
Drittel weniger, als Sie selbst fiir notwendig
und verniinftig erachtet haben”. Seit Jahren
sei offensichtlich, dass ,von rechts eine Ge-
fahr fiir unsere freiheitlich-
demokratische Gesellschaft
ausgeht”. Wer darauf heute
halbherzig reagiere, habe

nung sind”. Zwar werde die Zu den die Gefahr nicht richtig ver-
Sicherheitslage ,manchmal 1 standen.

iiberschattet von grassli- Slci_herSten Martin Gerster (SPD) be-
chen Verbrechen”, doch La ndern tonte demgegeniiber, dass

zeige die polizeiliche Kri-
minalstatistik fiir 2019 im
dritten Jahr in Folge einen
Ruckgang der Straftaten:
4Wir gehoren zu den si-
chersten Landern auf dieser
Erde”, sagte Seehofer.
Zugleich bescheinigte er den Koalitions-
mafinahmen zur Migrationssteuerung an-
gesichts von 96.000 Asylerstantrdgen in
den ersten zehn Monaten dieses Jahres , ei-
ne grofde, positive Wirkung”. Und dass der
mehrfach verurteilte Ibrahim Miri nach
seiner Abschiebung trotz Einreisesperre
wieder eingereist sei, nannte Seehofer ,ar-
gerlich”, um dann Miris neuerliche Aus-
weisung als ,grofden Erfolg fiir die Durch-
setzungsfihigkeit des Rechtsstaates” zu
werten. Zugleich verwies er auf die in die-
sem Zusammenhang von ihm angeordne-
ten stirkeren Kontrollen der deutschen
Grenzen. Binnen elf Tagen seien 40 mit
Haftbefehl gesuchte Personen im Grenz-
raum von der Polizei aufgegriffen worden
und ,anndhernd 100 Menschen, die eine
Einreisesperre haben und trotzdem illegal
nach Deutschland eingereist sind”, bilan-
zierte er und betonte, solange die Sicher-
heit nicht an den EU-Auflengrenzen ge-
wihrleistet werde, miisse man ,unsere Bin-
nengrenzen stirker beobachten”.

Oppositionskritik Die positive Lagebeur-
teilung des Ressortchefs wollte die Opposi-
tion naturgemdfd nicht teilen. ,Deutsch-
land wird immer unsicherer”, beklagte
Martin Hess (AfD) und fragte, warum sonst
Seehofer immer mehr Geld fir die innere
Sicherheit ausgeben und fiir mehr Stellen
bei den Sicherheitsbehorden sorgen miis-
se. Dabei sei die islamistische Terrorgefahr
,80 hoch wie nie”, und die ,Migranten-
und Messerkriminalitat” steige stetig an.
Stefan Ruppert (FDP) begriifite den Perso-
nalaufbau im Bereich der inneren Sicher-
heit, duflerte aber unter Verweis auf den
Fall Miri ,den Eindruck, dass viele Proble-
me der Rechtsdurchsetzung nicht gelost”
seien: ,Warum kriegen Sie nicht endlich
das Problem gesteuerter Zuwanderung
endgiltig in den Griff?”. Wie andere Red-
ner mahnte Ruppert zudem eine entschie-
dene Bekdmpfung des Antisemitismus an,
die ,eine Gemeinschaftsaufgabe” sei.
Victor Perli (Linke) kritisierte, dass bei den
Sicherheitsbehorden seit 2013 zwar mehr
als 15.000 neue Stellen geschaffen worden
seien, der Aufwuchs jedoch ,zunehmend
planlos” erfolge. So wiirden beim BKA die
Stellen im Bereich ,Neonazi-Kriminalitit”
jetzt verdreifacht, obwohl bislang jede vier-

Streit um Bundesprogramm »Demokratie leben!«

FAMILIE Etat von Ministerin Giffey wachst um 1,6 Milliarden Euro. Die Opposition ist trotzdem nicht zufrieden

Ministerin Franziska Giffey (SPD) hitte
Grund zur Freude: Der Etat des Ressorts fiir
Familien, Senioren, Frauen und Jugend
wichst im kommenden Jahr um 1,61 Milli-
arden auf 12,06 Milliarden Euro. Wihrend
seiner Beratungen hatte der Haushaltsaus-
schuss den Regierungsentwurf fiir den Fa-
milienetat sogar noch einmal um 250 Mil-
lionen Euro nach oben korrigiert. Die Mi-
nisterin ,schwimme im Geld” befand der
FDP-Haushaltspolitiker Christoph Meyer
am vergangenen Donnerstag in der zwei-
ten Lesung des Familienhaushaltes.

Der Groféteil von Giffeys Etat ist jedoch
fest verplant in den gesetzlichen Leistun-
gen fiir Familien und der Aufwuchs ist vor
allem der Steigerung dieser Ausgaben ge-
schuldet. Insgesamt 9,54 Milliarden Euro
flieflen in diese Leistungen, allein 7,26
Milliarden Euro in das Elterngeld, weitere
1,81 Milliarden Euro in Kindergeld und
Kinderzuschlag, der Unterhaltsvorschuss
schldgt mit weiteren 943 Millionen Euro
zu Buche.

O 0
"
Weiterfiihrende Links zu den

Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

In der Debatte waren es denn auch deutlich
kleinere Posten im Familienetat, die fur
reichlich Diskussion sorgten - etwa die Aus-
gaben fiir Mafinahmen zur Stirkung von
Vielfalt, Toleranz und Demokratie. Dafiir
bewilligt der Bund fiir 2020 wie in diesem
Jahr rund 115 Millionen Euro. Im Regie-
rungsentwurf war dieser Posten jedoch um
acht Millionen Euro gekiirzt und erst wah-
rend der Beratungen im Haushaltsausschuss
wieder auf die alte Summe erhéht worden.
Fur die Oppositionsfraktionen Die Linke
und Biindnis 90/Die Griinen Grund genug,
Ministerin Giffey scharf zu kritisieren.

Im Bereich Demokratieférderung sei ihr
Haushalt eine ,Katastrophe” und ein ,To-
talausfall”, urteilte der Linken-Haushalter
Michael Leutert: ,In einer Zeit, wo wir in
Ostdeutschland drei Wahlen hatten, wo
Nazis in Parlamente eingezogen sind, in
einer Zeit, wo wir in den Kommunen in
Ostdeutschland ein Klima haben, das die
AfD jedes Projekt, das mehr Toleranz und
Vielfalt in der Offentlichkeit fordert, an-
greift”, mache die Ministerin das Bundes-
programm ,Demokratie leben!” kaputt.

In diesem Sinne argumentierte auch die
Griinen-Haushaltsexpertin  Ekin Deligoz.
In letzter Minute habe man die Kiirzungen
beim Programm abwenden kénnen. ,Alle
reden dariiber, wie wichtig Praventions-

mafinahmen gegen Rassismus, gegen
Rechtsextremismus, gegen Antisemitismus
in dieser Gesellschaft sind. Fiir ,Demokra-
tie leben!” ist kein Cent dazugekommen”,
monierte Deligoz. Die Mittel fir solche
Programme miissten jedoch dauerhaft ver-
stetigt werden und dafiir brauche man eine
bundesgesetzliche Grundlage, ein Demo-
kratiefordergesetz.

AfD-Antrag abgelehnt Die AfD-Fraktion
wiederum hat ein ganz anderes Problem
mit dem Programm - sie wiirde es am
liebsten massiv reduzieren. In einem Ande-
rungsantrag (19/15509), der allerdings mit
den Stimmen aller anderen Fraktionen ab-
gelehnt wurde, forderte sie die Mittel auf
rund 54 Millionen Euro kiirzen. Begriin-
dung: Das Programm bilde ,die tatsachli-
che Gefihrdungslage nicht realistisch ab.
Es werden tiberwiegend Projekte im soge-
nannten ,Kampf gegen Rechts’ gefordert”,
heifdt es im Antrag. ,Wir wollen, dass ge-
gen alle Arten von Extremismus praventiv
vorgegangen wird”, sagte der AfD-Parla-
mentarier Volker Miinz. Zudem miisse die
von der fritheren Familienministerin Ma-
nuela Schwesig (SPD) abgeschaffte Demo-
kratieklausel wieder eingefithrt werden.
Das Bekenntnis zur Demokratie miisse die
Voraussetzung fiir Fordergelder sein.

Grundsitzlicher fiel die Kritik der FDP-
Fraktion aus. Noch nie habe eine Famili-
enministerin so viel Steuergeld zur Verfii-
gung gestanden, doch dies lasse Giffey
,wahllos” werden bei Auswahl von Pro-
jekten, die sie finanziere, monierte Chris-
toph Meyer (FDP). Giffey weigere sich,
die ,zentralen Fragen” zu stellen: Ist der
Bund iiberhaupt zustindig? Wie werden
Projekte evaluiert und welchen Einfluss
hat eine Evaluation auf die Fortfithrung
der Projekte? Die Ministerin habe zwar
viele gute Ideen, die Umsetzung sei aber
,leider mangelhaft”.

Etat Familie, Senioren, Frauen
und Jugend

2020

Ausgaben

12,06 Mrd. € 3.3%

(2019: 10,45 Mrd. €)  \GRSSEILIEER
GroBte Ausgabenposten

1. Elterngeld: 7,26 Mrd. €

2. Kindergeld und Kinderzuschlag: 1,18 Mrd. €

auf dieser
Erde.«

Horst Seehofer (CSU),
Bundesinnenminister

die Koalition die Sicher-
heitsbehorden in den ver-
gangenen fiinf Jahren in
beispielloser Weise gestarkt
habe. Mit dem Etat 2020
habe man nun erneut meh-
rere hundert Stellen be-
schlossen, ,um besser gegen rechtsextre-
men Terror und Hasskriminalitdt vorgehen
zu konnen”, fiigte Gerster hinzu. Mit dem
Innen-Etat mache man deutlich, was eine
wehrhafte Demokratie ausmache: ,Wir be-
kimpfen die Feinde der Demokratie mit
allen uns zur Verfiigung stehenden rechts-
staatlichen Mitteln”.

nFreieste Republik« Klaus-Dieter Grohler
(CDU) rechnete vor, dass mit 2.150 neuen
Stellen fiir die Bundespolizei, 800 fiir das
BKA und 150 fuir das Bundesamt fiir die Si-
cherheit in der Informationstechnik (BSI)
die Voraussetzung dafiir geschaffen werde
,dass die Biirger in diesem Staat sicher le-
ben konnen”. 300 Stellen erhalte das BKA
und zusitzliche Stellen das Bundesamt fiir

Etat fiir Inneres, Bau

und Heimat

2020

Ausgaben

15,05 Mrd. € 4,2%

(2019: 15,85 Mrd. €)  \GREAIEEIIEED
GroBte Ausgabenposten

1. Innere Sicherheit: 6,4 Mrd. €

2. Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung: 3,6 Mrd. €

Verfassungsschutz, um gegen Rechtsextre-
mismus vorzugehen. Wer weiter in der
,freiesten Republik” leben wolle, miisse
denen entgegentreten, die diese Ordnung
beseitigen wollen - ,egal ob sie von rechts
kommen oder von links oder ob sie religi-
s verblendet sind”.

Der Etat 2020 von Seehofers Ministerium
umfasst entsprechend der Beschlussemp-
fehlung des Haushaltsausschusses ein Aus-
gabenvolumen von 15,05 Milliarden Euro
- gut 270 Millionen Euro weniger als noch
im Regierungsentwurf vorgesehen und
knapp 800 Millionen Euro weniger als
2019. Auf die innere Sicherheit als grofitem
Ausgabenposten entfallen rund 6,4 Milliar-
den Euro. Helmut Stoltenberg 1

Fiir den CSU-Haushaltspolitiker Alois Rai-
ner ist Giffeys Etat Ausdruck dafiir, dass die
Koalition fiir die Menschen und Familien
Verantwortung itbernimmt. In den Haus-
haltsberatungen habe man sich auf zusitz-
liche Mittel einigen konnen, die im Regie-
rungsentwurf urspriinglich nicht vorgese-
hen gewesen seien. Profitiert hitten davon
die Freiwilligendienste, die Mehrgeneratio-
nenhduser, das Patenschaftsprogramm
+Menschen stirken Menschen” und das
Programm ,Demokratie leben!”
Dieser Argumentation folgte auch die SPD-
Haushilterin Svenja Stadler. Ein ,guter
Haushaltsentwurf” sei in den Beratungen
,noch besser” gemacht worden. Die Mittel
fur das Programm ,Demokratie leben!”
seien in der Finanzplanung bis 2023 fort-
geschrieben worden und der Bundesregie-
rung habe man ,mit auf den Weg gege-
ben”, dass die Mittel fiir die Freiwilligen-
dienste auch in Zukunft nicht unter das
Niveau von 327 Millionen Euro sinken.

Ministerin Franziska Giffey wies dies Kritik
der Opposition ebenfalls zuriick. Das Pro-
gramm ,Demokratie leben!” werde nicht
kaputtgemacht. Es erhalte in den kommen-
den vier Jahren mehr als 460 Millionen
Euro. Keine andere Regierung in Europa
habe ein vergleichbares Programm aufge-
legt. Alexander Weinlein I
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Audi-Werk in Ingolstadt. Die angekiindigten Entlassungen des Autobauers und die Frage der arbeitsmarktpolitischen Antworten darauf spielten auch in der Debatte eine Rolle.
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Reaktionsfahig bleiben

ARBEIT UND SOZIALES Streit um Rentenkosten und Riicklagen der Bundesagentur fiir Arbeit

er Haushalt des Bundes-
ministeriums fir Arbeit
und Soziales (BMAS)
kennt nur eine Richtung:
Waihrend andere Ressorts
auch mal ein Minus hin-
nehmen miissen, klettern die Kosten fiir
Sozialausgaben seit Jahren nach oben.
Nach den vom Haushaltsausschuss bewil-
ligten Anderungen bedeu-
tet dies fir den Etat (19/
11800, Einzelplan 11) von
Bundesarbeits- und sozial-
minister Hubertus Heil
(SPD) fur 2020 noch ein-
mal ein Plus von knapp
zwei Milliarden Euro ge-
geniiber dem Ursprung-
sentwurf: Statt der geplan-
ten 148,56 Milliarden Euro
darf er nun 150,22 Milliar-
den Euro und damit fiinf
Milliarden Euro mehr aus-
geben als 2019.
Doch in Jubel brachen wihrend der Debat-
te am vergangenen Freitag deshalb noch
langst nicht alle Abgeordneten aus. Beson-
ders bei den Oppositionsfraktionen sorgen
die immer hoheren Ausgaben, die im We-
sentlichen auf die Finanzierung der Renten
zuriickgehen, flir zahlreiche Sorgenfalten.
Denn die Kosten fiir die Rentenversiche-
rung und die Grundsicherung im Alter und
bei Erwerbsminderung steigen auf knapp

»Wo ist denn
eine echte,
ressortiiber-

greifende Wei-
terbildungs-
strategie?«

Johannes Vogel (FDP)

110 Milliarden Euro und bleiben auch
2020 der grofdte Posten im Etat. Wahrend
aber Griine, AfD und FDP vor allem die Fi-
nanzierung der vergangenen Rentenpakete
und der kommenden Grundrente kritisier-
ten, legte die Linke ihren Schwerpunkt auf
die Frage, was die grundsitzliche Aufgabe
der Gesetzlichen Rentenversicherung sei.
Einig waren sich Linke und Griine in ihrer
Kritik an der Senkung des
Beitrages zur Arbeitslosen-
versicherung. Dies sei ein
falsches Signal zur falschen
Zeit, hief} es aus beiden
Fraktionen.

Uwe Witt (AfD) bezeichne-
te die Grundrente als ,Ar-
mutszeugnis” einer Politik,
die vor Jahren zu einem ra-
santen Anstieg des Niedrig-
lohnsektors gefiihrt habe,
in dem mittlerweile 22 Pro-
zent der Beschiftigten ar-
beiten wiirden. Johannes
Vogel (FDP) kritisierte, dass die Mehrzahl
der Rentner in der Grundsicherung nicht
auf 35 Beitragsjahre komme und deshalb
leer ausgehe. Noch dazu sei es absolut un-
serios, bei der Finanzierung der Grundren-
te auf eine Steuer zu verweisen, von der
unklar sei, ob es sie jemals geben werde,
erklarte Vogel. Markus Kurth (Griine) be-
zweifelte, dass die Grundrente tatsichlich
aus Steuermitteln finanziert werde. Der

»Eine Schande«

KULTUR Etat steigt auf rund zwei Milliarden Euro

Bei der Kultur zeigen sich die Haushalter
des Bundestages gerne spendabel. Auch in
diesem Jahr bewilligte der Haushaltsaus-
schuss gegeniiber dem Haushaltsentwurf
der Regierung zusitzliche Gelder in Hohe
von rund 100 Millionen Euro fiir den Ge-
schiftsbereich von Kulturstaatsministerin
Monika Griitters (CDU). Thr Etat liegt da-
mit 2020 bei knapp zwei Milliarden Euro
und damit um 84 Millionen Euro iiber
dem von 2019. Zusitzliche 32 Millionen
Euro bewilligten die Haushilter etwa fiir
die Erhaltung und Restaurierung von Bau-
kulturdenkmalern von nationaler Bedeu-
tung. Somit stehen rund 38 Millionen
Euro fiir Denkmalschutzmafinahmen im
gesamten Bundesgebiet zur Verfiigung. Die
Ausgaben fr kulturelle Einrichtungen und
Aufgaben im Inland erhéhten die Haushal-
ter um weitere 26 Millionen auf 232 Mil-
lionen Euro, die Zuschisse fiir kulturelle
Einrichtungen in Berlin werden auf 43 statt
37 Millionen Euro erhoht und auch die
Initiative Musik erhalt mit rund 16 Millio-
nen Euro sieben Millionen Euro mehr als
geplant.

Museum der Moderne Der Haushaltsaus-
schuss bewilligte fiir die kommenden Jahre
rund 364 Millionen Euro fiir den Bau des
Museums der Moderne in Berlin, der die

groflen Sammlungen zur Kunst des 20.
Jahrhunderts beherbergen soll.

Die Debatte iiber Griitters Etat, der sich
seit 2013 um anndhernd 50 Prozent ver-
groflert hat, war allerdings von wenig kul-
tureller Harmonie gepragt. Ausloser war ei-
ne Rede des AfD-Abgeordneten Martin
Renner, der der Koalition und den anderen
Oppositionsfraktionen vorwarf, sie betrie-
ben eine Politik, die die deutsche Kultur
geringschdtze und stattdessen das ,Frem-
de” verherrliche. Diese Politik liege tiber
dem Kulturhaushalt wie ,Krematoriumsa-
sche”, hohnte Renner. ,Das ist es, was sie
hier ibergreifend eint: Sie schaffen
Deutschland ab und trdumen hdschen-
feucht Thr One-World-Fantasma.”

Der SPD-Haushaltsexperte Johannes Kahrs
bescheinigte der AfD in seiner sichtbar er-
regten Replik, die Rede Renners sei ein
Grund mehr, ,diesen Verein zu verbieten”.
Rechtsextremisten wie die AfD, die den An-
stand im Parlament abschaffen wolle, sei-
nen ,eine Schande fiir dieses Land”. Dies
zeige, dass der Etat zu Recht einen Schwer-
punkt bei der Erinnerungskultur lege. Als
Kahrs Rede immer mehr lautstarke Zwi-
schenrufe in den Reihen der AfD hervor-
rief, sah sich Vizeprisidentin Claudia Roth
zum Eingreifen genoétigt: ,So, jetzt kom-
men wir bitte wieder runter.” aw |l

Verweis auf die noch nicht existierende Fi-
nanztransaktionssteuer sei mehr als un-
glaubwiirdig und wahrscheinlich nur ein
Vorwand, um letztlich doch wieder auf Bei-
tragsmittel  zuriickzugreifen, mutmaf3te
Kurth. Sabine Zimmermann (Die Linke)
kritisierte, dass bei dem ,Gezerre um die
Grundrente” eines vollig aus dem Blick ge-
raten sei: ,Die Aufgabe der Rentenversiche-
rung ist es nicht nur, vor Altersarmut zu
schiitzen, sondern den Lebensstandard zu
sichern. Genau das leistet sie nicht mehr.”
Der Kritik der Opposition hielt Katja Mast
(SPD) fiir die Koalitionsfraktionen entge-
gen: ,Wir erkennen Lebensleistung an, und
zwar nicht im Fiirsorgesystem, sondern in
den sozialen Sicherungssystemen.” Huber-
tus Heil verteidigte die Grundrente als
,Meilenstein”, um das Sicherheitsverspre-
chen des Sozialstaats zu erneuern.

Reserven Aber vor der Rente kommt die
Arbeit und in diesem Punkt unterschied
sich diese Haushaltsdebatte doch etwas
von Debatten der Vorjahre. Zwar wurde
auch diesmal noch gern, besonders von
Unionsfraktion und SPD, auf die grund-
satzlich gute Arbeitsmarktlage hingewie-
sen. Warnende Stimmen vor einer wirt-
schaftlichen Stagnation und Hinweise auf
drohende Entlassungen zum Beispiel in
der Automobilindustrie waren aber nicht
zu tiberhoren. Die Bundesagentur fir Ar-
beit (BA) miisse in der Lage sein, auf kon-

junkturelle Schwachephasen zu reagieren,
hiefd es quer durch alle Fraktionen. Wie die
Senkung des Arbeitslosenversicherungsbei-
trages fiir 2020 zu bewerten sei - dartiber
existierten deshalb recht unterschiedliche
Interpretationen.

So verteidigte Axel E. Fischer (CDU) die
Senkung des Beitrages um 0,2 Prozent auf
2,4 Prozent fur die kommenden zwei Jah-
re. Gleichzeitig warnte er: ,Damit gerdt
aber auch der Haushalt der BA ins Defizit.
Wir werden deshalb genau darauf achten
miissen, dass die Reserven der BA nicht
UibermdfSig strapaziert werden.” Sabine
Zimmermann stellte verdrgert fest: ,Die
Bundesregierung dreht der BA den Geld-
hahn zu”, anstatt in die Weiterbildung der

Etat Arbeit und Soziales
2020

Ausgaben
150,22 Mrd. €
(2019: 145,26 Mrd. €)

41,5%

am Gesamtetat

GroBte Ausgabenposten
1. Rentenkosten insgesamt: 109,76 Mrd. €

2. Grundsicherung fir Arbeitssuchende:
38,05 Mrd. €

Justiz-Etat aufgestockt

RECHT Signal gegen Antisemitismus und Hassreden

Trotz einer Erhohung bleibt der Haushalt
des Bundesministeriums der Justiz und fiir
Verbraucherschutz auch im néichsten Jahr
unter der Milliardengrenze. Der mit Koali-
tionsmehrheit angenommene Entwurf des
kleinsten Ressortetats sieht fiir 2020 in der
vom Haushaltsausschuss gednderten Fas-
sung  (19/13907) Einnahmen von
614,78 Millionen Euro (2019: 579,78) und
Ausgaben in Hoéhe 919,73 Millionen Euro
(2019: 895,32) vor. Davon entfillt iber die
Hilfte auf Personalkosten.

Markus Uhl (CDU) betonte in der Schluss-
debatte vergangene Woche, der Haushalts-
ausschuss habe in den Beratungen eigene
Akzente gesetzt und den Ansatz um
7,5 Millionen Euro erhoht. Positiv sei auch
der Anstieg der Einnahmen, fiir den haupt-
sdchlich das Bundesamt fiir Justiz und das
Deutsche Patent- und Markenamt verant-
wortlich seien. Uhl sagte, es sei gleicherma-
flen wichtig, den Verbraucherschutz zu
starken und Projekte gegen digitale Gewalt,
Hassreden, Antisemitismus und Rassismus
zu fordern.

Dies unterstiitzte Esther Dilcher (SPD).
Der Rechtsstaat funktioniere, auch wenn
immer wieder filschlicherweise das Gegen-
teil behauptet werde. Gewisse Missstinde
diirften nicht dazu verleiten, das ganze Sys-
tem als solches infrage zu stellen, sagte sie.

Bundesjustizministerin ~ Christine Lam-
brecht (SPD) gab einen Uberblick iiber ih-
re Arbeitsschwerpunkte. Mit einer Geset-
zesdanderung solle ein deutliches Signal ge-
gen Antisemitismus gesetzt werden, und
gegen Hassreden im Internet solle spates-
tens Ende dieses Jahres ein Gesetz vorlie-
gen. Zudem werde das Netzwerkdurchset-
zungsgesetz verschérft. Auf dem Gebiet des
Verbraucherschutzes verwies sie auf das
von ihr vorgelegte Gesetz fiir faire Verbrau-
chervertrage.

Die Opposition lehnte den Etat ab. Fiir die
AfD forderte Tobias Matthias Peterka wir-
kungsvolle Gesetze gegen kriminelle Paral-
lelgesellschaften. Stefan Ruppert (FDP)
sagte, Verbraucherschutz diirfe keine wohl-
meinende Entmiindigung sein. Victor Perli
(Linke) kritisierte, der Verbraucherschutz
sei unter die Rader gekommen, wihrend es
fur Aufristung immer Geld gebe. Katja
Keul (Griine) pladierte fiir eine bessere
Richterfortbildung und die Sicherung der
Prasenz der Anwaltschaft vor Ort.  mwo I

Weiterfiihrende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Arbeitslosen zu investieren. Markus Kurth
bezeichnete die Senkung zum jetzigen
Zeitpunkt als verantwortungslos. Dies
schwiche die BA genau in dem Moment,
in dem ihre Reserven dringend gebraucht
wiirden, sagte Kurth.

Bundesarbeitsminister Heil zeigte sich da-
gegen optimistisch, dass die BA auch fur
den Fall wirtschaftlich schlechterer Rah-
menbedingungen gut aufgestellt sein wer-
de. ,Die Beschiftigten von heute miissen
die Chance haben, die Arbeit von Morgen
machen zu konnen”, sagte er mit Blick auf
den Strukturwandel einzelner Branchen.
Im Gegensatz zur Finanzkrise 2008 reiche
es jedoch nicht aus, einfach wieder Mittel
fir Kurzarbeit in die Hand zu nehmen.
Diese miissten kiinftig mit Qualifizierungs-
mafinahmen gekoppelt werden, betonte er.
Dass die Politik der Bundesregierung die-
sem Ziel diene, daran hatte Uwe Witt so
seine Zweifel: ,Es fehlen geeignete Qualifi-
zierungsprogramme im Bereich der Digita-
lisierung. Stattdessen investieren Sie in ei-
nen vermeintlich sozialen Arbeitsmarkt”,
warf er der Regierung vor. Auch fiir die Li-
beralen lduft die Sozialpolitik zu oft in die
falsche Richtung: ,Wo ist denn ein moder-
nes Arbeitszeitgesetz? Wo ist eine echte,
ressortiibergreifende Weiterbildungsstrate-
gie?”, fragte Johannes Vogel. Ob ihn das
»Arbeit-von-morgen-Gesetz, das Heil in
Grundziigen bereits vorstellte, iiberzeugt,
bleibt abzuwarten. Claudia Heine I

Anzeige

Karliczek-Etat
stofdt auf
Lob und Kritik

FORSCHUNG Auch wenn sich der Haushalt
des Bundesministeriums fiir Bildung und
Forschung (BMBF) im kommenden Jahr auf
18,29 Milliarden Euro und damit um
knapp 20 Millionen Euro im Vergleich zu
2019 erhoht, kritisierten die Redner der Op-
position die Ausrichtung des Etats vergange-
ne Woche in der Haushaltsdebatte massiv.
Gotz Fromming (AfD) monierte, immer
mehr Bundesmittel wiirden in Bereiche flie-
fen, fiir die eigentlich die Linder zustindig
seien. Christoph Meyer (FDP) warf Ressort-
chefin Anja Karliczek (CDU) vor, ,ziellos”
zu agieren. Gesine Lotzsch (Linke) sagte:
,Es herrscht Bildungsnotstand. Die Bundes-
regierung hat es nur noch nicht gemerkt.”
Und Ekin Deligoz (Biindnis 90/Die Grii-
nen) riigte, dass die Ministerin den Etat le-
diglich verwalte und nicht gestalte.

Vertreter der Koalitionsfraktionen sowie
Karliczek selbst lobten die Zielrichtung des
Haushalts. Swen Schulz (SPD) nannte Bei-
spiele fir die Aufwiichse im Etat: ,Begab-
tenforderung plus 40 Millionen, Lernen im
Lebenslauf plus 50 Millionen, Verbesserun-
gen bei der beruflichen Aufstiegsfortbil-
dung plus 140 Millionen, Hochschul- und
Wissenschaftssystem plus 30 Millionen,
neue Technologien plus 40 Millionen, Le-
benswissenschaften plus 50 Millionen,
Grundlagenforschung plus 40 Millionen,
aufleruniversitare Forschungseinrichtungen
plus 300 Millionen, Ganztagsbetreuung fiir

Etat Bildung und Forschung

2020

Ausgaben

18,29 Mrd. € 51%

(2019: 18,27 Mrd. €  \GRAECILIEET
GroBte Ausgabenposten

1. Wettbewerbsfahigkeit des Wissenschafts-
und Innovationssystems 7,05 Mrd. €

2. Forschung fiir Innovationen,
Hightech-Strategie 7,02 Mrd. €

Kinder in der Grundschule 500 Millio-
nen.” Keine Koalition, konstatierte Schulz,
habe so viel fiir Bildung und Forschung ge-
tan wie diese.

Kerstin Radomski (CDU) nannte als ein
wichtiges Zukunftsfeld die Investition in
die Kiinstliche Intelligenz (KI), die den All-
tag vom autonomen Fahren bis zu neuen
Diagnose- und Behandlungsmethoden in
der Medizin fundamental verandern wiir-
den. Fiir den Bereich KI seien gut 500 Mil-
lionen Euro auf die einzelnen Ressorts ver-
teilt worden. Im Etat Bildung und For-
schung stiinden dafiir 150 Millionen Euro
zur Verfiigung.

Karliczek machte deutlich, dass der Auf-
wuchs seit dem Amtsantritt von Bundes-
kanzlerin Angela Merkel (CDU) 140 Pro-
zent betrage. Zum eigentlichen Etat kom-
me noch Geld fiir den digitalen Wandel an
den Schulen und fuir die steuerliche For-
schungsforderung hinzu. Insgesamt inves-
tiere der Bund 25 Milliarden Euro in Bil-
dung, Wissenschaft und Forschung. Zu-
gleich betonte Karliczek die Relevanz der
drei Wissenschaftspakte, auf die sich Bund
und Lander im Mai geeinigt hatten. Mehr
als 160 Milliarden Euro wiirden Bund und
Lander in den Jahren 2021 bis 2030 inves-
tieren. Deutschland biete damit Rahmen-
bedingungen wie kein anderes Land dieser
Welt. Annette Rollmann I
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ie Kanzlerin war eindeu-

tig: ,Europa kann sich

zur Zeit alleine nicht ver-

teidigen”, befand Angela

Merkel (CDU) wihrend

der Generaldebatte iiber
den Bundeshaushalt 2020 in der vergange-
nen Woche. Angesichts der aktuellen Be-
richterstattung tiber die Einsatzbereitschaft
der Bundeswehr in den Medien verwundert
dieses Eingestindnis nicht. Punktlich zur
Beratung tiber den Etat von Verteidigungs-
ministerin Annegret Kramp-Karrenbauer
(CDU) lief} ihr Ministerium verlauten, dass
die Bundeswehr den vor fiinf Wochen von
Airbus ausgelieferten Marinehubschrauber
NH90 ,Sea Lion” wegen erheblicher Lii-
cken in der Bedienungsanleitung vorerst
nicht in Betrieb nimmt. Bei der Wartung
seien in der technischen Dokumentation
an 150 Stellen ,Unregelmifiigkeiten” fest-
gestellt worden. Dies lasse einen ,sicheren
Flugbetrieb derzeit nicht zu, hief§ es. Und
zehn Tage zuvor hatte ,Spiegel Online”
ausfithrlich aus einem als geheim einge-
stuften Bericht des Ministeriums zitiert,
nach dem es um die Einsatzfihigkeit der
Hauptwaffensysteme der Streitkrifte wie
schon seit Jahren nicht gut bestellt ist - vor
allem bei Hubschraubern und Flugzeugen,
aber auch bei den Panzern.

Etat Verteidigung
2020

Ausgaben
45,05 Mrd. €
(2019: 43,23 Mrd. €)

12,4%

am Gesamtetat

GroBte Ausgabenposten
1. Personalausgaben: 19,25 Mrd. €
2. Militdrische Beschaffungen: 6,85 Mrd. €

Zumindest die Parlamentarier der Unions-
fraktion versuchten in der Etatberatung ei-
ne positivere Sicht der Dinge zu verbreiten.
Der Verteidigungshaushalt wachse zum
sechsten mal in Folge, durchbreche 2020
mit 45,05 Milliarden Euro die ,Schallmau-
er” und erreiche eine Nato-Quote von 1,42
Prozent des Bruttoinlandproduktes (BIP),
freute sich der Haushalts- und Verteidi-
gungspolitiker Reinhard Brandl (CSU). Die
Koalition werde die von der Bundesregie-
rung an die Nato gemachte Zusage, bis
2024 1,5 Prozent des BIP fiir Verteidigung
aufzubringen, ,locker einhalten”. Der
Haushalt sei ein Zeichen, ,dass Deutsch-
land seine Verpflichtung gegeniiber seinen
Partnerldndern erfillt”.

Beim Koalitionspartner fiel dieser Optimis-
mus verhaltener aus. Der Haushalt driicke
,das Bemithen” aus, die Truppe mit dem
auszuriisten, was sie braucht, befand der
SPD-Verteidigungsexperte Wolfgang Hell-
mich. Seine Fraktionskollegin Siemtje M&l-
ler mahnte, die Diskussion um die Nato-
Quote von zwei Prozent des BIP sei ,ober-
flachlich” und werde ,im luftleeren Raum”
gefithrt. Entscheidend sei, welche strategi-
schen Ziele Deutschland habe, tiber welche
Fihigkeiten die Bundeswehr verfiigen soll
und wie das Geld im Etat ,sachgerecht und
zielfithrend” eingesetzt werde.

Kritik der Opposition An der sachgerech-
ten und zielfithrenden Verwendung der
Haushaltsmittel hat die Opposition jedoch
erhebliche Zweifel. Die Beschaffungspoli-
tik des Verteidigungsministeriums folge
eher einem ,Zufallsmechanismus” als
durchdachter Planung, monierte Tobias
Lindner, Haushaltspolitiker von Biindnis
90/Die Griinen. Ein GrofSteil der Riistungs-
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und Pannen

VERTEIDIGUNG Der Etat steigt zum sechsten Mal in
Folge. Die Probleme sind aber weiterhin nicht gelost

Verteidigungsministerin Kramp-Karrenbauer (CDU) beobachtet eine Sanitatsiibung in der Wettiner-Kaserne im sachsischen Freiberg

wahrend eines Informationsbesuchs bei der Panzergrenadierbrigade 37 Ende August dieses Jahres.

vorhaben sei durch das Bundesfinanzmi-
nisterium qualifiziert gesperrt, weil sie
noch gar nicht haushaltsreif seien. Dies
werde dazu fithren, dass nicht das be-
schafft werde, was die Truppe am drin-
gendsten bendtige, sondern was die Riis-
tungsindustrie gerade liefern konne. Ange-
sichts der Tatsache, dass der Etat seit 2016
um zehn Milliarden Euro erhéht worden
sei, stelle sich die materielle Einsatzbereit-
schaft der Bundeswehr als ,skandalos” dar.
+,Am Geld kann es offensichtlich nicht ge-
legen haben”, befand Lindner.

Auch der FDP-Haushilter Karsten Klein
kam zu dem Schluss: ,Das ist genau das,
was die Soldatinnen und Soldaten um-
treibt: Dass wir hier zwar tiber grofie Sum-
me reden, die immer wieder in den Haus-
halt eingestellt werde, aber am Ende bei
den Soldatinnen und Soldaten viel zu we-
nig ankommt.” Klein bezweifelte zudem,
dass die Regierung ihr 1,5-Prozent-Ziel er-
reichen wird. Nach der mittelfristigen Fi-
nanzplanung des Bundes wiirden die Ver-
teidigungsausgaben in den kommenden

Jahren im Vergleich zum BIP stagnieren, in
absoluten Zahlen sogar zuriickgehen.

Der verteidigungspolitische Sprecher der
AfD-Fraktion, Ridiger Lucassen, warf der
Bundesregierung vor, sie habe seit dem En-
de des Kalten Kriegs nie eine konkrete Be-
schreibung der Aufgaben und Fihigkeiten
der Bundeswehr vorgenommen. Dies sei
aber unerldsslich fiir einen ,seridsen” Ver-
teidigungshaushalt. Schwerpunkt miisse
die Landes- und Biindnisverteidigung sein.
Die Regierung solle deshalb die ,Spinne-
rei” einer EU-Armee aufgeben und sich an-
gemessen in der Nato einbringen. Ebenso
seien die Auslandseinsdtze ,rund um den
Globus mit unklarem Ziel und ungewissen
Ausgang” zu beenden, forderte Lucassen.

Wirbel um Instagram-Post Zumindest an
diesem Punkt ist sich selbst die Linksfrakti-
on mit der AfD einig. Deren Haushaltspo-
litiker Michael Leutert kritisierte, es sei ,ab-
surd”, wenn Ministerin Kramp-Karrenbau-
er weitere Auslandseinsitze fordere. Und
nahm eine weitere Panne aufs Korn, die

»Starkes Signal an unsere Partner«

ENTWICKLUNG Ressortchef Gerd Miiller darf im kommenden Jahr 640 Millionen Euro mehr ausgeben, vor allem fiir den weltweiten Klimaschutz

10,88 Milliarden Euro und damit tippige
640 Millionen Euro mehr als im laufenden
Jahr darf Bundesentwicklungsminister
Gerd Miiller (CSU) 2020 fiir sein Ressort
ausgeben. Erstmals in seiner Geschichte
kratzt der Haushalt des Bundesministeri-
ums fiur wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (BMZ) so an der EIf-Mil-
liarden-Euro-Marke - und setzt eine mone-
tare Erfolgsgeschichte fort, in deren Verlauf
sich das Finanzvolumen binnen ftinf Jah-
ren um fast 70 Prozent vergrofiert hat.

Fir die entsprechende Beschlussempfeh-
lung des Haushaltsausschusses (19/13920,
19/13924) votierten am vergangenen Frei-
tag in der abschlieffenden Beratung {iber
den Haushaltsentwurf der Bundesregie-
rung (19/11800, 19/11802, 19/13800, 19/
13801) dennoch nur die Koalitionsfraktio-
nen. Wihrend Union und SPD die massi-
ven Steigerungen lobten und auch Ressort-
chef Miiller betonte, dass Deutschland -
nach wie vor drittgrofiter Geber von Ent-
wicklungszusammenarbeit weltweit - ,lie-

Weiterfiihrende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

fert”, zeigte sich die Opposition nicht oder
kaum tberzeugt. Die AfD sah im Etat zu
viel Quantitat statt Qualitdt, die FDP mo-
nierte die Konzentration auf bilaterale statt
auf multilaterale Hilfen. Beide vernissten
mit Blick auf andere in der Entwicklungs-
politik aktive Bundesministerien eine ,Po-
litik aus einem Guss” Linke und Griine
wiederum erinnerten an das erneut verfehl-
te, aber international vereinbarte Ziel,
0,7 Prozent des Bruttonationaleinkom-
mens fiir Entwicklung auszugeben sowie
an den Koalitionsvertrag, in dem Union
und SPD versprochen hatten, die Ausgaben
fur Verteidigung und Entwicklung in glei-
chem Mafle zu steigern. Verteidigungsmi-
nisterin  Annegret Kramp-Karrenbauer
(CDU) darf sich 2020 jedoch tiber einen
fast drei Mal hoheren Aufwuchs freuen.

nLohnende Beratungen» Uber eines wa-
ren jedoch - mit Ausnahme der AfD - alle
Fraktionen froh: Schon kurz nachdem die
Bundesregierung den neuen Bundeshaus-
halt vorgelegt hatte, wurde dieser um die
Mittel zur Umsetzung des Klimaschutzpro-
gramms 2030 ergdnzt. Im Falle des BMZ-
Haushalts bedeutete dies bereits vor Be-
ginn der Haushaltsberatungen im Parla-
ment ein Plus von 500 Millionen Euro.
Danach konnten die Abgeordneten den ge-

samten Ansatz nochmals um 140 Millio-
nen Euro aufstocken. ,Die Beratungen ha-
ben sich wirklich gelohnt, das Ergebnis
wird unserer Verantwortung in der Welt ge-
recht”, freute sich denn auch Carsten Kor-
ber (CDU) vergangene Woche in der ab-
schlieflenden Debatte {iber den Einzelplan.
Deutschland intensiviere sein Engagement
fiir den internationalen Klimaschutz, ,ein
starkes Signal, nicht zuletzt an unsere in-
ternationalen Partner”. Mit der zusitzli-
chen halben Milliarde ,kénnen wir in Ent-
wicklungsldndern CO2 in solch einer Men-
ge einsparen, fiir die wir in Deutschland

Etat wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung

2020

Ausgaben

10,88 Mrd. € 3,0%

(2019: 10,25 Mrd. €)  \GACEEIIECY
GroBte Ausgabenposten

1. Bilaterale staatliche Entwicklungs-
zusammenarbeit: 4,60 Mrd. €

2. Europ. Entwicklungszusammenarbeit, Beitrdge
an internationale Einrichtungen: 3,37 Mrd. €

© picture-alliance/dpa

punktlich zur Haushaltsberatung fir Un-
verstindnis sorgte. Auf dem offiziellen Ins-
ta-gram-Account der Bundeswehr war eine
Wehrmachtsuniform mit Hakenkreuz ge-
postet worden mit dem Begleittext: ,Auch
Mode ist ein Aspekt. Bis heute halten sich
militdrische Stilelemente in der Haut Cou-
ture.” Dies miisse zu Konsequenzen fiir die
verantwortliche Werbeagentur fiihren, for-
derte Leutert. Die Ministerin miisse
,techtsextreme Tendenzen und Vorfille”
ernst nehmen.

Ministerin Kramp-Karrenbauer entschul-
digte sich in der Debatte ausdriicklich und
verwies darauf, dass der Post nicht im Ein-
klang mit dem Traditionserlass stehe: Die
Wehrmacht sei fiir die Bundeswehr grund-
sitzlich nicht traditionsstiftend. Mit dem
verantwortlichen Mitarbeiter sei dariiber
gesprochen worden, bisher gebe es ,keinen
Anhaltspunkt fiir irgendein politisches Mo-
tiv". Deshalb bitte sie, keine Anschuldigun-
gen zu erheben, ,bevor Sie nicht entspre-
chende Beweise haben”, sagte sie in Rich-
tung Linksfraktion. Alexander Weinlein I

funf Milliarden Euro bezahlen miissten”,
erkldrte er. Auch den Multilteralismus star-
ke die Bundesregierung, indem sie die Bei-
trage an die Vereinten Nationen, ihre Son-
derorganisationen sowie andere internatio-
nale Einrichtungen um 76 Millionen Euro
anhebe (2019: 2,16 Milliarden Euro). ,Wir
haben geliefert!”, schlussfolgerte Korber.
Sonja Amalie Steffen (SPD) lobte auf3er-
dem die Bereitstellung von 35 Millionen
Euro fiir die Global Polio Eradication Ini-
tiative (GPEI) zur Bekdmpfung der Kin-
derlahmung sowie die Zusage, die globale
Impfallianz GAVI in den nichsten fiinf
Jahren mit 600 Millionen Euro zu unter-
stiitzen. Die Tatsache, dass es momentan
schdtzungsweise nur noch 35 Fille von
Polio-Erkrankungen in der Welt gebe,
nannte sie ein gutes Beispiel dafiir, wie
viel die Weltgemeinschaft gemeinsam leis-
ten konne. Die SPD-Fraktion werde sich
daher weiter dafiir einsetzen, die multila-
teralen Hilfen zu erhohen, kiindigte Stef-
fen an.

Deutlich mehr Geld vor allem fiir die Ver-
einten Nationen und multilaterale Ansdtze
verlangte auch die FDP. Fiir sie kritisierte
Michael Georg Link die ,hdufigen deut-
schen Alleinginge” im Bereich der Ent-
wicklungszusammenarbeit und eine zu ge-
ringe Abstimmung mit den EU-Nachbarn

Weltweit

. erkennbare Note

AUSWARTIGES 1,6 Milliarden Euro fiir humanitire Hilfe

Fir das Auswartige Amt ist es ein Rekord-
haushalt, fir Teile der Opposition ist diese
Tatsache allerdings kein Grund zur Freude,
sondern Symptom politischer Versiumnis-
se. Dem Ressort von Heiko Maas (SPD)
stehen im kommenden Jahr nach den
Schlussberatungen und der Schlussabstim-
mung am vergangenen Freitag 5,93 Milli-
arden Euro zur Verfiigung (19/11800, 19/
13905, 19/13924). Grofdter Einzelposten
ist die humanitire Hilfe im Ausland mit
1,64 Milliarden Euro, die Mittel fir Krisen-
pravention schlagen mit rund 401 Millio-
nen Euro zu Buche.

Birgit Malsack-Winkemann

gewachsen sind”. Das Haus misse leis-
tungsfihiger werden, unter anderem durch
mehr Personal. Auch die digitale Infra-
struktur, in den Botschaften wie in der
Zentrale, sei immer noch ,verheerend”.
Michael Leutert (Die Linke) nannte den
Haushalt, gemessen an den Anspriichen der
Koalition, einen ,Totalausfall”. Die Bundes-
regierung werde mit ihren Beitrdgen zu Frie-
denssicherung und Konfliktlosung ,kra-
chend scheitern”, wenn sie nicht einmal die
Mittel fur die notwendigen Dinge im Aus-
wartigen Amt aufbringe, sagte Leutert und
verwies unter anderem auf
Defizite bei Visa-Wartezei-

(AfD). warf der Bundesregie- »l Ch Sehe ten, IT-Ausstattung und Aus-

rung in der Aussprache vor, . landliegenschaften. ~ Stefan

rund zwei Milliarden Euro kelnen Liebich (Die Linke) monier-

b maniie fle wd - Gestaltungs- e ni ikt dor (o

priift zu verschleudern” und Wlllen, kelne Tiirkei doppelte Standards.

bezog sich damit auf eine KO nze pte ,Eine glaubwiirdige konsis-
T

Kritik des Bundesrechnungs-
hofes an der Zuwendungs-
praxis. ,Sie verschaffen sich
das gute Gewissen fiir Aus-
gaben in Milliardenhohe
nur auf dem Papier”, sagte
Malsack-Winkemann und forderte, die Mit-
tel um rund 1,5 Milliarden zu kiirzen. Thr
Fraktionskollege Roland Hartwig befand,
dass die Ausgaben des Ressorts auch deshalb
sO massiv angestiegen seien, weil es nicht ge-
linge, politische Losungen fiir Krisen zu fin-
den. ,Sie versuchen, das mit immer mehr
Geld fiir humanitire Mafinahmen zu kom-
pensieren und haben dabei nicht einmal an-
nihernd einen zuverlassigen Uberblick iiber
die Verwendung der Mittel.”

Hilfen Doris Barnett (SPD) verteidigte hin-
gegen die hohen Ansidtze bei humanitérer
Hilfe und Krisenpriavention als ,hohes
Gut”. Es gehe darum, von Kriegen und Biir-
gerkriegen Bedrdngten vor Ort eine Per-
spektive zu geben und dies nicht nur in
den betroffenen Lindern selbst sondern
auch in jenen, die Fliichtlinge aufgenom-
men hitten. ,Hier miissen wir eingreifen
und helfen”, auch mit medizinischer Ver-
sorgung und Schulbildung, sagte Barnett.
Auch Alois Karl (CSU) wies das Ansinnen
der AfD zuriick. Man konne im Gegenteil
stolz darauf sein, wenn man im Angesicht
der ,weltweit erkennbaren Note” Kriegs-
und Biirgerkriegsopfern zur Seite stehen
konne. Es sei ein Ausweis von Humanitat,
auf die hohe Zahl von Abermillionen
Fliichtlingen weltweit zu reagieren.
Fraktionskollege Johann Wadephul (CDU)
lenkte den Blick auf die Zukunft der Nato,
die zwar nicht ,hirntod” sei, wie der franzo-
sische Prisident Macron befunden habe,
aber ,in den Extremititen Schwiéchen hat”.
Hier helfe kein weiterer Arbeitskreis, wie Mi-
nister Maas meine. ,Deutschland muss seine
Beitrage zur Existenz der Nato, das heifit,
seine finanziellen Beitrage, leisten.”
Alexander Graf Lambsdorff (FDP) warf der
Bundesregierung Mut- und Ratlosigkeit in
ihrer Aufienpolitik vor. Wahrend der fran-
zosische Prasident mit Blick auf die He-
rausforderungen vor ,Ideen und Taten-
drang” brenne - die Verschiebungen in der
internationalen Ordnung, der Aufstieg
Chinas, die Entzweiung innerhalb Nato -
gebe es in Berlin ,keinen Gestaltungswille,
keine Konzepte, keine Ideen”. Fiir Lambs-
dorffs Fraktionskollege Michael Georg Link
wiederum iiberdecken die grofien Zahlen
des Haushalts des Auswartigen Amtes,
,dass die Strukturen des Hauses nicht mit-

und der EU selbst. Die notwendigen Mittel
konnten durch Umschichtungen aus den
fiinf Sonderinitiativen des Ministeriums fi-
nanziert werden, schlug Link vor. ,Es muss
endlich Schluss sein mit diesen Schatten-
haushalten im BMZ", forderte er.

»Fokus starken« Die Sonderinitiativen
abschaffen, will auch die AfD. Stattdessen
miisse es eine Konzentration auf gezielte
Projekte in Schliissellindern, einen starke-
ren Fokus auf die wirtschaftliche Zusam-
menarbeit in Kooperation mit der deut-
schen Wirtschaft und eine bessere Evaluie-
rung und Kontrolle der entwicklungspoliti-
schen Mafinahmen geben, forderte Volker
Miinz. ,Qualitit - das heifdt Nachhaltig-
keit, Wirksamkeit und Effizienz - sollte vor
Quantitdt gehen.”

Aus Sicht von Linken und Griinen reichen
die Mittel im neuen Haushalt allerdings
bei weitem nicht aus. Michael Leutert (Die
Linke) nannte gerade die Verpflichtungser-
mdchtigungen, also die mehrjahrigen Zu-
sagen iiber 2020 hinaus, ,dramatisch nied-
rig”. So konne das BMZ ,nicht ausreichend
planen”, die Entwicklungszusammenarbeit
drohe unstrukturiert und chaotisch zu wer-
den. Anja Hajduk (Biindnis 90/Die Grii-
nen) sprach von einem ,kurzsichtigen”
Etat und rechnete vor, dass er laut derzeiti-

keine Ideen.«

Alexander Graf
Lambsdorff (FDP)

tente Auflenpolitik wiirde
bedeuten, dass man die Ein-
haltung des Volkerrechts ge-
geniiber allen gleicherma-
f3en einfordert.”

Omid Nouripour (Griine)
kritisierte, dass die Bundesregierung aufien-
politisch ,Klarheit, Festigkeit, Verlasslich-
keit” vermissen lasse. Das gelte im Umgang
mit Menschenrechtsverletzungen in China
ebenso wie bei den Dissonanzen zwischen
Maas und Verteidigungsministerin Annegret
Kramp-Karrenbauer (CDU) zu deren Vor-
schlag, eine Schutzzone in Nordsyrien unter
Bundeswehrbeteiligung einzurichten.
Deutschlands Partner wiissten nicht, ,ob sie
auf Mutlos-Maas schauen sollen oder auf ei-
ne Verteidigungsministerin, die glaubt, sie
kénne das Wunder von Bern wiederholen,
indem sie immer grofiere Versprechen gibt,
die irreal sind”. Franziska Brantner (Griine)
kritisierte zudem, dass die Bundesregierung

Etat Auswartiges Amt

2020

Ausgaben

5,93 Mrd. € 1,6%

(2019: 5,83 Mrd. €) am Gesamtetat

GroBte Ausgabenposten

1. Humanitére HilfsmaBnahmen im Ausland:
1,64 Mrd. €

2. Beitrag an die Vereinten Nationen: 0,57 Mrd. €

den kiinftigen EU-Finanzrahmen faktisch
kiirzen wolle, mit dem européische Souvera-
nitdt zu gestalten sei: ,Das nenne ich Zu-
kunftsverweigerung, Herr Maas.”

Der vielfach Kritisierte sagte, dass es eigent-
lich nicht verstandlich sei, den Haushalt mit
einem ,Rekordwert” von fast sechs Milliar-
den Euro kleinzureden. ,Was wollen Sie
denn noch? Einen Rekord-Rekord-Haushalt?
Einen Hyperrekord-Haushalt?” fragte Maas.
Zur Wahrheit gehore, dass Deutschland in
vielen Krisen mittlerweile eine fiihrende Rol-
le bei der Konfliktlosung einnehme. Maas
verwies unter anderem auf die Begleitung
des Verfassungskomitees fiir Syrien in Genf,
das Normandie-Format zur Losung des
Ukrainekonflikts und den Berlin-Prozess zur
Befriedung des Konflikts in Libyen (siehe
Seite 9). Alexander Heinrich I

ger Finanzplanung 2021 um 1,5 Milliarden
Euro sinken wiirde. In der Entwicklungs-
politik seien mehrjdhrige Zusagen aber
wichtig, mahnte sie. Unter anderem erwar-
te die internationale Gemeinschaft von
Deutschland ab 2020 vier Milliarden Euro
fur den internationalen Klimaschutz, ,und
diese Zusage fehlt”.

Fiir Ressortchef Miiller steht hingegen fest:
+WIir tragen zur Bewiltigung der globalen
Herausforderungen bei.” Klimaschutz, Ge-
sundheitsversorgung, Bildung und Ausbil-
dung - Deutschland ,wird seiner Verant-
wortung gerecht”. Auch sein Ministerium
handele, betonte er. So werde das BMZ als
erstes deutsches Ministerium ab Januar
2020 klimaneutral sein. Er appellierte an
andere Behorden wie den Bundestag, die-
sem Beispiel zu folgen.

Mit Investitionen in Hohe von 7,41 Milliar-
den Euro ist der Entwicklungsetat weiterhin
der zweitgrofite Investitionshaushalt des
Bundes. Vom Plus im Jahr 2020 profitieren
auch UN-Programme wie das Kinderhilfs-
werk UNICEF oder der Bevolkerungsfonds
UNFPA. Das Engagement der deutschen
Wirtschaft in Afrika, bisher sehr zaghaft bei
Investitionen auf dem Kontinent, wird die
Bundesregierung mit 157,45 Millionen
Euro unterstiitzen, 15 Millionen Euro
mebhr als 2019. Johanna Metz I
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IM BLICKPUNKT

Krieg der

Machte

LIBYEN In dem nordafrikanischen
Biirgerkriegsland verfolgen zahlreiche
Staaten ganz eigene Interessen.
Deutschland will nun vermitteln,

doch die Erfolgsaussichten fiir die
Initiative der Bundesregierung scheinen

gering

uf dem ,Platz der Mairty-
rer” in der libyschen
Hauptstadt Tripolis stehen
zwei Jungen vor Pistolen
und Gewehren. Nur unter
Miihen kénnen sie sich fiir
die Waffe entscheiden, die ihnen am bes-
ten gefillt. Die Spielzeugwaffen liegen ne-
ben Autos und Puppen im Sortiment eines
Héndlers auf dem Asphalt des ,Platzes der
Mirtyrer”.
Nach acht Jahren Biirgerkrieg hat das Mili-
tarische einen selbstverstindlichen Platz
im libyschen Alltag - im Spiel und im
wirklichen Leben. Deutschland mochte das
dndern, im September startete Bundes-
kanzlerin Angela Merkel (CDU) zusam-
men mit dem Auswiértigen Amt und dem
UN-Sondergesandten Ghassan Salamé eine
Vermittlungsinitiative. Deren Ziel ist es, die
Einmischung ausldandischer Akteure in den
Krieg zu beenden und dann zu einem Frie-
densprozess zwischen den libyschen Kon-
fliktparteien zu kommen. Dazu sollte ur-
spriinglich noch in diesem Jahr eine inter-
nationale Libyen-Konferenz in Berlin statt-
finden. Ob es dazu noch kommt, scheint
mittlerweile fraglich. Bislang haben in Ber-
lin vier Vorbereitungstreffen stattgefunden,
doch die Zeit wird knapp, und viele stritti-
ge Fragen sind weiterhin offen.

Rohstofflieferant Fiir Deutschland und
Europa gibt es im Wesentlichen drei Griin-
de, sich fur Libyen zu interessieren: Migra-
tion, Erdol und der Krieg gegen den Terror.
Von libyschen Mittelmeerstrdnden aus ver-
suchen weiterhin jihrlich Tausende von
Migranten, Europa zu erreichen. Libyen ist

das erdolreichste Land Afrikas und liefert
Gas und Erdol nach Europa. Eine Pipeline
verlduft direkt von der westlibyschen Stadt
Mellitah nach Sizilien. Auflerdem fordern
mehrere europdische Erdolunternehmen
in Libyen.

Bekannt ist auch, dass islamistische Mili-
zen dort operieren. Der ,Islamische Staat”
(IS) wurde zwar 2016 mit Hilfe US-ameri-
kanischer Drohnen aus Sirte im Osten des
Landes vertrieben, ist daftir aber heute im
Siidwesten stdrker prasent.
Es gibt also mehrere gute
Griinde, fur Deutschland,
die EU und die Vereinten
Nationen, sich um Stabili-
tit in Libyen zu bemtihen.
Trotzdem ist weiterhin
kein Waffenstillstand in
Sicht.

Seit der libysche Machtha-
ber Muammar al-Gaddafi
2011 mit Hilfe einer Reihe
von Nato-Staaten und wei-
terer Lander gestiirzt wur-
de, kimpfen Hunderte von
Milizen um die Macht. Alle Versuche, den
zerfallenen Staat wieder unter einer Regie-
rung zu einen, sind gescheitert. Dazu gehort
das Bemiihen der Vereinten Nationen, 2016
eine ,Regierung der nationalen Einheit” un-
ter Ministerprasident Fayez al-Sarraj zu in-
stallieren. Seine Regierung ist zwar interna-
tional anerkannt, hat aber wenig faktische
Macht. Das Land ist weiterhin zwischen ei-
ner Regierung im Osten und einer im Wes-
ten (der so genannten ,Regierung der Na-
tionalen Einheit”) gespalten. Beide brau-
chen den Rickhalt machtiger Milizen.

Die Zeit
wird knapp
und viele
strittige
Fragen sind
weiterhin
offen.

-

Im April startete General Khalifa Haftar
vom Osten des Landes aus eine Offensive
gegen Sarrajs Regierung in Tripolis. Seit-
dem versucht seine ,Libysch-Nationale Ar-
mee” (LNA), die Hauptstadt Tripolis ein-
zunehmen und so die Kontrolle iiber das
ganze Land zu gewinnen. Im Stiden konn-
te er wichtige, weil erddlreiche Gebiete er-
obern. Aber vor der Hauptstadt stecken sei-
ne Truppen nun schon seit Wochen fest,
wihrend die Bevolkerung zunehmend un-
ter Artilleriebeschuss und
Luftangriffen durch Jets und
Kampfdrohnen leidet.
Grund fur das militarische
Patt ist vor allem, dass bei-
de Seiten michtige Unter-
stiitzer im Ausland haben,
von denen sie trotz eines
UN-Embargos auch Waffen
beziehen. Ein vertraulicher
UN-Bericht, den die Nach-
richtenagentur dpa Anfang
November einsehen konnte,
nennt die Tiirkei, die Arabi-
schen Emirate und Jorda-
nien, die ,routinemifliig und manchmal
unverhohlen” Waffen an die beiden Kriegs-
parteien schickten. Den UN-Experten zu-
folge setzten beide Seiten auch Kampf-
drohnen ein, die wiederum aus dem Aus-
land stammen sollen.

Fir Haftar kimpfen aulerdem Soldner aus
dem Tschad und dem Sudan. Deren Zahl
schitzt der Libyen-Experte der Stiftung
Wissenschaft und Politik (SWP), Wolfram
Lacher, auf mehrere Tausend. Nicht alle
seien allerdings in Kamptfhandlungen in-
volviert, meint er.

Kinder mit Spielzeug-Pistolen auf dem ,Platz

—

Weil der Konflikt in Libyen ohne die Inte-
ressen der Machte im Hintergrund nicht zu
verstehen und erst Recht nicht zu l6sen ist,
versucht ~ Bundesauflenminister ~ Heiko
Maas (SPD) zundchst zwischen Beteiligten
zu vermitteln. Das sind einerseits die Verei-
nigten Arabischen Emirate, Agypten und
Russland, die auf Seiten Haftars stehen,
und andererseits die Tiirkei und Katar, die
die international anerkannte Regierung
von Sarraj unterstiitzen.

Seit September unterstiitzen Soldner der
russischen Militarfirma ,Wagner” den Vor-
marsch Haftars auf Tripolis. SWP-Experte
Wolfram Lacher sprach in einem Interview
mit dem Schweizer Rundfunk von ,einigen
Hundert”. Auflerdem soll der Kreml Haftar
Waffen und Munition geliefert haben. Pu-
tin erhofft sich davon vermutlich, wieder
Zugang zu libyschen Olreserven zu bekom-
men.

Agypten und die Vereinigten Arabischen
Emirate (VAE) unterstiitzen Haftar, weil sie
eine gemeinsame anti-islamistische Hal-
tung verbindet. Im Osten Libyens wurden
mehrfach &gyptische und VAE-Kampfjets
gesichtet.

Schwerpunkt Migration Die EU steht of-
fiziell hinter der Regierung von Sarraj, wo-
bei es ihr vor allem um die Kontrolle der
Migration geht. Daher unterstiitzt sie auch
die sogenannte libysche Kiistenwache, die
faktisch aus mehreren Milizverbanden be-
steht. Bekannt ist, dass vor allem Einheiten
im Westen schwere Menschenrechtsverlet-
zungen begehen und mit Kartellen der
Menschenschmuggler kooperieren.
Innerhalb Europas stehen Italien und

der Martyrer” in Tripolis. Der Krieg hat nach acht Jahren einen festen Platz im Alltag der Libyer.

Frankreich in Libyen auf unterschiedlichen
Seiten. Frankreich teilt zwar offiziell die
politische Linie der Vereinten Nationen,
unterstiitzt aber faktisch General Haftar.
Italien hat als ehemalige Kolonialmacht
ein eigenes Verhdltnis zu Libyen und steht
an der Seite Sarrajs. Dahinter stehen auch
starke 6konomische Interessen. Die italie-
nische Olfirma ENT ist der ,Nationalen Li-
byschen Olgesellschaft” mit Sitz in Tripolis
durch ein Joint-Venture verbunden und
versucht nun, den franzosischen Konkur-
renten Total zu verdrangen. Der dominier-
te den libyschen Erdolmarkt unter Gaddafi
und operiert inzwischen im Osten.

Pikant ist, dass mit Sarraj verbiindete Mili-
zen Ende Juni trotz des Waffenembargos
franzosische Waffen auf einem ehemaligen
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»Die EU ist nicht so handlungsfahig, wie sie sein sollte«

INTERVIEW Der Europa-Abgeordnete Dietmar Koster (SPD) iiber die EU-Politik in Libyen und die Aussichten der deutschen Vermittlungsinitiative

Herr Kaster, der Biirgerkrieg in Liby-

en ist mittlerweile ein Stellvertreter-
krieg, wobei Italien und Frankreich poli-
tisch auf unterschiedlichen Seiten stehen.
Wieso schafft es die EU nicht, ihre Mit-
gliedstaaten auf eine politische Linie zu
verpflichten?
Dass Italien und Frankreich in dieser zen-
tralen Frage unterschiedliche Krifte in Li-
byen unterstiitzen, ist einer der Hauptgriin-
de dafiir, dass die Europiische Union in
dieser Situation nicht so handlungsfihig
ist, wie sie es sein sollte. Die italienische
Regierung will vor allen Dingen die Migra-
tion aus Libyen beschrinken. Auflerdem
hat sie ein starkes wirtschaftliches Interes-
se, weil Italien einen Teil seines Gases und
des Erdols aus Libyen bezieht. Daher ori-
entiert sich die italienische Regierung ver-
stairkt an der sogenannten Einheitsregie-
rung. Frankreich hat hingegen geostrategi-
sche Interessen in der Region und versucht,
den Kontakt zur Miliz von General Haftar
aufzubauen.

Auch Frankreich hat doch wirtschaftliche
Interessen in Libyen.

Das spielt eine zusdtzliche Rolle. Frank-
reich interessieren die Olvorkommen im

Ostlichen Teil Libyens, wo die Milizen von
General Haftar die Kontrolle ibernommen
haben.

In einer so wichtigen Frage nicht ein-
mal intern einig zu sein, ist ja eigentlich
ein vernichtendes Bild fiir die europiii-
sche Auflenpolitik.

Im Falle Libyens zeigt sich ein grundlegen-
des Problem der europiischen Aufenpoli-
tik. Dass diese unter den Mitgliedstaaten
einstimmig geregelt werden muss, hindert
die Europaische Union daran, ein verldssli-
cher Partner zu sein, der vor allen Dingen
auch auf Diplomatie und Friedenspolitik
setzt. Angesichts dessen ist es positiv, dass
die Bundesregierung jetzt mit Auflenminis-
ter Heiko Maas versucht, mit einer Libyen-
Konferenz eine neue Initiative zu starten.
Sie konnte dazu beitragen, die Situation in
Libyen zu stabilisieren, Deutschland konn-
te eine neutrale Vermittlerrolle spielen. Vo-
raussetzung ware, zwischen den Streitpar-
teien zunichst zu einem Waffenstillstand
zu kommen. Dann wire eine internationa-
le Konferenz, die in Berlin stattfinden
konnte, sicherlich sinnvoll. Schlieflich
miissten in Libyen die unterschiedlichen
Kriegsparteien an einen Tisch gefiihrt wer-

den, um perspektivisch auch Wahlen
durchfiihren zu kénnen.

Das ist doch aber kaum realistisch,

wenn man bedenkt, dass das Waffenem-
bargo stindig unterlaufen wird.
Das muss man wohl so einschdtzen. Eine
weitere zentrale Voraussetzung fiir eine Sta-
bilisierung Libyens ist, dass die Rivalitdten
zwischen Frankreich und Italien beendet
werden. Die waren ja vor allen Dingen in
der Amtszeit von Italiens Ex-Innenminister
Matteo Salvini eskaliert. Jetzt haben wir ei-
ne neue Regierung in Italien, und ich glau-
be, dass die Moglichkeiten dadurch grofier
geworden sind, zu einer Verstindigung
zwischen Italien und Frankreich zu kom-
men.

Um iiber die Rolle der EU als Gesam-
tes zu reden: Briissel unterstiitzt und
trainiert die so genannte libysche Kiisten-
wache. Menschenrechtsverletzungen
durch deren Mitglieder sind dokumen-
tiert, trotzdem geht die Kooperation wei-
ter. Warum?

Wir Europaabgeordnete haben in der ver-
gangenen Wahlperiode beziiglich der Si-
tuation in Libyen und der humanitdren

Krise auf dem Mittelmeer eine sinnvolle
Resolution beschlossen und auch fiir ein
gemeinsames europdisches Asylsystem ei-
nen Beschluss gefasst. Leider hat der Euro-
péische Rat sich geweigert, das in verniinf-
tige Verhandlungen zu wberfithren und
diejenigen, die das im Moment blockieren,
zu einer Losung der humanitéren Krise auf

Parlament

© Europaisches

Dietmar Koster (SPD)

dem Mittelmeer zu verpflichten. Eine Reso-
lution zur Situation auf dem Mittelmeer
wurde mit nur zwei Stimmen Mehrheit
knapp abgelehnt. Sie enthielt auch die For-
derung nach mehr Transparenz in Bezug
auf die finanziellen Mittel, die die Europdi-
sche Union der sogenannten libyschen
Kiistenwache zur Verfiigung stellt. Fir uns
als europdische Abgeordnete ist klar, dass
diese sich nicht an Menschenrechte hilt -
das hatten wir im Europdischen Parlament
auch klar so formuliert. Dass die Koopera-
tion mit ihr dennoch weitergeht, hat viel
damit zu tun, dass der Europdische Rat
nicht den politischen Willen hat, wirklich
zu einer menschenrechtsfundierten Fliicht-
lingspolitik zu kommen.

Sie sagen, das Parlament hat mehr
Transparenz gefordert in Bezug auf die
Gelder, mit denen die Kiistenwache un-
terstiitzt wird. Wo fehlt aus Ihrer Sicht
die Transparenz? Meinen Sie damit, dass
das Parlament nicht den Uberblick hat
iiber die Verwendung der Gelder? Oder
sollte die Offentlichkeit transparenter in-
formiert werden?

Wir haben die zustindigen Behorden im
Innenausschuss des Europdischen Parla-

© Bettina Ruhl

Stiitzpunkt von General Haftar entdeckt
haben. Das Verteidigungsministerium in
Paris musste zugeben, dass diese aus
Frankreich stammten. Allerdings betonte
es, die Raketen nicht an Haftar geliefert zu
haben. Die Panzerabwehrraketen hitten
sich zum Selbstschutz eines franzosischen
Kontingents in Libyen befunden, das auf
einer Aufklarungsmission im Kampf gegen
den Terrorismus in Libyen gewesen sei.
Auch die USA sind in den Libyen-Konflikt
involviert. Sie sind auf der Seite der UN-ge-
stiitzten Regierung im Einsatz. Erst Ende
November mussten die Amerikaner einrdu-
men, eine Drohne {iber Tripolis ,verloren”
zu haben, ohne Einzelheiten zu nennen.
Im September flog das US-Africa-Com-
mand Africom mit Sitz in Stuttgart mehre-
re Angriffe mit Kampfdrohnen gegen Stel-
lungen des IS im Stidwesten des Landes.
Ganz eindeutig ist die US-Politik jedoch
nicht: Kurz nach Beginn von Haftars Of-
fensive hatte US-Prasident Donald Trump
im April iberraschend erklért, ,Feldmar-
schall Haftar” spiele eine wichtige Rolle im
Kampf gegen den Terror und bei der Siche-
rung der Olreserven Libyens.

Die Gemengelage, der sich Deutschland
gegeniiber sieht, will es im libyschen Biir-
gerkrieg vermitteln, ist also sehr komplex.
Dazu kommt, dass Russland seine Unter-
stiitzung fiir Haftar seit dem Beginn der
deutschen Initiativen im September noch-
mals verstarkt hat. Die Erfolgsaussichten
der deutschen Krisendiplomatie diirfte das
erheblich mindern. Bettina Ruhl I

Die Autorin ist freie
Afrika-Korrespondentin.

ments immer wieder mit dieser Frage kon-
frontiert: Was passiert genau mit dem
Geld? Hier sind die Aussagen zum Teil sehr
vage geblieben. Wir fordern konkret einen
Monitoring-Prozess, um offenzulegen, was
mit den Mitteln passiert. Bisher ist ein sol-
cher nicht gewdhrleistet, so dass wir sogar
als Abgeordnete keinen genauen Uberblick
iiber die Verwendung haben. Auch in Be-
zug auf die Ausbildung der Kiistenwache
bleibt vieles vage. Das ist ein sehr intrans-
parenter Prozess, der aus meiner Sicht
letztlich dazu fithren muss, dass man die
Zusammenarbeit mit Libyen an dieser Stel-
le beendet.

Das Interview flhrte Bettina Rihl I

Dietmar Késter ist seit Juli 2014 Abge-
ordneter des Européischen Parlaments
und Mitglied des Innenausschusses.

Weiterfuhrende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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Wie viel Nahe darf sein? Hier steht eine Windkraftanlage in Sichtweite eines Dorfes in Sachsen.

Sturmische Zeiten

WINDKRAFT Gegen die geplanten Abstandsregelungen protestieren Industrie und Wissenschaft

undeswirtschaftsminister DPe-
ter Altmaier (CDU) hat etwas
geschafft, was nur wenigen
Spitzenpolitikern gelingt: Ein
Biindnis aus Branchenverbén-
den, Landesministern sowie
Wirtschafts- und Industrielobby und Ge-
werkschaften hat zusammengefunden -
vereint im Widerstand gegen den Minister.
Thr Protest entziindet sich an den Pldnen
zu Mindestabstandsregelungen fiir Wind-
kraftanlagen. Diese Pline wiirden die
Windenergie an Land ,dramatisch schwa-
chen”, heifdt es in einem Brandbrief, den
die Verbdnde Mitte November an Altmaier
geschrieben hatten. ,Es ist uns unerklar-
lich, dass an einer Regelung zu bundesein-
heitlichen Mindestabstinden festgehalten
wird, obwohl klar ist, dass damit das Ziel
von 65 Prozent Erneuerbare Energien in
2030 nicht gehalten werden kann.” Das
Deutsche Institut fiir Wirtschaftsforschung
legte jiingst mit einer Studie nach, laut der
strengere Mindestabstinde den Ausbau der
Windkraft weiter bremsen diirften.
Der Streit ist im Zuge der Vorarbeiten zum
Kohleausstiegsgesetz entbrannt. Ein Kilo-
meter soll kiinftig zwischen Haus und An-
lage liegen, bundesweit. Linder und Kom-
munen sollen aber entscheiden kénnen,
die Regel nicht anzuwenden - ein Passus,
zu dem die Bereichsleiterin Energie am ifo-
Institut, Karen Pittel, auf die bayrische Si-
tuation verweist: Dort gilt mit der 10h-Re-
gel, also einem Mindestabstand der zehn-

fachen Hohe, ebenfalls eine Kann-Rege-
lung. ,Faktisch ist der Ausbau in Bayern
zum Erliegen gekommen”, sagt Pittel.
Quasi niemand mache von der Moglich-
keit eines Unterschreitens Gebrauch. Bay-
ern soll den Plinen zufolge weiterhin ei-
nen Sonderweg beschreiten diirfen.

Zahlreiche Fragen offen Umstritten ist
auch die Ausgestaltung der Neuregelung;
einem Entwurf aus dem Hause Altmaiers
zufolge  wiirden  funf
Wohnhduser reichen, da-
mit der Mindestabstand
eingehalten werden muss.
Strittig ist zudem der Um-
gang mit leistungskréftigen
neuen Anlagen, die alte am
gleichen Standort ersetzen
- genauso wie die Frage
der Giiltigkeit von vor Jah-

»Es gibt keinen
sinnvollen
Plan, wie man
das Klimaziel
2030 erreichen

abbauen zu wollen. Der Konzern zihlt zu
den grofiten deutschen Herstellern von
Windkraftanlagen.

Die Branche sieht die Bundespline als
Tropfen, der das Fass zum Uberlaufen
bringt. Die wohligen Zeiten fiir den lange
stark subventionierten Wirtschaftszweig
nahmen schon mit der Einfithrung von
Ausschreibungen ein Ende. Die Bundesre-
gierung wollte so mehr Wettbewerb in die
Branche bringen. Zeitgleich zog ein ande-
rer Wind in Gesellschaft
und Politik auf. Aus dem
Hoffnungstrager fiir die
Energiewende wurde vieler-
orts ein Symbol fiir das Ge-
fithl, etwas aufgedriickt zu
bekommen: Die ,da oben”
in der Stadt gegen die ,da
unten” auf dem Land. Die
Windkraftgegner professio-

ren genehmigten Baupli- will.« nalisierten sich.
nen fiir Windréder, die nun Andreas Reuter, Gegen die langen Vorlauf-
moglicherweise ndher als Fraunhofer IWES zeiten bei Planung und Ge-

erlaubt an Siedlungen la-

gen.

Altmaier verteidigte die Pldne als Mafinah-
me zu mehr Akzeptanz in der Bevolkerung.
Nicht zuletzt wegen Klagen von Biirgerini-
tiativen, aber auch wegen langer Genehmi-
gungsverfahren und wenig nutzbarer Fli-
chen ist der Ausbau von Windkraft an
Land fast zum Erliegen gekommen. Deut-
lich wurde die Situation durch die Ankiin-
digung von Enercon, 3.000 Arbeitsplétze

nehmigungen will Altmaier

Verfahren zur Beschleuni-
gung entwickeln. Ein schnelleres, rechtssi-
chereres Vorgehen finden auch Wissen-
schaftler wie Andreas Reuter, Leiter des
Fraunhofer-Instituts fiir Windenergiesyste-
me, oder Sarina Keller vom Deutschen
Luft- und Raumfahrtzentrum sinnvoll. Kel-
ler wirkte an einer Arbeitsgruppe zu Akzep-
tanzfragen im Bundeswirtschaftsministeri-
um mit und sagt, grundsétzlich seien die

Griine Geldanlage gefallt nicht jedem

FINANZEN Nachhaltigkeits-Initiative kann Unternehmensfinanzierung verteuern

Vertreter von Wirtschaft und Finanzindus-
trie haben an die Politik appelliert, auf
dem Weg in eine von Nachhaltigkeits-
grundsitzen gepragte  Finanzwirtschaft
(Sustainable Finance) die Belange der Real-
wirtschaft nicht aus den Augen zu verlie-
ren. In einer offentlichen Anhorung des Fi-
nanzausschusses in der vergangenen Wo-
che verwies etwa Renate Wafimer von der
Sparkasse Bad T6lz-Wolfratshausen auf den
drohenden biirokratischen Mehraufwand
fir Nachhaltigkeits-Zertifizierungen, der
nur noch von grofSen Unternehmen bewil-
tigt werden konne. Sie sehe das ,grof3e Ri-
siko, dass der Mittelstand unter die Rader
kommt”. Auflerdem drohten nicht zertifi-
zierten Unternehmen hohere Zinsen und
damit Wettbewerbsnachteile.

Grundlage der offentlichen Anhorung wa-
ren drei Oppositionsantrage. Die Fraktion
Biindnis 90/Die Griinen (19/14219) for-
dert, den Finanzmarkt strikt auf Prinzipien
der Nachhaltigkeit auszurichten und den
Finanzplatz Europa zum Leitmarkt fiir
Nachhaltigkeit zu machen. Die AfD-Frakti-
on (19/14684) fordert dagegen, dass die

Weiterfiihrende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Bundesregierung im EU-Rat Vorschldge der
EU-Kommission zur Foérderung nachhalti-
ger Finanzen (Sustainable Finance-Initiati-
ve) ablehnen soll, weil das ganze Vorhaben
,ideologisch motiviert” sei. Die FDP-Frak-
tion (19/14785) hilt das EU-Vorhaben aus
o6konomischer Sicht fiir unnétig oder kon-
traproduktiv. Es gebe auch keine konkrete
allgemeingiiltige Definition von Nachhal-
tigkeit. Das machte das Centrum fiir euro-
pdische Politik (cep) an einem Beispiel
deutlich. So werde Atomstrom in Frank-
reich als nachhaltig angesehen, in Deutsch-
land aber nicht. Das sei ein Problem fiir ei-
ne europdische Regulierung.

Voll im Trend Nachhaltige Kapitalanlagen
liegen voll im Trend. So berichtete bei-
spielsweise das Siidwind-Institut fiir Oko-
nomie und Nachhaltigkeit in seiner Stel-
lungnahme, dass inzwischen 4,5 Prozent
oder 219 Milliarden Euro des in Deutsch-
land angelegten Kapitals nachhaltig ange-
legt seien. Den ,ganz starken Trend” besté-
tigte die Deutsche Bundesbank. Griine An-
leihen sind demnach eine zunehmend ge-
nutzte Refinanzierungsquelle. Thr Volumen
sei seit 2015 von 16,3 auf inzwischen
198 Milliarden Euro gestiegen. Die KfW
Bankengruppe berichtete, dass sie keine
Kohlekraftwerke mehr finanziere. Die KfW
wolle sich zu einer nachhaltigen und trans-
formativen Forderbank weiterentwickeln.

Fir den Deutschen Industrie- und Han-
delskammertrag (DIHK) ist die Regulie-
rung ohnehin schon zu stark. Es sei nie-
manden damit geholfen, wenn die Pro-
duktion woanders stattfinde, erklarte die
Organisation mit Blick auf wachsende
Kurzarbeit und schlechte Auslastung in der
Kraftfahrzeugbranche und dort besonders
bei Zulieferbetrieben. Sustainable Finance
konne in diesem Bereich zu Problemen
fithren, da das Finanzierungsvolumen ver-
knappt werde. Sustainable Finance helfe
nicht, sondern verschirfe die bestehenden
Probleme.

Der Verband der Chemischen Industrie
(VCI) warnte davor, ganze Branchen pau-
schal als 6kologisch negativ zu klassifizie-
ren, weil damit auch Vorprodukte fiir als
,grun” bezeichnete Produkte wie Solarpa-
nels, Elektroautos oder Windkraftanlagen
betroffen seien. Auch der Investmentver-
band BVI sah eine ,starke Tendenz zur
Uberregulierung”.

Fur Markus Krall (Degussa) steht fest, dass
die Politik glaubt, das Problem planwirt-
schaftlich l6sen zu konnen. Doch es sei ei-
ne historische Tatsache, dass die Planwirt-
schaft der Marktwirtschaft nicht tiberlegen
sei. Sustainable Finance sei eine ,6kologi-
sche Wohlfiihl-Tllusion” planwirtschaftli-
cher Steuerung und letztlich die Ziind-
schnur, die zu einer neuen Finanzkrise fith-
ren werde. hle i

Standortfaktoren und damit Schall-Auswir-
kungen unterschiedlich und Einzelfallent-
scheidungen daher sinnvoll. ,Gleichzeitig
braucht es bundeseinheitliche, verlassliche
Verfahren zur Ermittlung solcher Einzelfal-
le”, sagt Keller und verweist auf Studien,
wonach sich Branchen um so stabiler ent-
wickelten, je konstanter der Rechtsrahmen
ist, in dem sie sich bewegen. Das Erneuer-
bare-Energien-Gesetz ist bislang quasi im
Zweijahresrhythmus gedndert worden.

Drohende Strafzahlungen Dass etwas
passieren muss, darin sind sich Wirtschaft
und Wissenschaft einig: Werden die Pariser
Klimaziele fiir 2030 beziehungsweise per-
spektivisch fiir 2050 nicht erreicht, wird es
teuer fuir Deutschland. ,Der derzeitige Aus-
baukorridor reicht nicht aus”, sagt Keller.
Reuter fehlt auflerdem die Vision auf poli-
tischer Ebene: ,Im Moment gibt es keinen
sinnvollen Plan, wie man zu diesem Ziel
kommen will”, sagt er. Der Fraunhofer-Ex-
perte rechnet mit einem Nettoabbau von
Windanlagen, sollten die Planungen in der
derzeitigen Form umgesetzt werden. Im
Moment steuert Windenergie etwa 18 Pro-
zent zur Stromversorgung in Deutschland
bei, dieser Anteil diirfte dank der Offshore-
Anlagen erst einmal stabil bleiben. Um die
Pariser Klimaziele zu erreichen, brauchte
es allerdings einen jdhrlichen Zubau von
zehn Gigawatt im Bereich Photovoltaik
und sechs Gigawatt Windenergie, sagt Reu-
ter.

© picture-alliance/imageBROKER

Er pladiert fiir Transparenz und Realismus;
in Bezug auf Windenergieprojekte miisste
seiner Ansicht nach auflerdem das Pla-
nungsrecht grundsitzlich verschlankt und
auch dahingehend gedndert werden, dass
im Extremfall Enteignungen moglich sind,
ahnlich wie beim Straflenbau.

Zur Akzeptanz in der Bevolkerung konnte
beitragen, wenn Biirger gerade auf dem
Land an den Einnahmen aus Anlagen auf
ihrem Gemeindegebiet beteiligt werden.
Die Bundesregierung will solche Chancen
durch die Einfiihrung eines gesonderten
Hebesatzes bei der Grundsteuer ermogli-
chen; dessen Hohe kénnen Kommunen
selbst festsetzen. Der Deutsche Stidte- und
Gemeindebund schldgt eine Sonderabgabe
direkt an die jeweiligen Kommunen vor.
Karen Pittel vom ifo-Institut finde grund-
sdtzliche Regelungen fur die finanzielle
Entschddigungen direkt Betroffener, die
wirklich an der Windkraftanlage wohnen,
allerdings sinnvoller. Diese unmittelbar Be-
troffenen sollten es nach Ansicht der Pro-
fessorin auch sein, die im Rahmen von Ge-
nehmigungsverfahren Gehor erhalten.

Im Streit iiber die Abstandsregelungen
scheint der breite angelegte Protest nun Wir-
kung zu zeigen: Medienberichten von Ende
vergangener Woche zufolge wurde der be-
treffende Passus aus dem Referentenentwurf
fur das Kohleausstiegsgesetz gestrichen. Ein
Sprecher des Bauministeriums sagte dazu,
das Thema befinde sich in der ,ressortinter-
nen Abstimmung”. Kristina Pezzei I

Klimapaket
vorerst gestoppt

UMWELT Der Bundesrat hat am vergange-
nen Freitag wichtige Teile des Klimapakets
der Bundesregierung vorerst gestoppt. Ein-
stimmig rief die Linderkammer den Ver-
mittlungsausschuss zu den steuerrechtli-
chen Mafinahmen des Klimapakets an. Da-
zu gehoren die Erhohung der Pendlerpau-
schale und die Absenkung der Mehrwert-
steuer auf Bahntickets, aber auch die steu-
erliche Forderung von Gebdudesanierun-
gen. Die Linder kritisierten, dass das Ver-
hiltnis von Be- und Entlastungen der Biir-
ger sowie die Lastenteilung zwischen
Bund, Lindern und Kommunen nicht fair
geregelt seien. Das gemeinsame Gremium
von Bundestag und Bundesrat soll das Ge-
setz nun tiberarbeiten.

Drei weitere Mafinahmen des Pakets - das
Klimaschutzgesetz, die Erhohung der Ti-
cketsteuer fiir Fliige und die Einfithrung ei-
nes CO2-Emissionshandels - wurden vom
Bundesrat angenommen. Mit dem Klima-
schutzgesetz verpflichtet sich Deutschland,
seinen Treibhausgasausstofy bis 2030 zu
verringern. Das Brennstoffemissionshan-
delsgesetz regelt, dass mit der CO2-Beprei-
sung ein nationaler Zertifikatehandel fur
den Ausstof8 von CO2 eingefiihrt wird, der
Autofahren und Heizen mit fossilen
Brennstoffen schrittweise verteuern soll.
Unklar ist der weitere Zeitplan. Bahntickets
sollen bereits zum 1.Januar 2020 billiger
werden. Damit das Gesetz nicht verzogert
wird, misste bis zur letzten Sitzung des
Bundesrats in diesem Jahr eine Losung ge-
funden werden. Ein Termin fiir die erste
Sitzung des Vermittlungsausschusses steht
noch nicht fest. Ibr i

Maut-Desaster
wird untersucht

VERKEHR Die Vorkommnisse rund um die
gescheiterte Pkw-Maut werden durch einen
Untersuchungsausschuss aufgearbeitet. Mit
den Stimmen der Opposition bei Enthal-
tung von Union und SPD beschloss der
Bundestag vergangene Woche die Einset-
zung des neunkopfigen  Gremiums
(19/15543), dem drei Abgeordneten der
Union, zwei Parlamentarier der SPD und
jeweils ein Mitglied der Oppositionsfrak-
tionen AfD, FDP, Die Linke und Biindnis
90/Die Griinen angehoren. Den Vorsitz
wird dem Vernehmen nach Udo Schiefner
(SPD) iibernehmen. Fiir den 12. Dezember
ist die konstituierende Sitzung des ,Zwei-
ten Untersuchungsausschusses der
19. Wahlperiode (Pkw-Maut)” vorgesehen.
Das vor allem von der CSU vorangetriebe-
ne Projekt der Erhebung einer Infrastruk-
turabgabe (Pkw-Maut), das eine Entlastung
fur deutsche Fahrzeughalter in Hohe der
Mautgebiihr tiber die Kfz-Steuer vorsah,
wurde im Sommer 2019 durch eine Ent-
scheidung des Europdischen Gerichtshofes
(EuGH) gestoppt. Die Richter lehnten die
Infrastrukturabgabe in der geplanten Form
als nicht europarechtskonform ab.

Schon Ende 2018 hatte jedoch Verkehrsmi-
nister Andreas Scheuer (CSU) mit zwei pri-
vaten Unternehmen Vertrdge tiber die Er-
hebung der Pkw-Maut geschlossen. Warum
dies vor Bekanntgabe des EuGH-Urteils er-
folgte, welche finanziellen und politischen
Verpflichtungen und Risiken damit ver-
bunden sind und welche Konsequenzen
aus dem Maut-Desaster zu ziehen sind,
soll nun im Untersuchungsausschuss ge-
klart werden. hau I

Zoll mit Zollgesetz zufrieden

KRIMINALITATSBEKAMPFUNG Einsatz von verdeckten Ermittlern wird moglich

So etwas gibt es auch noch: Die betroffene
Verwaltung hat sich mit der von der Bun-
desregierung geplanten Neuregelung des
Zollfahndungsdienstes zufrieden gezeigt.
Bedenken kamen hingegen in einer offent-
lichen Anhorung des Finanzausschusses in
der vergangenen Woche von Datenschiit-
zern und Anwilten. Der von der Bundesre-
gierung  eingebrachte  Gesetzentwurf
(19/12088) sieht eine Ausweitung der Be-
fugnisse des Zollfahndungsdienstes vor. So
sollen der Einsatz verdeckter Ermittler so-
wie eine Befugnis zur Identifizierung und
Lokalisierung von Mobilfunkkarten und
Telekommunikationsendgeriaten moglich
werden. Mit dem Gesetz werden zudem
die Auskunftspflichten von Betroffenen
und Dritten erweitert. Auflerdem darf das
Zollkriminalamt in Zukunft Gerdtenum-
mern von Telekommunikationsendgerdten
und die Kartennummern der verwendeten
Karten sowie die Standorte von Telekom-
munikationsendgerdten ermitteln.

,Insgesamt liegt mit dem Entwurf ein mo-
dernes Gesetz fiir den Zollfahndungsdienst
vor, dass sich folgerichtig in die aktuelle
Gesetzgebung fiir Sicherheitsbehdrden und
die Strafverfolgung einpasst”, lobte das
Zollkriminalamt den Gesetzentwurf, mit
dem der Zollfahndungsdienst weiterhin fir
die Herausforderungen moderner Krimina-
lititsbekdmpfung geriistet sein werde. Als
effektives und erforderliches Einsatzmittel

bezeichnete das Zollkriminalamt den ge-
planten Einsatz verdeckter Ermittler. Auf-
grund des hochst konspirativen Taterver-
haltens sei es zum Regelfall geworden, dass
nur eine Mischung unterschiedlichster Me-
thoden und Ansitze bei der Informations-
gewinnung Erfolg verspreche. Hierzu geho-
re auch der Einsatz verdeckt auftretender
Ermittlungsbeamter, um Zugang zu rele-
vanten Informationen zu erhalten. Auch
die Deutsche Zollgewerkschaft (BDZ) zeig-
te sich mit dem Entwurf zufrieden, hielt
aber eine bessere personelle Ausstattung
fitr erforderlich. Nach Ansicht der Gewerk-
schaft der Polizei soll der Zollfahndungs-
dienst auch materiell-rechtlich als Polizei
angesehen werden. Schliefilich wiirden
dessen Mitarbeiter hervorragende Polizei-
arbeit im Kampf gegen schwere und orga-
nisierte Kriminalitét leisten.

Schonschreib-Wettbewerb Der Zollbe-
amte Marius Kithne kritisierte hingegen die
erhebliche Ausweitung des Gesetzesum-
fangs, dessen Paragrafen-Zahl sich von 47
auf 107 Paragrafen mehr als verdoppele.
Kithne sprach von einem ,Schonschreib-
Wettbewerb von Juristen”. Die Abfrage bei
Datenbanken sei fiir das Zollpersonal viel
zu kompliziert. Sinnvoll sei die Einrich-
tung einer zentralen Datenbank.

Die Erforderlichkeit des Einsatzes verdeck-
te Ermittler ist nach Ansicht des Bundesbe-

auftragten fiir den Datenschutz und die In-
formationsfreiheit bislang nicht hinrei-
chend begriindet. Eine reine Niitzlichkeit
neben den bereits bestehenden Eingriffsbe-
fugnissen sei hier nicht ausreichend. Insbe-
sondere sei nicht dargelegt, wo und wes-
halb die vorhandenen Eingriffsbefugnisse
im Bereich der Zollfahndung an ihre Gren-
zen stoflen wiirden. Aufierdem erhob der
Bundesbeauftragte erhebliche verfassungs-
rechtliche Bedenken gegen die sogenannte
Bestandsdatenauskunft. Die Norm ermog-
liche eine permanente Erhebung und wei-
tere Verwendung von Bestandsdaten sowie
die Zuordnung von Internetprotokoll-
Adressen. Eine solche, nahezu vorausset-
zungslose und anlasslose Anreicherung
von Daten erscheine ,in hochstem Mafle
unverhiltnismiflig”, so der Bundesbeauf-
tragte fiir den Datenschutz.

Sehr unterschiedliche Urteile gab es aus
der Wissenschaft: Von einem insgesamt ge-
lungenen Gesetzentwurf sprachen sowohl
Professor Klaus Garditz (Universitit Bonn)
als auch Professor Kurt Graulich (Hum-
boldt-Universitit Berlin). Dagegen emp-
fahl Professor Hartmut Aden (Hochschule
fur Wirtschaft und Recht Berlin), den Ge-
setzentwurf angesichts vieler Defizite und
unnotig komplexer Regelungen ,zuriickzu-
ziehen und das Gesetzgebungsverfahren
mit einem neuen Entwurf erneut zu begin-
nen”. hle i
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iesmal war es nicht ganz
so knapp. Nachdem Ur-
sula von der Leyen im Ju-
li mit einer Mehrheit von
gerade einmal neun Stim-
men zur EU-Kommissi-
onsprasidentin gewahlt wurde, fiel das Vo-
tum fiir die gesamte EU-Kommission ver-
gangene Woche in Straflburg viel deutli-
cher zu ihren Gunsten aus. Die Stimmen
von Christdemokraten, Sozialdemokraten
und den Liberalen von Renew Europe
summierten sich auf 461, ein deutlicher
Vorsprung vor den 157 Gegenstimmen.
Die meisten Griinen enthielten sich, kiin-
digten von der Leyen aber ihre Unterstiit-
zung an, wann immer ihre Projekte mit
den eigenen politischen Zielen {iberein-
stimmen sollten.
,Lasst uns an die Arbeit gehen”, betonte
von der Leyen in ihrer Rede und traf damit
die Stimmung im Européischen Parlament.
Nachdem die EU-Kommission mit einem
Monat Verspatung antritt, wartet der EU-
Betrieb in Briissel und Straflburg darauf,
endlich mit der inhaltlichen Arbeit begin-
nen zu konnen.
Zu tun gibt es genug. Von der Leyen umriss
in ihrer Rede erneut ihre Priorititen Klima-
schutz und Digitalisierung, ohne zu sehr
ins Detail zu gehen. Den New Green Deal
bezeichnete sie als ,neue Wachstumsstrate-
gie” fir den Kontinent, der Europa zu ei-
nem weltweiten Vorsprung verhelfen konn-
te. Sie bekriftigte, dass sie ein neues Kon-
zept fiir Asyl und Migration vorlegen wer-
de. Auch wenn die 61-Jdhrige an manchen
Stellen emotional wurde, etwa als sie an
den Krebstod ihrer Schwester erinnerte, die
mit elf Jahren ihrer Krankheit erlag, wirkte
die Rede deutlich farbloser als ihre Bewer-
bungsrede im Juli. Dass sie nach der Verzo-
gerung gleich tatkriftig ans Werk gehen
will, unterstreicht sie mit einem ihrer ers-
ten offentlichen Auftritte. An diesem Mon-
tag wird sie bei der UN-Klimakonferenz in
Madrid eine Rede halten.
In ihrer Amtszeit wird sich die erste weibli-
che Politikerin an der Spitze der EU-Kom-
mission an ihren Versprechen messen las-
sen miissen. Davon hat sie mehr als jeder
ihrer Vorginger abgegeben. Das hat mehre-
re Griinde. Zum einen musste die frithere
deutsche Verteidigungsministerin ~ Zuge-
stindnisse machen, um sich im Europii-
schen Parlament eine Mehrheit zu sichern.
Gleichzeitig ist es ihr Stil, Ziele anzukiindi-
gen, um dann offentlichen Druck aufzu-
bauen. Nun muss sie beweisen, dass diese
Taktik in Briissel funktionieren kann.
In den kommenden fiinf Jahren wird von
der Leyen auf die Unterstiitzung von Mit-
gliedstaaten und Europdischem Parlament
angewiesen sein. Sie hat schon erfahren,
wie schwierig es ist, in Briissel einen Kon-
sens herzustellen. Weil das Europiische
Parlament drei ihrer Kommissaranwarter
zurlickwies, konnte sie erst mit einem Mo-
nat Verspitung an den Start gehen. Die Ab-
lehnung der franzosischen Kommissarkan-
didatin Sylvie Goulard kam einer Demiiti-
gung gleich - und hat zudem das Verhilt-
nis zu Frankreichs Staatsprasident Emma-
nuel Macron empfindlich belastet.

Auf EU-Ebene unerfahren Von der Leyen
erzahlt gerne, dass sie ihre Ankunft in Briis-
sel wie eine ,Heimkehr” empfindet, weil
sie im Stadtteil Ixelles geboren ist und in
Uccle zur Schule ging. Auf dem politischen
Parkett ist sie aber keine Insiderin, ganz im
Gegensatz zu ihrem Vorgénger Jean-Claude
Juncker, der als luxemburgischer Regie-
rungschef 18 Jahre lang EU-Gipfeln bei-
wohnte, ehe er Kommissionschef wurde.

Fiir zahlreiche ihrer Vorhaben braucht von
der Leyen sogar die einstimmige Zustim-
mung der Mitgliedstaaten, etwa fiir den
Fahrplan, um Europa bis 2050 CO2-neu-
tral zu gestalten. Ihn wird der geschaftsfiih-

Anzeige

Ursula von der Leyen (CDU, links) und ihr Vize, der Sozialdemokrat Frans Timmermans (rechts), bei der Wahl der Kommission vergan-
gene Woche im Plenarsaal des Europdischen Parlaments.

Grof3e Ziele

EU Kommissionschefin von der Leyen hat ambitionierte
Pline, wird aber einige Zugestindnisse machen miissen

rende Vizeprasident Frans Timmermans als
Teil des sogenannten New Green Deal vor-
stellen. Eine Grenzangleichssteuer, die Un-
ternehmen in der EU entlasten soll, wenn
CO2 teurer wird, muss genauso einstim-
mig beschlossen werden wie eine Digital-
steuer fir Konzerne wie Google, Amazon,
und Facebook, die Wirtschaftskommissar
Paolo Gentiloni gemeinsam mit Vizeprisi-
dentin Margrethe Vestager entwerfen soll.
Beides wird absehbar schwierig.

Hinzu kommt: Um von den Osteuropiern
gewdhlt zu werden, hat von der Leyen Zuge-
stindnisse gemacht, die ihre Mandvrierfé-
higkeit einschrinken. So verantwortet der
ungarische Kommissar die Erweiterungs-
und Nachbarschaftspolitik der EU. Er gilt
als treuer Parteisoldat des illiberalen ungari-
schen Ministerprasidenten Viktor Orban. In
Briissel werden weitere Personalentschei-
dungen erwartet, bei denen mutmafiliche
politische Absprachen eine Rolle spielen.
Fr ihr engstes Team hat die Niedersachsin
zwei Vertraute aus Berlin mitgebracht, Kabi-
nettchef Bjorn Seibert und ihren fritheren
Sprecher Jens Flosdorff. Unklar ist, wer ihr
im Tagesgeschift dabei helfen wird, die EU-
Kommission mit ihren mehr als 30.000
Mitarbeitern unter Kontrolle zu halten.

Von der Leyen ist Konkurrenz aus ihrem ei-
genen Team gewiss, im Gegensatz zu ihrem
Vorganger Juncker, der finf Jahre unum-
stritten die Nummer eins war. Der ge-
schiftsfithrende Vizeprasident Timmer-
mans, zustandig fiir Klimapolitik, hat im-
mer noch nicht ganz verwunden, dass er
das Amt an der Spitze der EU-Kommission
nicht bekommen hat. Auch Vize Margrethe
Vestager, zustdndig fiir Wettbewerb und Di-
gitales, hatte sich als spit selbst erkldrte
Spitzenkandidatin Hoffnungen auf den
Topjob gemacht. In fiinf Jahren sind beide
jung genug, um von der Leyen eine zweite
Amtszeit streitig zu machen.

Thierry Breton, ehemaliger Konzernlenker
(unter anderem France Télécom, Atos) und
fritherer franzosischer Finanzminister wird
sich ebenfalls selbstbewusst an seine Auf-
gabe als Kommissar fir Binnenmarkt ma-
chen und dabei Wiinsche und Anregungen
aus Paris z gesandt bekommen.

Gebrochenes Versprechen Mit einem
Versprechen, ihr Team paritatisch mit Man-
nern und Frauen zu besetzen, ist von der
Leyen schon gescheitert. Nun stehen 15
Ménner zwolf Frauen gegeniiber — weil ei-
nige Mitgliedstaaten, auch Frankreich auf
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einem Kandidaten beharrt haben. Binnen
Hundert Tagen wird sich zeigen, was aus
weiteren Ankiindigungen wird. Das sind
unter anderem ein Klimagesetz, das die
Schritte zur Klimaneutralitit der EU bis
2050 festschreibt, Ethikrichtlinien zu
Kinstlicher Intelligenz, Vorschlige zum
Mindestlohn sowie zur Transparenz bei der
Einkommensdifferenz zwischen Méannern
und Frauen.

Von der Leyen hat auch angekiindigt, dass
ihre EU-Kommission eine ,geopolitische”
werden soll. Europa miisse die Sprache der
Macht lernen, betont sie. In einer Zeit, in
der die Beziehung zum alten Verbiindeten
USA angespannt ist und China mit seinem
Staatskapitalismus keinen Hehl daraus
macht, ist auch dieses Versprechen ambi-
tioniert. Silke Wettach I

Die Autorin ist Korrespondentin der
Wirtschaftswoche in Brissel.

Weiterfihrende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Kein ruhiges Fahrwasser
fiir das Konigreich in Sicht

GROSSBRITANNIEN Johnson fiihrt in Wahl-Umfragen

Zwei Wahlen und ein Referendum haben
die Briten seit 2015 hinter sich gebracht.
Jedes Mal lag die Mehrheit der Demosko-
pen falsch mit ihren Voraussagen fiir deren
Ausgang. Wird es auch bei der Neuwahl
am 12. Dezember wieder so sein? Vergan-
genen Mittwoch veroffentlichte das Mei-
nungsforschungsinstitut YouGov eine Um-
frage, die einzelne Wahlkreise und nicht
nur landesweit die Stimmung analysiert.

Demnach gewinnen die Konservativen
42 Mandate hinzu und kommen auf eine
satte Mehrheit von 68 Sitzen. Labour hin-
gegen muss eine schwere Schlappe einste-
cken und verliert 51 Sitze. Die bisher als
grofle neue Kraft gefeier-
ten Liberaldemokraten er-
gattern gerade einmal ei-
nen zusdtzlichen Platz im
650 Abgeordnete zihlen-
den Unterhaus. YouGov
hatte diese Analyse auch
bei der letzten Wahl 2017
durchgefiihrt und korrekt
einen Verlust der Tory-

Mehrheit unter Ex-Pre-
mierministerin Theresa
May prognostiziert.

Wie auch immer das tat-
sdchliche Endergebnis ir-
gendwann am Morgen des 13. Dezember
aussehen mag - klar ist, dass es eine Rich-
tungswahl ist. Bekommt Johnson eine be-
lastbare Mehrheit im Unterhaus, wird er
moglicherweise noch vor Weihnachten ein
weiteres ,Meaningful Vote” iiber seinen
Mitte Oktober mit der Européischen Uni-
on geschlossenen Brexit-Deal abhalten.
Der Austritt soll dann wie geplant am 31.
Januar 2020 erfolgen.

Schafft Johnson es aber nicht, nun auch
von der Nation und nicht nur wie im ver-
gangenen Juli von den Tory-Mitgliedern
zum Premierminister gewdhlt zu werden,
konnte es in Sachen EU-Ausstieg noch
ganz anders kommen. Denn Johnson wird
keine, oder nur sehr
schwer, Biindnispartner
finden. Eine Koalition von
Labour mit den Liberalde-
mokraten und den schotti-
schen Nationalisten der
SNP wire dann das Szena-
rio. Die beiden kleinen

Die juristische
Anbindung
an die EU
ist nicht
das einzige
Thema im
Wa h I kampf‘ i/z\i]te.il die grofie Mehrheit der

Die Tories
konnten
bald ein

Jahrzehnt die

soll es nicht noch mal sagen - aber wir
miissen den Brexit hinter uns bringen!”
Labour weifd derweil sehr gut, dass die
Menschen im Konigreich noch ganz ande-
re Sorgen haben. An erster Stelle steht der
staatliche Gesundheitsversorger NHS. Er ist
den Briten sakrosankt. Eingefithrt nach
dem Zweiten Weltkrieg von Labour-Pre-
mier Clement Attlee, stehen die Tories von
jeher unter dem Verdacht, den Gesund-
heitsversorger nicht ehrlich zu lieben.

In diesem Wissen trieb Corbyn seinen Ri-
valen Johnson in den vergangenen Tagen
in die Enge. Der Labour-Chef prasentierte
ein Papier, das Gespriche zwischen briti-
schen Offiziellen und Ver-
tretern der US-Regierung
iiber Handelsbeziehungen
nach dem Brexit dokumen-
tiert. ,Wir haben jetzt den
Beweis, dass Boris Johnson
die NHS auf den Verhand-
lungstisch gelegt hat und
verkaufen will”, erklarte der
Sozialist. Das steht fiir viele
Briten gleich mit Volksver-

Briten Johnson nicht traut,

stoflen dessen gegenteilige
Beteuerungen bei vielen Wihlern auf taube
Ohren. Weshalb der Premier auf Corbyns
Schwachstelle abzielt: Vorwiirfe des Antise-
mitismus. Mitte vergangener Woche rief
der britische Oberrabbiner Ephraim Mirvis
in der ,Times” dazu auf, Labour nicht die
Stimme zu geben. Justin Welby, Erzbischof
von Canterbury und Oberhaupt der angli-
kanischen Kirche, pflichtete ihm bei.

Radikale Vorschldge Die Schlagzeilen um
die anhaltenden Antisemitismus-Vorwiirfe
gegen Labour lenkten zum Unmut der Par-
tei vom Wahlprogramm der Linken ab.
Corbyns Vorschlage sind radikal. Er will
die Vier-Tage-Woche bei vollem Lohnaus-
gleich einfithren und die
Bahn und Teile der Energie-
und Wasserversorgung zu-
rick in staatliche Hand
bringen. Auch die Telekom-
munikationsbranche steht
stiickweise im Visier. Bei
seinen Stammwihlern 16-

Parteien wollen den Brexit . sen solche Versprechen Be-
stoppen. Labour will einen Downlng geisterung aus. pDenn Mil-
neuen Deal verhandeln Street lionen Briten leiden seit der
und diesen dann in einem Finanzkrise 2008 unter
neuerlichen  Referendum b esetzen' dem radikalen Sparkurs der

der Nation zur Abstim-
mung vorlegen. Mit der
Option, fiir einen Verbleib zu stimmen.

Knappe Mehrheit gegen Brexit Seit Mo-
naten schon gibt es laut Umfragen eine
knappe, aber stabile Mehrheit fiir den Ver-
bleib in der EU. Daraus abzuleiten, dass
die Mehrheit der Briten einer Anti-Brexit-
Partei die Stimme gibt, wire jedoch falsch.
Denn die juristische Anbindung an den
Kontinent ist nicht das einzige Thema im
Wahlkampf - zum groflen Bedauern von
Boris Johnson, dessen gesamte Rhetorik
auf dem Slogan ,Let’s get Brexit done”
(»Lasst uns den Brexit erledigen”) fufit. Als
der Konservative beim ersten TV-Duell Mit-
te November gegen Labour-Chef Jeremy
Corbyn antrat, versuchte er jede Frage der
Moderatorin in eine Brexit-Antwort umzu-
miinzen. Am Ende musste er sogar iiber
sich selbst lachen, als er entschuldigend
zur Moderatorin sagte: ,Ich weif3, Julie, ich

Tories, die 2010 an die Re-

gierung kamen. Ein einfa-
cher Beleg fir die wachsende Verarmung
der ohnehin Geringverdienenden ist die
Zahl der Suppenkiichen, die im ganzen
Land stdndig zunimmt.
Treffen die jiingsten Umfragen zu, wird La-
bour trotzdem nicht zuriick an die Macht
kommen. Die Tories hingegen wiirden
bald ein Jahrzehnt die Downing Street be-
setzen. Das wiirde keineswegs eine Riick-
kehr des Konigreichs in ruhiges Fahrwasser
bedeuten. Die schottischen Nationalisten
unter Ministerprasidentin Nicola Sturgeon
werden mit Wucht gegen den EU-Austritt
aufbegehren. Gleichzeitig steht Johnson
fortan unter dem massiven Druck, bis En-
de 2020, wenn die Ubergangszeit ausliuft,
einen umfassenden Handelsvertrag mit der
EU auszuhandeln. Stefanie Bolzen |

Die Autorin ist Korrespondentin
der ,,Welt” in London.
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AUFGEKEHRT

Doppelspitze
im Trend

n der Politik kann die Spitze nicht
immer tberzeugen, deswegen geht
der Trend in Parteien und Fraktio-
nen zur Doppelspitze: Ist die eine
Spitze stumpf, zieht vielleicht die ande-
re. Die Sache hat noch einen anderen
Vorteil: Bekiampfen sich die Parteifreun-
de im Streit um die Pfriinde mal wieder
bis zum Horsturz, bekommt einfach je-
der ,Fliigel” seinen Spitzenposten,
schon ist Harmonie.
Die Griinen haben als parlamentarische
Versuchskaninchen die Doppelspitze in
ihrem Repertoire fest verankert, was den
Verdacht ndhrt, die Parteispitzen Baer-
bock und Habeck konnten sich dem-
néchst die Kanzlerschaft redlich teilen.
Auch die SPD ist scharf auf Doppelspit-
ze, was sicher damit zu tun hat, dass nie-
mand den Laden allein auf dem Gewis-
sen haben will, wenn es bei der Bundes-
tagswahl um die Finf-Prozent-Hiirde
geht. Bei der CDU ist hingegen alles wie
immer: Eine vorne, der Rest in Reihe da-
hinter. Vorne ist AKK, die es beim Leip-
ziger Parteitag geschafft hat, die Kolle-
gen erst stundenlang anzudden und sie
dann im Ddmmerschlaf mit der Alles-
oder-Nichts-Frage zu iiberfallen. Bis die
schockgefrosteten Delegierten sich von
der Attacke erholt hatten, waren die Mi-
kros abgebaut. Die unfreiwillige Dop-
pelspitze mit Kanzlerin Merkel ist im
Grabenkampf freilich schon deutlich
eingeknickt.
Charismatische Doppel haben immer
fasziniert: Man denke an Ernie und Bert,
Bonnie und Clyde oder Siegfried und
Roy. Abseits vom Streit war doch stets
pure Harmonie. Aber bitte: Alles Anfin-
ger im Vergleich zum Alleinunterhalter
Hans Rosenthal. Wenn der im Fernsehen
,das war spitze” rief, war die halbe Re-
publik sich einig und tagelang aus dem
Hauschen. Claus Peter Kosfeld I

VOR 30 JAHREN...

Beweise und
Akten sichern

4.12.1989: Sturm auf die Stasi-Zen-
tralen. Erfurt, 4. Dezember 1989, neun
Uhr: Hunderte Demonstranten versam-
melten sich vor dem Bezirksamt des in-
zwischen in Amt fiir Nationale Sicher-
heit umbenannten Ministeriums fiir
Staatssicherheit, {iber dem seit Tagen
Rauchschwaden hédngen. Zunachst blo-
ckierten sie die Eingdnge, kontrollierten
die Taschen der Mitarbeiter. Im Laufe

Ein Staatsanwalt verschlieBt 1989 Akten-
schranke bei der Erfurter Staatssicherheit.

des Vormittags verschafften sich rund
300 Zugang zu dem Gebdude. Der Be-
zirksamtsleiter kabelte nach Ost-Berlin:
Die Demonstranten hitten ,den Staats-
anwalt des Bezirkes iiber ihre Absicht,
Archivmaterialien und andere Unterla-
gen im Amt fir Nationale Sicherheit vor
Vernichtung zu bewahren, in Kenntnis
gesetzt”. Jahrzehntelang hatte die Stasi
Hunderttausende Menschen bespitzelt.
In der Wendezeit gerieten die Spitzel
selbst ins Visier: Szenen wie in Erfurt
spielten sich am 4. Dezember 1989 in
mehreren Stddten vor den Stasi-Liegen-
schaften ab. Die Demonstranten wollten
verhindern, dass Akten vernichtet oder
aus den Gebduden geschafft wurden. In
Leipzig etwa protestierten Tausende,
skandierten ,Aufmachen! Aufmachen!”.
Vom Balkon tiber dem Haupteingang in-
formierte schliefllich ein Sprecher des
,Neuen Forums” die Menge per Mega-
fon, dass die Biirgerbewegung ,das Ge-
biude unter Kontrolle genommen” ha-
be. Die Akten wiirden jetzt gesichert.
Unterdessen arbeitete die Stasi-Zentrale
in der Berliner Normannenstrafie weiter.
Am 15. Januar 1990 wurde auch sie ge-
stirmt. Tm August 1990 verabschiedete
die Volkskammer ein Gesetz, das die
Vernichtung der rund sechs Millionen

Stasi-Akten verbot. Benjamin Stahl I

Weiterfihrende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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Faszination Gehirn — das Human Brain Pro

/.\

Eroffnung der Ausstellung im Deutschen Bundestag,
Paul-Lobe Haus, 27. November 2019, Berlin

Faszinierend, geheimnisvoll und komplex: Bundestagsvizeprasident Hans-Peter Friedrich (CSU) er6ffnete die Ausstellung zum Gehirn, die den Besuchern neueste wissenschaftliche
Erkenntnisse mithilfe von Simulationen, 3D-Bildern und Ausstellungsstiicken naher bringt.

© Deutscher Bundestag/Achim Melde

»Ein Projekt der Hoffnung«

Katrin Amunts zeigt auf ein etwa 1,70 Meter grofdes Glas-
gefidf}, das mit dutzenden Rollen buntem Garn gefiillt ist.
,Wir haben berechnet, wie viele dieser Sdulen mit Garn es
brauchte, um all das, was im Gehirn passiert, sichtbar zu
machen”, erklart sie Besuchern der Ausstellung ,Faszinati-
on Gehirn - das Human Brain Project” im Berliner Paul-
Lobe-Haus. Das Ergebnis: 200 gefiillte Glasgefifie und da-
mit rund drei Millionen Kilometer Garn. ,Wir haben
noch drei Mal nachrecherchiert, aber das ist in etwa die
Zahl, die sich an Verkabelung im Gehirn findet”, sagte
Amunts, die Direktorin des Instituts fiir Neurowissen-
schaften und Medizin am Forschungszentrum Jilich ist,
bei der Ausstellungser6ffnung vergangene Woche.

Das Human Brain Project ist mit einer Milliarde Euro
Fordersumme eines der grofiten Forschungsvorhaben der
Europdischen Union. Ziel ist es, das komplette menschli-
che Gehirn méglichst detailgetreu von der einzelnen Zel-
le bis zum Zusammenwirken von Hirnarealen auf einem
Supercomputer zu simulieren. Ein virtuelles Modell eines
Gehirns soll es zukiinftig erleichtern, die Struktur und Ar-

Zur Ausgabe 47-48 vom 18. November
2019, ,Wenn weniger mehr ware” auf
Seite 5:

Allein schon die Aussage von Mahmut Ozde-
mir (SPD) ,Kiirzen bei den Direktwahlkreisen
heiBt kiirzen bei der Direkten Demokratie”
zeigt doch, dass er in dieser Sache als Parla-
mentarier reformunwillig ist. Abgesehen davon
ist Deutschland eine reprasentative Demokra-
tie und keine direkte Demokratie, wie etwa die
Schweiz. Wenn sich Herr Ozdemir jetzt in sei-
nem Wahlkreis mit den anndhernd 160.000
Wahlberechtigten um die Erreichbarkeit der
Wahler sorgt, der bei der Verringerung der An-
zahl der Wahlkreise dann entsprechend mehr
Wahlberechtigte hatte, ist das sehr fadenschei-
nig. Denn wie viele der Wahlberechtigten hat
er denn wahrend der Wahlperiode in seinem
verhaltnismaBig kleinen Wahlkreis in einem
personlichen Kontakt erreicht?

LESERPOST

Im Durchschnitt liegt die WahlkreisgroBe bei
200.000 Wahlberechtigten. Sollte es wirklich
einmal zu einer Neufestlegung der Bundes-
tagsgroBe kommen, so wiirden auch die anvi-
sierten 250 Wahlkreise keine konstante Anzahl
von Bundestagsabgeordneten hervorbringen.
Erst eine radikale Verringerung der Direktwahl-
kreise auf 200 erzeugt keine Uberhang- und
Ausgleichsmandate. Das Verhéltnis von Erst-
zu Zweitstimme ware dann eben 1:2. Uber die
Erststimme kamen 200 Direktkandidaten und
mit der Zweitstimme 400 Abgeordnete iber
die Landeslisten in den Bundestag. Der Bun-
destag wiirde anstatt der urspriinglichen Nor-
malgroBe von 598 eben 600 Abgeordnete ha-
ben. Die Wahlkreise hatten dann durchschnitt-
lich 300.000 Wahlberechtigte. Das sollte den
Direktkandidaten aber mit den heutigen Kom-  ten.
munikationswegen und der Bereitschaft der

Gesellschaft fiir digitale Kanéle keine Proble-

beitsweise des gesunden und erkrankten Gehirns zu ver-
stehen. ,Es ist der Tag nicht fern, da mag die Rechenleis-
tung der Maschinen besser sein als die Rechenleistung des
Gehirns”, sagte Bundestagsvizeprasident Hans-Peter
Friedrich (CSU). Das Human Brain Project sei nicht nur
ein grofles Projekt fir die Wissenschaft, sondern auch po-
litisch bedeutsam. ,Es ist ein Projekt der Hoffnung, etwa
fiir Menschen, die darauf hoffen, dass Krankheiten geheilt
werden”, sagte Friedrich. Er freue sich daher, dass die Aus-
stellung Informationen zu einem der grofiten Geheimnis-
se der Menschheit fiir alle Menschen zugdnglich mache.
Vom Forschungszentrum Jilich konzipiert, beschiftigt
sich die Ausstellung im Bundestag mit der Schnittstelle
von Neurowissenschaft, Medizin und Technologie, zeigt
Bilder, Filme und Simulationen. Dutzende Fakten dazu,
was die Leistungsfihigkeit des Gehirns ausmacht, wie Er-
krankungen entstehen und was aus der Hirnforschung fiir
kiinstliche Intelligenz, leistungsstarke ,Supercomputer”
und Robotik gelernt werden kann, sind Teil der eigens
entwickelten Ausstellung.

,Die Ausstellung ist so etwas wie ein Showroom fiir Wis-
senschaft”, betonte der Vorsitzende des Ausschusses fiir
Bildung, Forschung und Technikfolgenabschitzung, Ernst
Dieter Rossmann (SPD). Da der Ausschuss der Treuhdn-
der der Parlamentarier fiir Technikfolgenabschatzung sei,
begriifle er es, dass auf den Informationstafeln immer
auch ethische Dimensionen mitverhandelt werden.

,Es reicht heute nicht mehr aus, als einzelnes Institut
oder Forschungszentrum zu operieren. Es braucht ein eu-
ropaisches Netzwerk, um die Komplexitit des Gehirns zu
entschliisseln”, verdeutlichte Forscherin Amunts. Das Pro-
jekt bringt daher Expertenwissen von 131 europdischen
Partnerinstitutionen aus 19 Lindern zusammen. Ziel sei
es, dass die Forschungsinfrastruktur iiber den Projektzeit-
raum 2023 hinaus bestehen bleibe. Lisa BruBler |

Die Ausstellung kann noch bis zum 19. Dezember 2019 wochen-
tags zwischen 9 und 17 Uhr besichtigt werden. Informationen
zur Anmeldung sind telefonisch unter 030/227-38883 oder unter
www.bundestag.de/parlamentarische_ausstellung erhaltlich.

auf Seite 1:

SEITENBLICKE

me bereiten. Wenn im Bundestag laufend von
digitaler Kompetenz geredet wird, so kénnten
die Abgeordneten diese auch nutzen, um ihre
moglichen Wahler zu erreichen.

Hans-Dieter Seul,

Zur Ausgabe 47-48 vom 18. November
2019, ,Der erste Schritt ist gemacht”

Auf jedes Dach in Deutschland gehért eine Fo-
tovoltaik-Anlage. Damit ware schon sehr viel,
wenn nicht sogar alles, gewonnen. Ein ,noch
mehr” an Windkraftanlagen, wo auch immer
sie dann hingebaut werden, sieht oftmals un-
gut aus, stort in der Landschaft und ist zudem
eine Killeranlage firr Vogel und weitere Tierar-

Riggi Schwarz,

FDP-Politiker
Schulz gestorben

Die FDP hat einen ihrer profiliertesten Di-
gitalpolitiker verloren. Am 25. November
starb Jimmy Schulz (FDP) nach ldngerer
Krankheit im Alter von
51 Jahren. Schulz hatte
sein Krebsleiden zuvor
offentlich gemacht. Seit
Januar 2018 leitete er
den Ausschuss Digitale
Agenda. Er galt weit
iber seine Partei hi-
naus als anerkannter
Fachmann fiir Netzpo-
litik. Schulz war von 2009 bis 2013 und
seit 2017 Bundestagsabgeordneter und zu-
letzt Mitglied im Fraktionsvorstand. Der
Politologe und Unternehmer aus Hohen-
brunn/Kreis Miinchen trat 2000 der FDP
bei. Von 2012 bis 2018 leitete er den FDP-
Bezirk Oberbayern, zu dessen Ehrenvorsit-
zenden er in diesem Jahr ernannt wurde.

Berlin

Blichenbach
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Von 2013 bis Juni 2019 gehorte Schulz zu-
dem dem FDP-Bundesvorstand an. bmh Il
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Leserbriefe geben nicht die Meinung
der Redaktion wieder. Die Redaktion
behalt sich vor, Leserbriefe zu kiirzen.

Die nachste Ausgabe von ,,Das
Parlament” erscheint am 16. Dezember.

PERSONALIA

>Rudolf Schofberger t
Bundestagsabgeordneter 1972-1994,
SPD

Rudolf Schofberger starb am 9. November
im Alter von 84 Jahren. Der Rechtsanwalt
aus Minchen trat 1959 der SPD bei und
amtierte von 1985 bis 1991 als bayerischer
Landesvorsitzender. Von 1966 bis 1972 ge-
horte der Sozialdemokrat dem Bayerischen
Landtag an. Im Bundestag arbeitete Schof-
berger vorwiegend im Rechtsausschuss mit.

>Fritz-Joachim Gnadinger t
Bundestagsabgeordneter 1969-1976,
1980-1983, SPD

Am 12. November starb Fritz-Joachim Gna-
dinger im Alter von 81 Jahren. Der Staats-
anwalt aus Konstanz, seit 1957 SPD-Mit-
glied, gehorte von 1971 bis 1975 dem Lan-
desvorstand in Baden-Wiirttemberg an.
Gnadinger wirkte im Bundestag im Rechts-
ausschuss mit und amtierte von 1973 bis
1976 als dessen stellvertretender Vorsitzen-
der.

>Gerhard 0. Pfeffermann t
Bundestagsabgeordneter 1972-1993,
CcDU

Am 14. November starb Gerhard 0. Pfeffer-
mann im Alter von 83 Jahren. Der Ingenieur
aus Darmstadt trat 1955 der CDU bei, war
von 1969 bis 1994 Kreisvorsitzender sowie
von 1967 bis 2001 Stadtverordneter. Von
1993 bis 1997 amtierte er als Staatssekre-
tar im Bundespostministerium. Pfeffermann
wirkte vorwiegend im Postausschuss mit.

>Edeltraut Topfer
Bundestagsabgeordnete 1998-2005,
(&)]1]

Edeltraut Topfer wird am 5. Dezember
70 Jahre alt. Die Richterin aus Berlin trat
1992 der CDU bei, war seit 1996 Landesvor-
sitzende der Frauen-Union Berlin und Mit-
glied im Bundesvorstand. Topfer arbeitete
im Tourismusausschuss mit.

>Maria Michalk
Bundestagsabgeordnete 1990, 1991-
1994, 2002-2017, CDU

Maria Michalk wird am 6. Dezember
70 Jahre alt. Die Industriekauffrau aus
Spreewiese/Lichan im Kreis Bautzen trat
1972 der CDU in der DDR bei, war von 1992
bis 2007 Vorsitzende des Kreisvorstands
Bautzen und von 1996 bis 2001 Landesvor-
sitzende der Frauen-Union in Sachsen. Mi-
chalk gehorte u.a. dem Ausschuss fir Arbeit
und Soziales sowie dem Gesundheitsaus-
schuss an. Sie engagierte sich ferner fiir sor-
bische Kulturbelange. 1990 war sie Mitglied
der ersten frei gewahlten Volkskammer.

>Rolf Kramer
Bundestagsabgeordneter 2002-2009,
SPD

Am 9. Dezember wird Rolf Kramer 70 Jahre
alt. Der Berufsschullehrer aus Diepholz trat
1981 der SPD bei, war von 1999 bis 2009
Vorsitzender des dortigen Unterbezirks und
von 1991 bis 2007 Stadtrat. Im Bundestag
wirkte Kramer im Verteidigungsausschuss
mit.

>Hermann Schitz
Bundestagsabgeordneter 1980-1983,
SPD

Hermann Schétz begeht am 10. Dezember
seinen 85. Geburtstag. Der Diplom-Inge-
nieur aus Traunstein trat 1965 der SPD bei,
war Uber 25 Jahre dort Stadtverordneter
und von 1972 bis 1990 Kreisrat. Schatz en-
gagierte sich im Bildungs- sowie im Post-
ausschuss.

>Hans Daniels
Bundestagsabgeordneter 1983-1990,
cbu

Am 11. Dezember vollendet Hans Daniels
sein 85. Lebensjahr. Der Rechtsanwalt und
Notar aus Bonn trat 1955 der CDU bei. Von
1961 bis 1999 war er dort Ratsherr und von
1975 bis 1994 Oberbiirgermeister. Von 1970
bis 1983 gehorte Daniels dem Landtag in
NRW an. Der Direktkandidat des Wahlkrei-
ses Bonn arbeitete im Bundestag im Stadte-
bauausschuss mit.

>Michael Glos
Bundestagsabgeordneter 1976-2013,
(1)

Am 14. Dezember vollendet Michael Glos
sein 75. Lebensjahr. Der Miillermeister aus
Prichsenstadt/Kreis Kitzingen trat 1970 der
CSU bei, war von 1993 bis 2011 Vorsitzen-
der des Bezirksverbands Unterfranken und
gehorte von 1993 bis 2011 dem Vorstand
bzw. bis 2009 dem CSU-Prasidium an. Von
1972 bis 1993 war er Kreisrat in Kitzingen.
Der Direktkandidat des  Wahlkreises
Schweinfurt-Kitzingen amtierte von 1993
bis 2005 als Vorsitzender der CSU-Landes-
gruppe, so lange wie kein anderer davor
und bisher keiner danach. Von November
2005 bis Februar 2009 war Glos zudem
Bundesminister flir Wirtschaft und Techno-
logie.

>Hans-Hinrich Knaape
Bundestagsabgeordneter 1990-1998,
SPD
Hans-Hinrich Knaape begeht am 16. De-
zember seinen 85. Geburtstag. Der Medizi-
ner aus Brandenburg trat 1990 der SPD bei.
Der Direktkandidat des Wahlkreises Bran-
denburg — Rathenow — Belzig wirkte im
Bundestag im Gesundheitsausschuss mit.
bmh I
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Rede des Bundestagsprasidenten vor Eintritt in die Tagesordnung / 129. Sitzung des 19. Bundestages am 26

Dr. Wolfgang Schauble, CDU, Bundestagsprasident:

Wir werden Jimmy Schulz ein
ehrendes Andenken bewahren

© CDU-Bundesgeschaftsstelle

Wolfgang Schauble (*1942)
Bundestagsprasident

uten Morgen liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, bit-
te nehmen Sie Platz. Die

Sitzung ist eroffnet. Gestern ist

unser Kollege Jimmy Schulz ver-
storben. Im Alter von nur 51 Jah-
ren. Er hinterldsst seine Frau und
drei Kinder - ihnen gilt unser tief
empfundenes Mitgefiihl.

Jimmy Schulz ist sehr offen mit
seiner schweren Krankheit umge-
gangen. Das entsprach seinem Na-
turell - er war unerschrocken, be-
geisterungsfihig, voller Elan. Er
hat sich auch mit seinem Leiden
nicht zuriickgezogen, er machte
die Diagnose seiner Arzte offent-
lich und setzte seine politische
Mission mit aller Energie fort.
Nach Kriften brachte er sich bis
zuletzt in den Ausschuss Digitale
Agenda, dem er vorsaf$, und in die
aktuelle Debatte um die Netzfrei-
heit und Netzsicherheit ein.

Wer ihn in dieser Zeit erlebte,
spiirte, dass Jimmy Schulz gerade
auch aus der parlamentarischen
Arbeit Freude und
Kraft bezog. Vor al-
lem hat er uns viel

Er hat sich

halb nicht ohne Symbolik, dass
sein Tod ausgerechnet in die Wo-
che fillt, in der in Berlin Vertreter
aus aller Welt zum Internet Gover-
nance Forum zusammenkommen,
um sich {iber die digitale Zukunft
auszutauschen. Ein Ereignis, fiir
das Jimmy Schulz bis zuletzt gear-
beitet hat.

Bereits in der 17. Wahlperiode
gestaltete er als Obmann der FDP-
Bundestagsfraktion in der En-
quete-Kommission
Internet und digi-
tale  Gesellschaft

gegeben - indem er um unsere und im Unteraus-
zeigte, wie man im par'amentarische schuss Neue Me-
Angesicht des na- Demokratie dien die Digitalpo-
henden Todes sich verdient litikk im Deutschen
voller  Tatendrang Bundestag mit.
fiir seine Sache wei- gemaCht' Frither als viele an-
ter engagieren, sogar dere hat er die

nach neuen Mog-
lichkeiten der parlamentarischen
Teilhabe suchen kann. Mich hat es
tief berithrt, der feste Wille hat
uns alle bereichert.

Seine besondere Leidenschaft
galt der Netzpolitik - es ist des-

Chance, aber auch
die Risiken der Informationstech-
nologie fiir unsere Freiheitsrechte
erkannt. Konsequent beschritt er
alle in unserem Rechtsstaat gang-
baren Wege, um ungeziigelter Ak-
tivititen privater Unternehmen

oder staatlicher Grenziiberschrei-
tungen Herr zu werden.

Als tiberzeugter Liberaler strebte
Jimmy Schulz nach einer Balance
zwischen der Freiheit im Netz und
dem Schutz des Individuums. Die-
se Aufgabe ist ein bleibende, sie
geht jetzt auf uns tiber. Wir sind
aufgefordert, in seinem Sinn die
Digitalisierung tatkriftig zu for-
dern und zugleich aufmerksam
uiber die Freiheitsrechte jedes Ein-
zelnen zu wachen.

Viele von uns verlieren mit Jim-
my Schulz nicht nur einen hoch
geachteten Kollegen, sondern ei-
nen Mitstreiter; nicht wenige ei-
nen Freund. Er hat sich um unsere
parlamentarische Demokratie ver-
dient gemacht. Wir werden ihm
ein ehrendes Andenken bewahren.

Unsere Gedanken sind bei sei-
ner Frau und bei seinen Kindern.
Wir sprechen ihnen und allen An-
gehorigen unsere Anteilnahme
aus.

Ich darf Sie bitten, sich zu sei-
nem Gedenken zu erheben.

Allgemeine Finanzdebatte zum Haushalt 2020 / 129. Sitzung des 19. Deutschen Bundestages am 26. November 2019

Peter Boehringer, AfD:

Superleere Kassen und

schlagende

© Deutscher Bundestag/Julia Nowak

Peter Boehringer (*1969)
Landesliste Bayern

ir werden von den Ko-
alitionsrednern gleich
horen, wie serios das

vorliegende Haushaltsgesetz doch
sei. Doch die Realitdt ist eine vol-
lig andere: Die Regierung profi-
tiert von historisch einmaligen
Sondereffekten. Sie unterschlagt

Megarisiken

erneut gewaltige Risiken. Sie wirt-
schaftet auf Kosten spiterer Gene-
rationen und auf Substanz. Und
man arbeitet mit Etikettenschwin-
del und Ideologie.

Die Steuereinnahmen sind eine
nachlaufende Grofle. Sie sind
noch immer hoch; doch die gin-
gelnde Ideologiepolitik der Regie-
rung gegen deutsche Schliisselin-
dustrien - und tbrigens auch ge-
gen die heute demonstrierenden
Landwirte hier draufien - wird am
Arbeitsmarkt und im Haushalt ein
Desaster anrichten.

Der Finanzminister profitiert
schon seit Jahren von der Null-
zinspolitik der EZB. Sie ist faktisch
monetdre Staatsfinanzierung. Die
EZB fihrt ein Konjunkturdauer-
programm, das iber Mehrkonsum
zu rekordhohen Steuereinnahmen
und zu rekordgeringem Zinsauf-
wand im Haushalt fithrt. Der

Bund spart so Dutzende Milliar-
den Euro pro Jahr auf Kosten der
Biirger; denn dieser Ausnahmezu-
stand enteignet die Sparer und
Rentner. Das ist die Kehrseite der
durch die Nullzinsen kaputtge-
schlagenen  Altersvorsorge  der
Menschen. Es ist unanstindig,
dass die GroKo wortreich eine so-
genannte  soziale  Grundrente
plant, wihrend im Nullzinsregime
die Hauptursache der kommen-
den asozialen Altersarmut liegt,
von dem die Regierung hier und
heute massiv profitiert.

Dabei ist es reine Heuchelei,
wenn die Herren Séder und Dob-
rindt nun Negativzinsen verbieten
oder dem Sparer demonstrativ er-
statten wollen. Ausgerechnet die
CSU predigt diese steuerfinanzier-
te Planwirtschaft und weif3 doch
ganz genau, dass sie damit nur die
Folgen einer Politik mildern wiir-

de, die die Regierung selbst
braucht, um den Haushalt wenigs-
tens scheinbar ausgeglichen zu
halten. Es lduft hier wie schon
beim Integrationsaktionismus der
Regierung seit 2015 als Folge der
Grenzauflosung: Symbol- und
Symptompolitik ersetzen das An-
gehen der Ursachen, die man
selbst geschaffen hat.

Hier ein aktueller Realitdtstest
der Regierungspolitik: Negativzin-
sen werden tatsichlich Dbereits
riickerstattet - iber 153 Millionen
Euro im Haushalt -, allerdings nur
dem ESM, dem deutschen Sparer
natiirlich nicht. Das sakrosankte
EU-ropa wird immer schadlos ge-
halten.

Selbst in der Anleiheemissions-
politik der Regierung gibt es milli-
ardenschwere Unseriositit: Ohne
Not werden teure Altanleihen auf-
gestockt. Damit werden heute ho-
he Agios generiert und auch sofort
im 2020er-Haushalt verplant - zu-
lasten zu hoher Zinszahlungen
der Steuerbiirger in der Zukunft.
So entstehen zudem willkirliche,
missbrauchliche Fehlplanungen.
Die schwarze Null wurde vom
BMF in der Bereinigungssitzung
um 4 Uhr nachts herbeigerechnet

durch Milliardenkorrekturen bei
ebendiesen Anleiheagios. Der Fi-
nanzminister will auf geduldigem
Papier den Schein der Haushalts-
soliditit aufrechterhalten.

Beim Soli nimmt man ein juris-
tisches Debakel in Kauf. Der Soli
wird ab 2020 keine Rechtsgrund-
lage mehr haben. Das Haushaltsri-
siko betrdgt im kommenden Jahr
bereits 20 Milliarden und insge-
samt tiber 55 Milliarden Euro -
ein Desaster fiir kommende Steu-
erzahler. Der Finanzminister weif3
das auch ganz genau; er ignoriert
es aber nach dem Motto ,Nach
uns, also nach unserer Amtsperi-

Fortsetzung auf nachster Seite
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ode, das Urteil und die Sintflut”.

Beim beriichtigten Klimapaket
der Regierung erleben wir Volks-
verdummung. Man wiederholt
stindig das ideologische Glau-
bensbekenntnis, das deutsche
menschengemachte CO2 sei mo-
nokausal hauptverantwortlich fiir
den kommenden klimatischen
Weltuntergang - eine Behauptung
ohne wissenschaftliche Grundla-
ge; denn es gibt kein Modell -
auch wenn jetzt Murren kommt -,
das aus welcher auch immer ge-
wahlten Reduktion des deutschen
CO2-Ausstofdes irgendeine mess-
bare Anderung der Erdtemperatur
errechnet.

Minister Scholz verpackt die un-
seridse CO2-Politik darum in die
absurde Formel: Wir tun es, weil

Johannes Kahrs, SPD:

wir es konnen. - Gedacht war das
- ich weif3 es, Herr Scholz - als
ein Appell an deutsche Ingenieu-
re. Doch selbst diese konnen nicht
gegen  chemisch-
physikalische Na-
turgesetze ankom-
men, was aber die

Die Regierung

Arabien ankommen. Das autoch-
thone Deutschland wiirde seinen
— mit nur 2 Prozent ohnehin im
Weltmaf3stab recht irrelevanten -
CO2-Ausstofs  de-
mografiebedingt in
nur einer Generati-
on um ein Drittel

deutsche Politik PrOfitiert verringern, ohne je-
ernsthaft verlangt, von den politischen Ein-
zum Beispiel vom historisch griff in Form eines
wichtigsten Arbeit- einmaligen Klimapaketes, allei-
geber Deutsch-  Sondereffekten. ne nur durch ein
lands, der Automo- Wiederherstellen

bilindustrie,  und von Grenzen gegen
sogar von den vol- illegale Einwande-

lig CO2-freien Dieselherstellern.
Deutsche Ingenieure konnen
auch nicht gegen das massiv
CO2-steigernde Bevolkerungs-
wachstum in Afrika, Asien und

rung.

Noch immer enthilt der Haus-
halt die illegitim aufgehiufte Asyl-
riicklage. Nur durch eine 10-Milli-
arden-Entnahme daraus war die

Wir betreiben eine verlassliche,

solide Haushaltspolitik

© www.susieknoll.de

-’

Johannes Kahrs (*1963)
Wahlkreis Hamburg-Mitte

er Kollege Boehringer hat
hier seine tiblichen Platti-
tiden und Verschwo-

rungstheorien zum Besten gege-
ben. Wir wissen natiirlich, dass
das mit der Realitdt nichts zu tun
hat. Insbesondere wenn man hier
als Klimaleugner auftritt, hat man
die letzten Jahre komplett ver-
pennt. Aber das ist bei der AfD ja
schon ldnger so. Ich glaube, die
haben die letzten 70 oder 80 Jahre
verpennt. Man wundert sich, wo
Sie ankniipfen, und man wundert
sich, was Sie hier so treiben.

Im Gegensatz dazu diese Bun-
desregierung: Bei dieser Bundesre-
gierung muss man sich nicht wun-
dern; diese Bundesregierung be-
treibt eine verldssliche, eine solide
Haushaltspolitik. Daran  sieht
man, dass die Grofle Koalition
funktioniert. Man sieht, dass wir
in diesem Land die Dinge anpa-
cken, die notwendig sind.

Wir legen den seit Langem
grofiten Investitionshaushalt vor.
Wir haben in dieser Koalition da-
fiir gesorgt, dass in diesem Land
investiert wird. Wir haben dafiir
gesorgt, dass die Probleme, die es

in diesem Land gibt, angegangen
werden, dass das Geld, das fur In-
vestitionen zur Verfiigung steht,
auch abflief3t. Wir haben die
Schaffung von tiber 6.900 Stellen
beschlossen, damit die Verwaltun-
gen in die Lage versetzt werden,
das, was wir hier beschliefien, um-
zusetzen.

Wir werden Bauvorhaben be-
schleunigen. Wir werden dafiir
sorgen, dass wir die Infrastruktur -
Straflen,  Eisenbahnstrecken -
schneller bauen konnen. Das wer-
den wir mit der CDU/CSU ma-
chen. Ich glaube, dass es notwen-
dig ist, dass wir uns alle hier am
Riemen reiflen, um die entspre-
chenden Verfahren ziigig durchzu-
fithren.

Wir werden im Bereich der Be-
kimpfung  des
nichts Grofles bewegen konnen,
wenn wir nicht in der Lage sind,
sowohl im Baurecht als auch im
Planungsrecht alles zu beschleuni-
gen. Wir werden keinen Ausbau
im Bereich der Windenergie hin-
bekommen, wir werden keinen
Ausbau der Stromleitungen fiir
den Transport dieser Energie von
A nach B hinbekommen und wir
werden es nicht hinbekommen,
regenerative Energie dort zu ge-
winnen, wo wir das wollen, wenn
Planungsrechte, Baurechte
und anderes nicht so eindampfen,
dass es am Ende funktioniert.

Diese Investitionen, die wir hier
aufsetzen, das, was wir investieren,
das muss vor Ort wirken konnen,
und die Mittel diirfen nicht wieder
an den Bund zuriickflieflen. Des-
wegen ist dieser Bundeshaushalt
in vielen Punkten ein guter. Wir
investieren.

Gleichzeitig schaffen wir neue

Klimawandels

wir

Stellen, und - dafiir ist Olaf
Scholz zu danken; das ist die sozi-
aldemokratische Handschrift -

wir entfristen Stellen - denn Men-
schen, die befristete Arbeitsplitze
haben, suchen sich neue Stellen,
gehen weg, wodurch die Behorden
gute Leute verlieren -, und wir he-
ben Stellen, weil auch der Bund
nicht tiberall satisfaktionsfahig ist.
Hier muss die Bundesregierung an
manchen Stellen aber noch aus
dem Quark kommen. Es kann
nicht angehen, dass wir glauben,
dass wir Ingenieure mit einer
Ell1-Stelle gewinnen konnen. Das
heifdt, wir mussen dafiir sorgen,
dass wir als Bund besser bezahlen
konnen, damit das am Ende funk-

tioniert.

Olaf Scholz hat es gesagt - das
ist von meinem Vorredner schon
angesprochen worden -: Warum
gehen wir die Bekdmpfung des

=

Was fiir die Regierung eine schwarze Null ist, bedeutet fiir die Opposition eine rote Null.

schwarze Null wenigstens nomi-
nal sicherbar. Die heute in der
Riicklage noch vorhandenen 35
Milliarden Euro werden 2021 -
darauf wette ich - fast komplett
aufgebraucht sein; denn dann ist
ja die Legislaturperiode zu Ende.
Trotz dieser Tricks ertont bei der
Groflen Koalition ernsthaft der
Ruf nach neuen Steuern, noch da-
zu nach falsch etikettierten. Die
geplante Finanztransaktionsteuer
etwa sollte eigentlich ,Aktienspar-
steuer” heiflen; denn sie wird nur
die deutschen Kleinsparer treffen,
die Aktien zur Altersvorsorge hal-
ten, was in Zeiten des Nullzinses
ja fast alternativlos geworden ist.
Wo soll denn sonst noch Rendite
herkommen? Internationale Hed-
gefonds und institutionelle Deri-

Klimawandels an? Warum haben
wir ein Klimakonzept? Weil wir es
konnen! - Wir als Deutsche kon-
nen es. Wir sind technisch, wirt-
schaftlich, wissenschaftlich dazu
in der Lage, der Welt ein Vorbild
zu bieten. Dazu muss man aber
eben dem
Quark

Man darf nicht wie

aus
kommen.

Wir miissen

vatezocker werden diese Steuer da-
gegen nicht zahlen. Und das Gan-
ze schimpft sich dann ,gerechte
SPD-Politik
Mann”. Auf der Ausgabenseite des

fur den kleinen
Haushalts werden viele Grofirisi-
ken einfach ignoriert. Zu der lan-
gen Liste komme ich dann am
Freitag. Das Fazit wird sich dann
aber nicht d4ndern: Nach uns die
Sintflut bzw. superleere Kassen
und schlagende Megarisiken - das
ist die Politik dieser hochseriosen
Bundesregierung.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Bekdmpfung des Klimawandels
vorstellen. Niemand kann sich
vorstellen, dass wir Millionen von
Arbeitspldtzen abschaffen, die
Wirtschaft gegen die Wand fahren,
Millionen Arbeitslose schaffen,
um den Klimawandel zu bekamp-
fen. Das muss ver-
ninftig und wirt-
schaftlich ausgerich-

die AfD in der Jam- ! tet sein, sozial in
merecke  hocken dafiir sorgen, der Praxis sein und
und nur nolen, dass wir vor Ort auch an-
sondern man muss als Bund kommen. Nur dann
schaffen, man besser bezahlen funktioniert das.
muss machen. Die- konnen. Das schafft nur die-

sem Klimawandel

kann man begeg-

nen. Wir haben ein

Klimapaket aufgelegt, das grofiar-
tig ist, weil es drei Dinge zusam-
menbringt: Wir bekdmpfen den
Klimawandel, wir tun das sozial
gerecht, und wir machen das wirt-
schaftlich vernuinftig.

Es bringt niemandem was,
wenn, wie bei mir in Miimmel-
mannsberg, die Mieter
zwolften Etage Mietnebenkosten
haben, die hoher sind als die ei-
gentliche Miete. Dass ihre Energie-
rechnung explodiert, ist nicht das,
was sich die Menschen unter der

in der

- Sl - b

se Grofde Koalition.
Die Griinen schaf-
fen das nur auf der
einen Seite, die AfD quengelt, und
die FDP schafft vielleicht ein biss-
chen auf der anderen Seite. Es
braucht jemanden, der es in die-
sem Land zusammenfiihrt. Das ist
diese Grofde Koalition. Das ma-
chen wir mit diesem Haushalt.
Deswegen: Gliick auf und weiter
so!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abge-
ordneten der CDU/CSU)

© picture-alliance
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Otto Fricke, FDP;

Keine Zukunft mit
einem solchen Haushalt

© Deutscher Bundestag/Thomas Trutschel

Otto Fricke (*1965)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

s ist schon bemerkenswert:

Man denkt eigentlich, man

konne bei derselben Leier
bleiben; es ist wieder ein Weiter-
so. Auf den ersten Blick sieht es
auch so aus. Diese Koalition redet
iber alles Mogliche, nur nicht
iiber die Wirtschaft; man hat es
gerade beim Kollegen Kahrs er-
lebt. Die Frage der Kurzarbeit, die
Frage der Angste um Arbeitsplitze,
die Frage des Wirtschaftswachs-
tums, die Frage der Industriepro-
duktion, die Frage der Auftragsein-
giange - nein, das hat nichts mit
dem Haushalt fiir das nichste Jahr
zu tun. Man macht einfach weiter
SO.

So sieht es dann auch aus, wenn
man sich den Haushalt anschaut.
Der Digitalfonds ist unterfinan-
ziert. Wissen Sie, wie viel mehr Sie
im Bildungsbereich - Achtung: die
Zukunfts-Grofie-Koalition - im
Haushalt 2020 gegeniiber dem
Haushalt 2019 vorgesehen haben?
Satte 18,9 Millionen Euro. Das
heifst, wenn wir mal ganz ehrlich
sind: Sie bekommen bei niedrigs-
ter Inflation noch nicht einmal
den Inflationsausgleich hin. Das
ist das Bild, das Sie mit diesem
Haushalt abgeben. Das ist nicht
mehr ein Weiter-so, sondern das
sind inzwischen riesige Schritte
rickwarts.

Ich hore jetzt aus den Reihen
der SPD, ich wiirde ein Zerrbild
zeichnen. Dazu kann ich nur sa-
gen: Vielleicht sollten Sie sich
tiberlegen, dass Sie das ganze aus
der falschen Perspektive sehen.

Sie sehen es ndmlich aus der
Perspektive, die sich auch in der
Bereinigungssitzung wieder ge-
zeigt hat. Das finde ich sehr inte-
ressant. Wir haben in der Bereini-
gungssitzung - sie dauerte bis
morgens um 5 Uhr - noch einmal
Erh6hungen bekommen. Dann
denkt man, dass das fair verteilt
sein wird, etwa fifty-fifty. Was ist
Fakt? Weil wir am Freitag das En-
de einer Abstimmung bei der SPD

haben, haben die Sozialdemokra-
ten von den ganzen 4,5 Milliarden
Euro 82 Prozent bekommen und
die CDU/CSU 18 Prozent. Auch
das zeigt die verzerrte Perspektive,
liebe SPD. Es geht hier nicht da-
rum, Deutschland nach vorne zu
bringen, sondern darum, eine Par-
tei zu erhalten, damit die Grofie
Koalition noch zwei Wochen lang
irgendwie weiterwurschteln kann.
Manchmal wiinsche ich mir fast,
dass der grofde sozialistische Phi-
losoph Kevin Kiithnert recht hat,
wenn er sagt: Am Nikolaus ist
GroKo-Aus.

Meine Damen und Herren, die-
ser Haushalt ist noch nicht einmal
wirklich ausgeglichen. Es ist im
Endeffekt ein Haushalt mit einer
schwarzen Null auf Pump.

Das Erste ist, dass Sie an die
Asylriicklage gehen. Das ist im
Endeffekt so, als wiirde ein Privat-
biirger sagen: Mein Girokonto
stimmt noch, alles ist gut. Ich
nehme zwar noch mal 10 Milliar-
den Euro von meinem Kreditkar-
tenkonto, hole das aus der Vergan-
genheit und verschulde mich aus
der Vergangenheit heraus, aber ei-
gentlich sind meine Finanzen aus-
geglichen.

Zweiter Punkt. Eigentlich sagt
jeder, dass man das nicht anspre-
chen darf: globale Minderausgabe.
Ja, das ist etwas ganz Tolles. Herr
Scholz sagt: So viel Geld gebe ich
aus, und das ist eine schwarze
Null. - Was sagt er dazwischen? Er
sagt: Ach tibrigens, von dem Geld,
was ich euch fur Briicken, fir Stra-
len, fir Gebdude und fiir die Ei-
senbahn zur Verfiigung stelle, be-
halte ich einen kleinen Teil in der
Tasche. Diesen dirft Ihr nicht
wirklich ausgeben. - So machen
Sie eine schwarze Null. Das ist kei-
ne schwarze Null, sondern das
sind rote Zahlen, die Sie in Wirk-
lichkeit produzieren.

Im Endeffekt muss man noch
etwas anderes sehen: Dieser Haus-
halt rittelt am Fundament. Wa-
rum stehen wir eigentlich bei den
Zinsen so gut da? Wir stehen bei
den Zinsen so gut da, weil man
uns als Bundesrepublik Deutsch-
land zutraut, dass wir in der Lage
sind, jederzeit und immer, wenn
es notwendig ware, unsere Schul-
den zuriickzuzahlen.

Ich muss an der Stelle wirklich
sagen: Herr Minister, Sie haben da
eine ganz wesentliche Aufgabe.
Ich stimme Thnen ja zu, dass es
wichtig ist, Stabilitit nach auflen
darzustellen. Aber glauben Sie
denn, dass man sich diese Zahlen
auf Dauer nicht genauer anschau-

en und dann sehen wird, was da
auf uns zukommt? Glauben Sie
wirklich, Sie kénnen mit diesem
Haushalt noch der Anker fiir
Europa sein, der Deutschland ei-
gentlich sein miisste? Nein, wir er-
leben Diskussionen - auch in Th-
rer Partei, bei den Griinen und bei
anderen -, in denen gesagt wird,
dass wir auch einmal an die
Schuldenbremse herangehen und
mehr Verschuldung machen soll-
ten. Wenn Sie da auch nur ein Jota
itber den Punkt hinausgehen, bei

dem das Vertrauen in Deutschland
zerstort wird, dann riitteln Sie an
dem Fundament Europas, der Eu-
ropdischen Union und des Euro-
Raums. Davor kann ich fiir meine
Fraktion nur ausdriicklich warnen.

Die FDP-Fraktion hat mit ihren
Anderungsantrigen gezeigt - es
sind 596 Stiick -, dass sie in der
Lage ist, das Versprechen, das wir
alle gegeben haben, namlich den
Soli zum 1. Januar 2020 vollstin-
dig abzuschaffen, einzuhalten.
Die Grofle Koalition tut dies
nicht. Sie riskiert lieber den Gang
nach Karlsruhe mit allen Folgen,
die dies haben konnte.

Zum Schluss mochte ich festhal-
ten: Wir werden in Deutschland
mit einem solchen Haushalt keine
Zukunft bauen konnen. Wir wer-
den mit einem solchen Haushalt
niemals in der Lage sein, die An-

Eckhardt Rehberg, CDU/CSU:

Klimaschutz ist eine gemeinsame
Aufgabe im forderalen System

A A

Eckhardt Rehberg (*1954)
Wahlkreis MSE Il - LK Rostock Il

ieber Otto Fricke, 596 Antri-

ge — das ist mehr Masse als

Klasse. Von dir, Otto, habe
ich hier schon bessere Reden ge-
hort.

Erster Fake. Wir geben fiir Bil-
dung und Forschung 18,3 Milliar-
den Euro aus. Ja, der Haushalt ist
nur leicht aufgewachsen, weil ers-
tens - das sollte man hier mit hin-
zuftigen - die Kompensationszah-
lungen fir den Hochschulbau
jetzt im Bund-Lander-Finanzaus-
gleich abgebildet sind und wir
zweitens massive Minderbedarfe
beim BAf6G haben. Das macht
round about 400 Millionen Euro
aus. Das heifdt, letztendlich ist die-
ser Haushalt um tiber 400 Millio-
nen Euro aufgewachsen. Deswe-
gen sollte man hier schon die gan-
ze Wahrheit erzihlen und nicht
mit Fakes arbeiten - besonders
nicht im digitalen Zeitalter.

Zweite Bemerkung. Wenn die
FDP zufriedenstellt, dass nach ih-
rer Rechnung vier Fiinftel zur SPD
gegangen sind und ein Fiinftel zur
Union, kann ich dir, Otto, nur

entgegnen: Wir sind eine gemein-
same Koalition, wir arbeiten ge-
meinsam fiir dieses Land, und das
wollen wir bis zum Herbst 2021
auch gemeinsam machen.

Dieser Haushalt ist ein gutes
Fundament fiir die nichsten Jahre:

Erstens. Wir bringen den Klima-
schutz mit 54 Milliarden Euro vo-
ran, und ich hoffe, dass hier auch
die Lander mitmachen.

Zweitens. Die Investitionen be-
wegen sich mit 53 Milliarden Euro
auf Rekordniveau.

Drittens. Fiir die innere Sicher-
heit und besonders fiir den Kampf
gegen  Rechtsterrorismus  und
Rechtsextremismus schaffen wir
fast 4 000 neue Stellen bei der
Bundespolizei, beim Bundeskri-
minalamt usw. usf.

Viertens. Wir kommen unseren
internationalen  Verpflichtungen
nach. Die NATO-Quote fiir Vertei-
digung betragt 1,42 Prozent.

Nicht zuletzt ist festzustellen:
52 Prozent des Haushaltes stehen
fur den Sozialbereich und fiir den
sozialen Zusammenhalt zur Verfii-
gung.

Das zeigt, dieser Haushalt ist
auf Zukunft ausgerichtet, auf For-
schung und Entwicklung, auf so-
zialen Zusammenhalt und auf In-
vestitionen.

Die Probleme hat mein Kollege
Kahrs durchaus schon angespro-
chen. Was ist denn seit vielen Jah-
ren unser Problem? Dadurch, dass
wir seit 2014 in der Lage sind,
massiv zu investieren, werden die
Defizite in unserer Gesellschaft
deutlich. Die Mittel fliefSen niam-
lich nicht ab - fiir Breitbandaus-
bau, fur die Verkehrsinfrastruktur,

forderungen, die in Europa auf
uns zukommen, auch nur einiger-
maflen zu bewiltigen. Deswegen
kann ich nur um eines bitten:
Herr Minister, gehen Sie noch mal
in sich; denn dieser Haushalt ist
das Papier nicht wert, auf dem er
steht. Kollege Kahrs, Sie sprachen
vom Klimapaket; da kann ich nur
lachen. Thr eigenes Land und an-
dere SPD-gefithrte Bundesldnder
werden diesem Klimapaket im
Bundesrat die Zustimmung ver-
weigern, und deswegen ist dieser
Haushalt nicht einmal das Papier
wert, auf dem er gedruckt ist:
150.000 Euro im Jahr - und das
im digitalen Zeitalter. Diese Koali-
tion muss anders agieren.
Danke.

(Beifall bei der FDP)

fir Kommunalinvestitionen -, weil
erstens Planungskapazitiaten feh-
len, zweitens die Standards zu
hoch sind und drittens wir ein viel
zu kompliziertes Planungs- und
Baurecht haben. Hier muss die
Gesellschaft ran - auch beim Kli-
mapaket.

Wir werden das Geld nicht um-
gesetzt bekommen, wenn wir wei-
ter verharren und wenn im Bun-
desrat weiter blockiert wird. Ich
rufe auch das Bundesumweltmi-
nisterium auf, endlich die Blocka-
dehaltung aufzugeben, damit wir
in Deutschland zu einem besseren
und schnelleren Baurecht und Pla-
nungsrecht kommen.

Grofte Okonomen wollen uns
einreden, dass wir Deutschland
nur voranbringen,
Schulden machen. Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, die Finanzkrise
in Europa ist nicht durch zu weni-
ge Schulden entstanden; sie ist
durch zu viele Schulden entstan-
den. Das ist der Kernpunkt.

Wenn ich unsere Haushalte an-
gucke, dann sehe ich, dass wir
kein Finanzierungsproblem ha-
ben; wir haben ein Umsetzungs-
problem. Die Kommunen haben
im letzten Jahr 38 Milliarden Euro
fur Investitionen zur Verfiigung
gestellt bekommen. Ein Drittel
weniger ist abgeflossen. Das heif3t,
Bund, Linder und Kommunen
miissen endlich gemeinsam da-
rangehen, dass das Geld, das - in
Anfihrungsstrichen - im Schau-
fenster steht, auch umgesetzt wird.
Das heifst, wir haben kein Einnah-

wenn  wir

Fortsetzung auf nachster Seite
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meproblem. Wir haben ein Um-
setzungsproblem.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, wir fithren ak-
tuell beim Klimapa-
ket eine Debatte da-
riber, dass die Lin-

Wir haben kein

standigkeit und darf nicht stindig
nach dem Bund rufen.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, immer wieder
werden neue Forde-

den

rungen an

Bund herangetra-

der meinen, dass Einnahmen- gen, sich in be-
sie ihre Steuermin- prOblem. stimmten  Berei-
dereinnahmen Wir haben ein chen zu engagieren.
nicht tragen kon- Umsetzungs- Das mag an der ei-
nen. Das sind je problem_ nen oder anderen

nach Rechnung 3

Milliarden  Euro,

wenn ich beim The-

ma ,Mehrwertsteuer auf Bahnti-
ckets” die Kompensation nicht
einrechne, und, wenn ich sie ein-
rechne, 2 Milliarden Euro.

Die Liander meinen, auch die
Ministerprasidentin von Mecklen-
burg-Vorpommern, man brauche
mehr Geld fiir den OPNV. Jetzt
hat sich der Bund entschlossen -
das trifft bei mir nicht gerade auf
Freude -, die Regionalisierungs-
mittel aufzustocken. Wie sieht es
bei den Regionalisierungsmitteln
aus? Aktuell geben wir etwa 9 Mil-
liarden Euro an die Lander. Dieses
Geld konnen sie eigenverantwort-
lich einsetzen. Der letzte Bundes-
rechnungshofbericht, Stand 31.
Dezember 2016, sagt aus, dass es
2,8 Milliarden Euro an Resten
gibt. Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen: 2,8 Milliarden Euro Reste!
Ich spreche gar nicht von Fehlver-
wendungen dieser Mittel. Deswe-
gen glaube ich, Herr Bundesfi-
nanzminister und Herr Verkehrs-
minister, es ist wichtiger, erst mal
dafiir zu sorgen, dass die Reste ab-
flieflen und keine Strecken stillge-
legt werden. In Mecklenburg-Vor-
pommern belaufen sich die Reste
auf 245 Millionen Euro, und das
Land legt Bahnstrecken still. - Ich
halte die Politik, die die Lander an
dieser Stelle machen, fiir absurd.

Ich sehe schon die Debatte
kommen - ich glaube, sie wird
diese Woche schon anfangen -:
Der Bund zieht sich aus dem so-
zialen Wohnungsbau zuriick. Der
Bund gibt kein Geld mehr fiir den
Hochschulbau. Der Bund gibt
kein Geld mehr fiir Gemeindestra-
fen und fiir den o6ffentlichen Per-
sonennahverkehr. - All denjeni-
gen, die das diese Woche mogli-
cherweise anfithren wollen, sage
ich: 3 Milliarden Euro Entflech-
tungsmittel gibt es im Rahmen
des Bund-Lander-Finanzausgleichs
in Form zusdtzlicher Umsatzsteu-
erpunkte. Und die Linder sind ei-
genverantwortlich dafiir zustén-
dig, das Geld in diesen Bereichen
- Wohnungsbau, Gemeindestra-
en, OPNV - einzusetzen. Es ist
von den Lindern gewollt worden,
dass diese Mittel nicht mehr tiber
Verwaltungsvereinbarungen oder
Finanzhilfen zugewiesen werden,
sondern dass sie iiber diese Mittel
frei verfiigen konnen. Das heif3t
fiir mich auch: Wer die Eigenver-
antwortung hat, hat auch die Zu-

Stelle vielleicht op-
portun sein. Aber
gucken
doch auch hier einmal die Umset-
zung der ganzen Geschichte an: 7
Milliarden Euro stehen seit dem
Frithjahr 2016 fir kommunale In-
vestitionen zur Verfiigung. Was ist
davon bisher umgesetzt? Gebun-
den sind von den 7 Milliarden
Euro gerade mal die Hailfte, abge-
flossen gerade mal ein Drittel.
Stichwort Breitbandausbau: Alex
Dobrindt hat dafiir gesorgt, dass
seit dem Herbst 2015/Frithjahr
2016 iiber 4 Milliarden Euro For-
dermittelbescheide ins Land he-
rausgegangen sind. Umgesetzt da-
von - Stand heute -: Null! Das ist
die Realitat. Das heifdt ganz ein-
fach: Auch hier kranken wir nicht
an zu wenig Geld, sondern wir
kranken schlichtweg an der Um-
setzung.
Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, manchmal kann man eine
Briicke nicht sanieren, weil da Fle-

wir  uns

dermduse leben. Aktuell hat es ein
Projekt erwischt, hinter dem der
Deutsche Bundestag direkt steht,
und zwar der Bau des Freiheits-
und Einheitsdenkmals in Berlin.
Dieser wird sich massiv verzogern,
wahrscheinlich um zwei Jahre.
Die dort lebenden Fledermause
miissen erst umgesiedelt werden.
Das ist die Realitit in dieser Repu-
blik. In Mecklenburg-Vorpom-
mern hat eine Briicke iiber die
Miiritz eine Bauverzogerung von
fast zwei Jahren gehabt - Kosten:
1 Million Euro -, damit sieben Fle-
dermausarten umgesiedelt werden
konnten. Das sind die Probleme,
denen wir uns zuwenden miissen,
statt immer neue Schulden zu for-
irgendwelchen
Fonds und Sondervermogen zu
rufen. Man muss endlich darange-
hen, das Geld umzusetzen, das
wir haben. Alles andere macht an

dern und nach

dieser Stelle nach meiner Auffas-
sung keinen Sinn.

Ich sage den Weltokonomen,
gerade auch in Richtung Griine,
die meinen, man miisse immer
mehr Schulden machen und 35
Milliarden Euro fiir einen Bundes-
investitionsfonds auflegen: Was,
glauben Sie, wird von diesem
Geld abfliefSen? Im ersten Jahr —
das garantiere ich Thnen - wird
das ein Bruchteil sein, im zweiten
Jahr noch weniger. Aber in zehn
Jahren - und das ist das Problem
- haben Sie 350 Milliarden Euro
ins Schaufenster gestellt, und die

Schuldenlast des Bundes, die jetzt
bei 1,2 Billionen Euro liegt, wird
deutlich gestiegen sein.

Natirlich kann man argumen-
tieren, dass wir zurzeit Niedrigzin-
sen bzw. Minuszinsen haben.
Aber glauben Sie wirklich, dass
die anhalten? Allein bei den zehn-
jahrigen Bundesanleihen lag die
Rendite im Frithjahr bei minus 0,7
Prozent, aktuell sind es nur noch
minus 0,3 Prozent. Und was ma-
chen Sie, wenn die Zinsen auf 1,
1,5 oder 2 Prozent steigen? Gene-
heifdt
mich auch, dass wir den zukiinfti-

rationengerechtigkeit fir
gen Generationen nicht nur beim
Thema Klima, sondern auch bei
den Finanzen keine Erblasten

uiberlassen und vielmehr an dieser
Stelle eine generationengerechte
Finanz- und Haushaltspolitik mit-
einander vereinbaren.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, eine der grofien Herausforde-
rungen der nichsten Tage wird das
Klimaschutzpaket sein. Ich richte
einen sehr deutlichen Appell an
die Bundeslidnder. Der Bund tiber-
nimmt hier eine Bruttolast von 54
Milliarden Euro. Alles gegenrech-
net haben wir nach unseren Be-
rechnungen eine Nettolast von 17
Milliarden Euro. Die Linder wer-
den mit Kompensation der Mehr-
wertsteuerabsenkung bei der Bahn
rund 2 Milliarden Euro in vier
Jahren und ohne Kompensation 3

Dr. Gesine Lotzsch, Die Linke:

Weniger Geld fiir Riistung,
mehr Geld fir Friedensprojekte
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Gesine Lotzsch (*1961)
Wahlkreis Berlin-Lichtenberg

estern war der Internatio-

nale Tag gegen Gewalt an

Frauen. Jede Stunde wird
in Deutschland eine Frau zum
Opfer einer gefihrlichen Korper-
verletzung. Ich finde, das ist eine
Schande fir unser Land, und wir
diirfen nicht wegsehen.

Im Bundeshaushalt wurden 5
Millionen Euro zusitzlich zur Un-
terstiitzung von Frauen und ihrer
Kinder, die Opfer von Gewalt wur-
den, beschlossen. Das ist leider
nur ein Tropfen auf den heifien
Stein. In Deutschland fehlen 140
000 Plitze in Frauenhdusern. Ich
weif3, diese Plitze zu schaffen, ist
Aufgabe der Linder, doch ich den-
ke, auch der Bund muss hier mehr
tun, und zwar Grundsitzliches.

Die Wissenschaftler Richard
Wilkinson und Kate Pickett haben
Dutzende Studien aus der ganzen
Welt zum Thema Gewalt ausge-
wertet. Ergebnis: Es gibt einen
starken Zusammenhang zwischen
Einkommensungleichheit und Ge-
waltverbrechen. Es reicht also
nicht, Frauenhduser zu bauen. Wir
missen die Ungleichheit in unse-
rer Gesellschaft bekimpfen. Das
sagt Die Linke sehr deutlich. So-
lange, meine Damen und Herren,

die
Deutschland iiber mehr als die
Halfte des Vermogens verfuigen,
die drmere Hilfte aber nur 1,3
Prozent hat, brauchen wir uns
iiber zunehmende Gewalt nicht zu

reichsten 10 Prozent in

wundern.

Tatsache ist auch, dass die Un-
gleichheit in unserer Gesellschaft,
in Deutschland, schneller wachst
als in vielen anderen Lindern
Europas, und - man muss es so
deutlich aussprechen - schuld da-
ran ist die Regierung aus CDU/
CSU und SPD. Sie tragen die Ver-
antwortung. Denn Sie stemmen
sich seit Jahren mit Hinden und
Fiflen gegen eine gerechte Steuer-
politik. Das muss sich endlich dn-
dern, meine Damen und Herren.

Finanzminister Scholz ist im-
mer noch so stolz auf die schwar-
ze Null. Doch der 6konomische
Sachverstand sagt deutlich: Die
schwarze Null ist 6konomischer
Unsinn und verbaut die Zukunft
unserer Kinder und Enkelkinder.
Die Rufe nach mehr Investitionen
werden immer lauter, und zwar zu
Recht. Sogar BDI und DGB - also
Arbeitgeber und Arbeitnehmer -
verlangen gemeinsam eine Investi-
tionsoffensive. Michael Hiither
vom arbeitgebernahen Institut der
deutschen Wirtschaft und Sebasti-
an Dullien, Chef des gewerk-
schaftsnahen Instituts fiir Makro-
Okonomie und Konjunkturfor-
schung, haben einen Investitions-
bedarf von 450 Milliarden Euro
fir unser Land errechnet. Sie for-
dern unter anderem 138 Milliar-
den Euro fir Mafinahmen in den
Kommunen und 110 Milliarden
Euro far Bildung und Wissen-
schaft. Ich sage Thnen: Diese For-
derungen kann unsere Fraktion
sofort unterschreiben.

Nun wurde auf dem CDU-Bun-

Milliarden Euro haben. Der Bund
wird bei Regionalisierungsmitteln
bzw. Foérderprogrammen in ver-
schiedensten Bereichen Entlastun-
gen der Linder um rund 3 Milliar-
den Euro vornehmen. Fiir mich
und auch fiir alle 16 Bundeslander
soll der Klimaschutz nicht nur ei-
ne Bundesaufgabe sein, sondern
eine gemeinsame Aufgabe im f6-
deralen System von Bund, Lin-
dern und Kommunen.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei
Abgeordneten der SPD und des Abg.
Otto Fricke (FDP))

desparteitag ein wirklich rich-
tungsweisender Antrag beschlos-
sen: Vor jeder Schule soll zukiinf-
tig eine Deutschlandflagge wehen.
Damit will die CDU offensichtlich
darauf hinweisen, dass die Bil-
dung in unserem Land mit 100
Milliarden Euro unterfinanziert
ist. Ich wiirde diesen Antrag noch
erweitern: In jedem Funkloch soll-
te eine Deutschlandfahne wehen.
Dann sieht es in unserem Land
bald wieder so aus wie bei der
2006.
Und auf diese Weise wiirden wir
der Welt zeigen, wie offen die
Bundesregierung mit ihrem Versa-
gen umgeht, meine Damen und
Herren.

Die Regierung will nicht mehr
investieren - Kollege Rehberg ist
ja ausfithrlich darauf eingegangen
-, weil schon die beschlossenen
Milliarden nicht abflieflen. Doch
ich kann Thnen sagen: Diese Aus-
rede hore ich seit Jahren. Die Bun-
desregierung tut doch nichts da-
fur, dass die Gelder auch ausgege-
ben werden koénnen. Ich sage Th-
nen ganz deutlich: Entschulden
Sie endlich die Kommunen! Dann

Fuftballweltmeisterschaft

konnen Kommunen ndmlich aus
eigener Kraft investieren.

Union und SPD sind stolz da-
rauf, dass sie nicht mehr ausge-
ben, als sie einnehmen. Damit
lenken sie davon ab, fiir welchen
Unsinn und fiir welche Ver-
schwendung Steuergelder ausgege-
ben werden. Viel zu viel Geld
flieft in die Rastung. Dazu sagt
Die Linke: Das wollen wir nicht.
Wir wollen weniger Geld fiir Riis-
tung, mehr Geld fir Friedenspro-
jekte. Sie geben weiterhin viel
Geld fiir die NATO aus, eine Orga-
nisation, die immerhin der fran-
z0Osische Prasident als ,hirntot”
bezeichnet hat. Man muss ja diese
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Wortwahl nicht teilen; aber man
sollte zumindest dariiber nach-
denken. Sie miissen dreistellige
Millionenbetrige fiir Strafzahlun-
gen ausgeben, weil Sie die Klima-

ziele nicht erreicht haben, und
auch die Mautbetreiber werden
millionenschwere ~ Forderungen
stellen.

Meine Damen und Herren, es

Anja Hajduk, Bundnis 90/Die Griinen:

Zukunft gibt es
nicht zum Nulltarif
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© Bundnis 90/di

Anja Hajduk (*1963)
Landesliste Hamburg

s geht also in dieser ganzen
EWoche um den Haushalt

2020, um die Frage: Was
sind die notwendigen und die
richtigen Ausgaben, Schwerpunkte
und Impulse fiir eine gute Zukunft
unseres Landes? Und das in einer
Zeit, wo sich die Menschen, wo
sich auch wunsere europdischen
Nachbarn Orientierung von einer
deutschen Regierung wiinschen -
zu Recht!

Aber was ist passiert? Ich kann
sagen: Bei diesen Haushaltsbera-
tungen ist in der Bereinigungssit-
zung eigentlich gar nichts mehr
passiert. Das, was im September
noch alles offen und unvollstin-
dig war, das hat die Bundesregie-
rung mit ihrem Klimapaket nach-
geliefert. Wir nennen es aus gutem
Grund ,Klimapaketchen”. Sie ha-
ben heute wieder angekiindigt: Es
umfasst 54 Milliarden Euro. - Das
ist eine ziemliche Tauschung der
Offentlichkeit. Wenn man genau
nachguckt, sieht man: Es sind 25
Milliarden Euro zusitzlich fiir die
gesamten vier Jahre, die Sie kalku-
lieren. Das ist fiir diese Herausfor-
derung zu klein. Es ist sozial un-
ausgewogen, und es wird kaum
Wirkung entfalten.

Dabei, Herr Scholz, wird auch
noch Seriositdt in IThrem Haushalt
vorgespielt. Ich verweise auf die
ach so wichtige schwarze Null, die
Sie immer vor sich her tragen. Da-
bei wissen Sie und koénnten auch
zugeben - wir jedenfalls sagen es
klar -: Dieser Haushalt hat eine
strukturelle Liicke von 15 Milliar-
den Euro. Das wird verdeckt durch
eine globale Minderausgabe und
dadurch, dass Sie fir 10 Milliar-
den Euro in eine Riicklage greifen.
Das ist die Wahrheit zum Haus-

halt 2020.

Was vollstindig fehlt, ist wirk-
lich eine Antwort auf die sehr,
sehr groflen Herausforderungen,
auf den Investitionsstau von 140
Milliarden Euro in den Kommu-
nen. Zu Recht hat meine Kollegin
Lotzsch erwdhnt: Das Institut der
deutschen Wirtschaft - es ist nicht
irgendwie verdachtig, in einer sehr
linken Ecke nur Ausgabenpolitik
zu fordern spricht von einem
450-Milliarden-Euro-Paket, in
dem die Kommunen enthalten
sind, in dem es aber auch um Mo-
bilitdt geht. Da sind Investitionen
im zweistelligen Milliardenbe-
reich notwendig. Auch die Bil-
dungsinfrastruktur muss in einem
ganz anderen Ausmafd ausgebaut
werden. Auch die CO2-neutrale
Wirtschaft und die Digitalisierung
brauchen ein ganz anderes Volu-
men und einen ganz anderen Im-
puls.

Man kann es auch anders sagen,
Herr Scholz: In den 70er-Jahren
hat Deutschland 5 Prozent seiner
Wirtschaftsleistung investiert. In
den 70er-Jahren wurde eine mo-
derne Bildungsinfrastruktur ge-
schaffen. Was ist denn in 2019,
bitte schon, anders, dass wir nicht
auch bei der Digitalisierung und
der Modernisierung unserer Wirt-
schaft in Richtung Klimaschutz ei-
nen solchen Aufbruch vorneh-
men? Und da kann man sich doch
nicht, wie Herr Rehberg das hier
macht, hinter Umsetzungsproble-
men verstecken. Thr einziges Argu-
ment, warum Sie nicht investie-
ren, ist, dass Sie sagen: Wir schaf-
fen es nicht, das umzusetzen. -
Das ist keine Antwort an Europa;
das ist auch keine Antwort an die
Menschen in unserem Land.

Wir zeigen lhnen auf, wie man
es ab jetzt konkret anders angehen
konnte: im Haushalt 2020 20 Pro-
zent Mehrinvestitionen oder von
mir aus in vier Jahren ein 100-Mil-
liarden-Euro-Programm fir Kli-
maschutzinvestitionen. Um es
aber runterzubrechen, statt sich
hinter groflen Zahlen zu verschan-
zen: Die Investitionen sollen in
die Schiene, in den Ausbau von
Kitas und Bildungsinfrastruktur
gehen. Wir legen unmittelbar ei-
nen Digitalfonds auf. Und, nicht
zu vergessen, auch die Themen
faire Wiarme, Gebdudesanierung

geht also nicht darum, Steuergel-
der mit vollen Handen fiir die fal-
schen Dinge aus dem Fenster zu
werfen, wie die Bundesregierung
es macht, sondern es geht darum,

und Wohnen spielen da eine gro-
3e Rolle. Wir kombinieren das mit
einem CO2-Preis, dessen Einnah-
men vollstindig an die Burgerin-
nen und Biirger zuriickgegeben
werden, damit das auch sozial
ausgewogen ist.

Das Problem bei Thnen ist ein
sehr grundsitzliches. Sie haben
sich ideologisch  hinter der
schwarzen Null verschanzt - nicht
nur die CDU, auch die SPD. Sie

in die Zukunft zu investieren, wie
wir es vorgeschlagen haben. Wir
wollen Steuergelder fiir mehr Bil-
dung, fiir mehr bezahlbare Woh-
nungen, fiir bessere Pflege, fiir Kli-

verschanzen sich hinter der Voka-
bel ,Umsetzungsproblem”. Dabei
geht es nicht darum, die Schul-
denbremse abzuschaffen. Ich zi-
tiere Herrn Lang vom BDI:

Im Gegensatz zur Schulden-
bremse, die im Grundgesetz ver-
ankert ist, gehort die schwarze
Null in einer konjunkturell fragi-
len Lage auf den Priifstand.

Wenn sich BDI und Gewerk-
schaften zusammentun und sa-
gen: ,Wachen Sie auf! Wir brau-
chen einen anderen
wenn

Impuls!”,
Wirtschaftswissenschaftler
das sagen und auch der Erfinder
der Schuldenbremse, Herr Kas-
trop, ehemals Bundesfinanzminis-
terium, dann sollte Thnen das
doch zu denken geben.

Seien Sie nicht so arrogant mit

Olaf Scholz, SPD, Bundesminster der Finanzen:

Eine substanzielle
Steigerung der Investitionen

© Dominik Butzmann

Olaf Scholz (*1958)
Bundesminister

ch mochte mich zunichst ein-
mal bei allen bedanken, die in
den letzten Wochen und Mo-
naten die Diskussionen iiber den
Haushalt vorangetrieben haben.
Insbesondere die Zusammenarbeit
im Haushaltsausschuss war fiir
mein Ministerium wie immer sehr
erfreulich. Deshalb an dieser Stelle
noch mal einen herzlichen Dank.
Wenn wir {iber die Haushalts-
politik diskutieren, dann ist es,
glaube ich, ganz wichtig, dass wir
mit etwas aufhoren, was wir heute
Morgen schon wieder erlebt ha-
ben: Alle reden in ihren Reden an-
einander vorbei, niemand bezieht
sich aufeinander, und alle erzih-
len Geschichten, die gleichzeitig
nicht richtig sein kénnen. Das ist
aus meiner Sicht schon ein Pro-
blem, mit dem wir uns auseinan-
dersetzen miissen, wenn wir iiber
die Zukunft und die Aufgaben re-

den, die wir miteinander bewalti-
gen wollen.

Der Haushalt, der hier vorliegt,
ist ein sehr expansiver Haushalt.
362 Milliarden Euro ist eine Men-
ge Geld, das wir ausgeben. Es ist
eine substanzielle Steigerung ge-
geniiber dem vorherigen Haus-
halt. Es ist eine substanzielle Stei-
gerung der Investitionen. Es ist ei-
ne substanzielle Reduzierung der
steuerlichen Last der Biirgerinnen
und Biirger. Es ist eine Verbesse-
rung der sozialen Ausstattung. Es
sind mehr Investitionen in das
Klima. - Das bestreitet niemand,
auch wenn alle Reden sehr unter-
schiedlich klangen. Ich finde, das
ist eine gute Leistung.

Aber dann wird alles durchei-
nandergebracht. Da wird einer-
seits gesagt, man miisse viel mehr
machen. Dann wird andererseits -
jedenfalls von einem Teil derjeni-
gen, die hier geredet haben - ge-
sagt, man konne ja gar nicht;
denn in Wahrheit, wenn man ge-
nau hinschaue, hitten wir hier gar
nicht so viele Spielriume. Andere
wiederum vertreten das auch, sa-
gen aber gleichzeitig, wir miissten
mehr Schulden machen. Ich glau-
be, alle diese Ansichten passen
nicht zusammen.

Tatsdchlich ist es so, dass wir in
den letzten Jahren zum Beispiel
die Spielraume genutzt haben, die
sich aus der reduzierten Zinsbelas-
tung im deutschen Haushalt erge-
ben haben. Das sind sehr viele

magerechtigkeit und gegen Armut
einsetzen. Das wire der richtige
Weg. Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Threr Mehrheit.
Kraft ist bei Thnen sowieso nicht

Denn visiondre

vorhanden. Seien Sie wenigstens
so mutig, eine Kurskorrektur vor-
zunehmen. Deswegen mein Auf-
ruf: Nutzen Sie Instrumente wie
Investitionsgesellschaften! Richten
Sie im Spielraum der Schulden-
bremse einen mehrjdhrigen Bun-
desinvestitionsfonds ein! Zukunft,
Herr Scholz, gibt es nicht zum
Nulltarif. Kommen Sie raus aus
dieser finanzpolitischen intellek-
tuellen Verbohrtheit - man konn-
te auch sagen: Faulheit! Die Men-
schen in Deutschland und in
Europa wiirden es Thnen danken.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Milliarden zusitzlich. Wir haben
einmal 40,2 Milliarden Euro Zin-
sen gezahlt; es geht jetzt runter in
Richtung - da sind wir noch nicht
- 10 Milliarden Euro. Da sieht
man, was fiir eine Verinderung
stattgefunden hat. Wir haben sie
daftir genutzt, um keine neuen
Schulden mehr zu machen - ja,
klar, das war auch richtig so -, aber
wir haben sie auch genutzt fir In-
vestitionen und fiir Expansion
dort, wo das fiskalpolitisch not-
wendig ist.

Es wird beklagt, dass wir unsere
Riicklagen nutzen. Nein, das ist
falsch. Ja, wir nutzen die Rickla-
gen, die wir haben. Wir nutzen sie
fiir eine expansive Haushaltspoli-
tik. Aber es konnen nicht die eine
Rede und die andere Rede gleich-
zeitig richtig sein. Das, was wir
machen, ist genau das Richtige in
der jetzigen wirtschaftlichen Situa-
tion unseres Landes. Es ist eine zu-
kunftsfihige Tatigkeit, die wir hier
verrichten.

Und dann wird tbersehen, wie
grof3 die Entlastungen sind, die
wir in dieser Legislaturperiode fiir
die Birgerinnen und Birger auf
den Weg gebracht haben. Wenn
man all das zusammenrechnet,
was steuerlich von uns unternom-
men worden ist - dazu zahlt auch
die Entscheidung, den Soli fiir 90
Prozent derjenigen, die ihn bisher

Fortsetzung auf nachster Seite
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zahlen, abzuschaffen -, dann er-
gibt das in voller Wirksamkeit ei-
ne Entlastung in Hohe von 25
Milliarden Euro pro Jahr. Das ge-
nau ist das Zeichen, auf das viele
Biirgerinnen und Biirger gewartet
haben. Wir haben es gesetzt.

Ich sage ausdriicklich, dass das
auch etwas damit zu tun hat, dass
wir natiirlich dafiir sorgen, dass es
sich um einen sozial ausgewoge-
nen Haushalt handelt. Manchmal
liest man ja bzw. wird sich darii-
ber beklagt, dass in den Dingen,
die wir hier machen, zu viel Sozia-
les enthalten sei.

Ich habe von dieser Legislatur-
periode gesprochen, und in der,
habe ich gesagt, wird es in voller
Wirksamkeit so sein, dass die Ent-
lastung Stiick fiir Stiick auf 25 Mil-
liarden Euro pro Jahr anwichst,
zum Beispiel durch die steuerliche
Entlastungen fir Familien, durch
den Ausgleich der kalten Progres-
sion, durch all diese Mafinahmen
und natirlich auch durch die
weitgehende Abschaffung des So-
lis. Das sind dann, wie ich gesagt
habe, in voller Wirksamkeit 25
Milliarden Euro. Ich wiederhole
die Zahl ausdriicklich, weil sie so
schon ist und auch von der FDP
irgendwann wiederholt werden
sollte.

Es ist naimlich manchmal eben
alles ganz anders. Dazu zahlt
auch, dass wir natirlich einen
sehr hohen Investitionsetat haben
und dass wir natiirlich alles Mogli-

che dafiir tun, dass wir den men-
schengemachten Klimawandel
aufhalten konnen. Das bedeutet,
dass wir jetzt Weichen stellen, in-
dem wir Gesetze erlassen, Steuer-
gesetze dndern und Investitionen
tatigen. Alles das ist unterwegs. Es
sind bereits zehn gesetzliche Maf3-
nahmen in den

Deutschen Bundes-

Euro sein. Wir werden die Mittel
erhohen, damit tberall in
Deutschland

wiedereroffnet werden konnen,

neue Bahnlinien
und das wird Jahr fiir Jahr gesche-
hen. Und wir werden dafiir Sorge
tragen, dass auch neue S- und
U-Bahnlinien  geplant
konnen - mit mas-

werden

siven Erhohungen

tag eingebracht Das ist ein jetzt und mit ange-
worden, die dazu  Haushalt, der die kindigten  Erhé-
beitragen  sollen, Zukunftsaufgaben hungen bis 2025.

dass  wir  diese unserer Gesell- Das sind notwen-

Kehrtwende unse- schaft genau dige Entscheidun-
rer Finanz- und thematisiert gen. Und wir wis-
Wirtschaftspolitik ’ sen ganz genau,
zustande bringen, dass wir diese grofde
dass Deutschland technologische

das Land sein wird, das sicher-
stellt, dass wir 2050 CO2-neutral
produzieren und trotzdem noch
wirtschaftlich  erfolgreich  und
technologisch an der Spitze sind.
So grofd ist das Projekt namlich.
Es geht um die Weichenstellungen
fur die ndchsten Jahrzehnte. Das
ist das, was wir jetzt tun. Und
wenn die 20er-Jahre in wenigen
Wochen beginnen, dann kommt
es auf das an, was wir jetzt auf den
Weg gebracht haben. Es sind die
richtigen Entscheidungen. Von
manchen wird wiederholt kriti-
siert, dass wir sie getroffen haben.
Ja, wir haben eine Weichenstel-
lung vorgenommen und gesagt: Es
wird wesentlich mehr in die Bahn
investiert; es werden in den nachs-
ten zehn Jahren 89 Milliarden

Kehrtwende nicht zustande be-
kommen, wenn nicht die Energie-
wirtschaft investiert, zum Beispiel
in erneuerbare Energien, in den
Ausbau von Offshore- und Ons-
horewindkraftanlagen, in
Ausbau der Solarenergie. Wenn es
uns nicht gelingt, dass da so viel
investiert wird, dass wir 65 Pro-
zent erneuerbare Energien 2030
haben, dann wird diese Kehrtwen-

den

de nicht zustande kommen. Aber
wir miissen unseren Beitrag leis-
ten, indem wir jetzt die rechtli-
chen Voraussetzungen schaffen,
dass dieser Ausbau tatsichlich
stattfindet. Und das wird die Re-
gierung tun; wir werden dafiir Sor-
ge tragen.

Gleichzeitig begleiten wir zum
Beispiel im Bereich Mobilitit die

Investitionen der Automobilin-
dustrie, indem wir dafiir Sorge tra-
gen, dass es 1 Million Ladepunkte
in Deutschland geben wird - eine
Zielsetzung, die die Politik so ehr-
geizig formuliert hat; alle haben
weniger von uns gefordert. Es ist
ein Zeichen dafiir, dass wir begrif-
fen haben, dass Ehrgeiz jetzt not-
wendig ist, und dass wir bereit
sind, das Notwendige zu tun.

Meine Damen und Herren, zu
den Dingen, die notwendig sind,
gehort immer auch, dass wir dafiir
Sorge tragen, dass diejenigen, die
in unserem Land aufwachsen, da-
fir die besten Bedingungen vor-
finden. Deshalb bin ich sehr froh
dartiber, dass wir jetzt vieles tun,
was dazu gehort. Dazu gehort der
Kitaausbau, dazu gehort die Redu-
zierung von Gebithren, dazu ge-
hort zum Beispiel auch, dass wir
die Schulen besser ausstatten. Das
alles haben wir unter anderem mit
einer Verfassungsinderung mog-
lich gemacht, die dieses Haus be-
schlossen hat.

All das ist aber nur ein wichtiger
Teil einer groffen Anstrengung in
einem foderalen Gefiige. Denn die
deutsche Politik in unserem Land
besteht Gott sei Dank nicht nur
aus der Bundesregierung und dem
Bundestag. Sie besteht auch aus
16 Landern und den vielen Kom-
munen in Deutschland. Das ist
die nichste Aufgabe, die wir vor
uns haben: die Investitionen der
Kommunen wieder zu stirken. Ich

bin dafiir, dass wir diejenigen, die
zu viele Schulden haben, entlas-
ten und sie in die Lage versetzen,
auch zukiinftig zu investieren.

Meine Damen und Herren, Sie
sehen: Das ist ein Haushalt, der
die Zukunftsaufgaben unserer Ge-
sellschaft genau thematisiert. Er
gehort in eine Reihe von Haushal-
ten, die wir in den letzten Jahren
auf den Weg gebracht haben. Und
er ist der Anfang von Haushalten,
mit denen wir es im néchsten
Jahrzehnt schaffen, dass Deutsch-
land ein soziales Land wird, dass
es den technologischen Wandel
beherrschen wird und dass es den
menschengemachten Klimawan-
del mit unseren Moglichkeiten in
Deutschland aufhalten. Das ist ge-
nau das, was richtigerweise zu tun
1st.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abge-
ordneten der CDU/CSU)

In der Debatte sprachen zudem die
Abgeordneten Albrecht Glaser (AfD),
Andreas Jung (CDU/CSU), Christian
Diirr (FDP), Fabio De Masi (Die Linke),
Sven-Christian Kindler (Bundnis 90/
Die Grlnen), Andreas Schwarz (SPD),
Dr. Bruno Hollnagel (AfD), Dr. André
Berghegger (CDU/CSU), Sonja Amalie
Steffen (SPD) sowie Dr. h. c. (Univ Ky-
iv) Hans Michelbach.
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Dr. Alexander Gauland, AfD:

Die Energieversorgung des
Landes wird aufs Spiel gesetzt

© Die Hoffotografen GmbH Berlin

Alexander Gauland (*1941)
Landesliste Brandenburg

ie Bundesregierung hat
sich entschieden, von
Deutschland aus das Kli-

ma zu retten und dafiir die Ener-
gieversorgung unseres Landes aufs
Spiel zu setzen. Wie beim Atom-

ausstieg oder bei der massenhaf-
ten Aufnahme von Migranten be-
finden wir uns wieder einmal auf
einem deutschen Sonderweg al-
lein. Dabei pfeifen es die Spatzen
von allen Dichern: Die deutsche
Energiewende ist gescheitert.

Ein Gutachten von McKinsey
kam im September dieses Jahres
zu dem Ergebnis, dass die deut-
sche Energieversorgung unsiche-
ren Zeiten entgegengeht. Fast alle
Ziele der Energiewende sind ver-
fehlt worden. Die Versorgungssi-
cherheit werde nach dem Atom-
und Kohleausstieg nicht mehr ge-
wihrleistet sein. Zugleich kommt
der Windkraftausbau zum Erlie-
gen. Die Zahl der erteilten Geneh-
migungen sei in den ersten drei
Quartalen 2019 regelrecht zusam-
mengebrochen, klagte der Bundes-

verband der Energie- und Wasser-
wirtschaft am 8. November. Ein
Grund fir den Riickgang ist das
neue  Ausschreibungsverfahren,
das den billigsten Anbieter bevor-
teilt. Die subventionierte Lizenz
zum Gelddrucken ist damit passé.

Auflerdem verhindern Biirger-
initiativen immer hdufiger Wind-
kraftprojekte. Sie kdmpfen nicht
nur gegen die Umweltzerstorung,
das massenhafte Schreddern von
Vogeln, sondern auch gegen die
Gesundheitsgefihrdung durch In-
fraschall. Scheibchenweise wird
der Mindestabstand reduziert. Bis
auf 350 Meter sind die Windmiih-
len schon an Wohnhéduser heran-
geriickt. Wer die Welt retten will,
meine Damen und Herren, kann
auf Petitessen wie die Gesundheit
der Anwohner natirlich keine

Riicksicht nehmen.

Immobilien verlieren massiv an
Wert, wenn Windrader in der Na-
he stehen. Leider stehen sie natiir-
lich nicht im Prenzlauer Berg oder
in Minchen-Schwabing. Es sind
immer die anderen, die den Preis
zahlen.

Die politische Windkraftlobby
versucht inzwischen, Kritiker als
Rechte zu denunzieren - na, ist ja
tiblich. Hier entsteht eine neue
Dolchstof3legende. Aber auch die-
ser Krieg ist an der Front verloren,
namlich an den unerbittlichen
Fronten der Physik und der Oko-
nomie.

Obwohl der Ausbau der Wind-
kraft absehbar endet, hilt die Re-
gierung nicht nur am Atomaus-
stieg bis 2022 fest, sondern rech-
net mit einer Steigerung des
Stromverbrauches bis 2030. Bun-
desregierung und Automobilin-
dustrie versprechen bis dahin 1
Million Elektroautoladestationen.
Woher aber soll der Strom fir die
Elektroautos kommen, wenn
grundlastfihige Kraftwerke abge-
schaltet werden? Und womit sol-
len wir in Zukunft heizen? Viel-

leicht ist die Bundesregierung der
Meinung, die Menschen werden
sich kiinftig an ihrem guten Ge-
wissen erwarmen, liebe Freunde.
Meine Damen und Herren,
wenn die viertgrofite Wirtschafts-
nation der Erde sich entschlief3t,
das Energiefundament ihrer Wirt-
schaft zu beseitigen und durch ei-
ne Alternative zu ersetzen, die,
vorsichtig formuliert, nicht beson-
ders stabil ist, dann erwarte ich
dariiber erbitterte 6ffentliche De-
batten, dann erwarte ich Rede-
schlachten um das Fiir und Wider
im Parlament, dann erwarte ich,
dass die These vom menschlichen
Anteil am Klimawandel unter den
grofitmoglichen
druck gesetzt wird; denn wir tun
wahrscheinlich etwas Unumkehr-

Falsifikations-

bares. Aber das Thema ist derma-
Ben ersatzreligios aufgeladen, dass
die Frage ,Richtig oder falsch?”
keine Rolle mehr spielt. Sie ist
vollkommen verschiittet unter den
Kriterien Gut und Bose.

Wo Begriffe wie ,Klimaleugner”
kursieren - auch gestern wieder in
diesem Hause -, hat sich die Ver-
nunft verabschiedet. Ein Wissen-
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schaftler, der sich der Klimahyste-
rie verweigert, spielt mit seiner
Karriere. Die Merkel-Jahre werden
als eine bleierne Zeit in Erinne-
rung bleiben, in der o6ffentliche
Debatten im Sein der Hypermoral
erstickt wurden.

Am 20. November um 12 Uhr
mittags sind nach Angaben der
Stromborse von den 77 Gigawatt
Stromverbrauch in Deutschland
64 Gigawatt durch konventionelle
Kraftwerke und Atomkraftwerke
geliefert worden; 64 von 77, mei-
ne Damen und Herren. Ich frage
mich, wie Sie unser Land mit
Strom versorgen wollen, wenn
diese 64 Gigawatt einmal abge-
schaltet sind. An drei Tagen im Ju-
ni - am 6., 12. und 25. - war das
deutsche Stromnetz akut unterver-
sorgt. Solche Unterdeckungen
miissen durch Strom aus dem
Ausland ausgeglichen werden. Ei-
ne Sprecherin der Energiewirt-
schaft beteuerte zwar, die Gefahr
eines Blackouts habe nicht bestan-
den. Aber was ist, wenn 2022 die
Atomkraftwerke vom Netz gehen?
Was passiert, wenn sogenannte

Klimaaktivsten es tatsachlich
schaffen, ein grofles Kohlekraft-
werk lahmzulegen? Haben Sie
sich einmal ausgemalt, was ein ta-
gelanger Blackout bedeuten wiir-
de? Denken Sie doch nur an die
Abertausenden Menschen, die in
Fahrstiihlen eingeschlossen wiren.
Solche Lifte haben

nur in amerikani-

die Lage wirklich so

schlimm ist, wenn wir wirklich

wenn

demnichst auf diesem schonen
Planeten gekocht werden, dann
miissen zuerst Sie sich wohl der
Einsicht 6ffnen, dass der 6kopo-
pulistische Atomausstieg ein Irr-
weg war. Es wire geradezu eine

Hegel'sche List der

Vernunft, wenn die

schen Actionfilmen Die heilige Greta zu die-
eine Klappe, tiber Bevalkerungs- ser Erkenntnis fiihr-
die man sie verlas- explosion istdas te - bei Ihnen
sen kann. Ich will groBte nicht; das ist mir
nicht den Teufel an Problem unseres schon Kklar.

die Wand malen, Planeten. Aber wer wirklich

aber ein Blackout

ist weit wahrschein-

licher als die von

Ihnen beschworene Klimakata-
strophe.

Dass es ausgerechnet eine Physi-
kerin ist, die unsere Energieversor-
gung aufs Spiel setzt, ist zwar ko-
misch, sollte uns aber nicht irritie-
ren. Es war ein Schauspieler, der
den Kalten Krieg gewonnen hat.
Offensichtlich nimmt sich Frau
Merkel daran ein Beispiel.

Meine Damen und Herren,

Dr. Angela Merkel, CDU, Bundeskanzlerin:

Der neue Rohstoff
sind die Daten

© Laurence Chaperon

Angela Merkel (*1954)
Bundeskanzlerin

ie NATO wird in diesem
Jahr 70 Jahre alt. Aus die-
sem Anlass werden sich
in der nidchsten Woche, am 3. und
4. Dezember, die Staats- und Re-
gierungschefs in London treffen.
Ich glaube, das ist ein guter An-
lass, einmal Riickblick zu halten.
Ich glaube, wir sind uns fast alle
einig, dass in den ersten 40 Jahren
ihrer Existenz die NATO im Kalten
Krieg ein Bollwerk fiir Freiheit
und Frieden war und dafiir gesorgt
hat, dass es zu keinem Krieg in
Europa kam. In diesem Zusam-
menhang sind wir ganz besonders
unseren amerikanischen Freunden
zum Dank verpflichtet.
Aber seit dem Ende des Kalten
Krieges sind bereits 30 Jahre ver-
gangen. Nach 1990 hat die NATO

eine interessante Aufgabenzutei-
lung bekommen, eine interessante
Zeit erlebt. Vielleicht sollte man
darauf angesichts dieser 70 Jahre
einmal kurz Riickblick halten:

Ende der 90er-Jahre kam die
Frage der Erweiterung auf die Ta-
gesordnung. Im Zusammenhang
mit der ersten Erweiterungsrunde
um drei Linder ist damals auch
die NATO-Russland-Grundakte
abgeschlossen worden. Ich weif3
nicht, wer sich noch daran erin-
nert: Es war eine durchaus kontro-
verse Diskussion, ob die NATO er-
weitert werden sollte. Sie ist dann
1999, 2004, 2009 und 2017 noch
einmal deutlich erweitert worden.
Man hat 1997 im Vorfeld dieser
Erweiterung die NATO-Russland-
Grundakte abgeschlossen, die in
Paris unterzeichnet wurde, die die
Truppenaufstockungen in den
neuen Mitgliedstaaten, also in den
ostlichen Staaten, limitiert hat, die
verboten hat, dort Atomwaffen zu
stationieren, und die die Anerken-
nung der damaligen Grenzen, die
territoriale Souverdnitit, akzep-
tiert hat. Im Grunde war damit die
Hoffnung verbunden, auch ein ge-
deihlicheres  Miteinander  mit
Russland zu haben, als es dann
tatsdchlich der Fall war.

Ende der 90er-Jahre folgte dann
das Eingreifen der NATO im Jugo-
slawien-Konflikt. Dies war aus

etwas fur das Klima

tun will, muss sei-

nen Blick auf die
Bevolkerungsexplosion in  Afrika
lenken. Die Bundesregierung hat
vor Kurzem den Soli quasi abge-
schafft. Wir hitten nichts dagegen
gehabt, ihn in einen Investitions-
fonds fir Afrika umzuwandeln.
Wir zugestimmt,
wenn Sie im Gegenzug die Gren-
zen geschlossen und die klamm-
heimlichen Asylantenfliige einge-
stellt hdtten.

hitten dem

meiner Sicht ein Beitrag dazu,
dass es zu friedlichen Verhandlun-
gen kommen konnte und der Ah-
tisaari-Plan  damals genehmigt
wurde. Die NATO hat sich bis
heute als Ordnungsmacht
dem westlichen Balkan etabliert.
Zu Beginn des ersten Jahrzehnts
des 21. Jahrhunderts, am 11. Sep-
tember 2001, kam es zum ersten
groflen terroristischen Anschlag,
dem Angriff auf das World Trade
Center. Der Begriff
,asymmetrische
Kriegsfithrung” war

auf

Wir sind uns der Tatsache be-
wusst, dass uns das Schicksal Afri-
kas nicht gleichgiiltig sein kann.
Nur gilt eben auch hier die Maxi-
me, dass sich Politik an den Reali-
titen orientieren muss und nicht
an frommen Wiinschen. Die Be-
volkerung Afrikas wichst derzeit
alle zwolf Tage um 1 Million Men-
schen. Die knapp 2 Millionen
Migranten, die wir seit 2015 auf-
genommen haben, sind dort in ei-
nem halben Monat nachgeboren
worden. Dagegen hat ein direkt in
Afrika ausgegebener - oder noch
besser: investierter — Euro nach
den Worten des Entwicklungshil-
feministers Gerd Miiller die 30-fa-
che Wirkung wie ein in Deutsch-
land eingesetzter.

Die Bevolkerungsexplosion,
meine Damen und Herren, ist das
grofdte Problem unseres Planeten
- ubrigens auch fiir die Umwelt.
Es wiirde einmal Zeit, dass Fridays
for Future auf die Bedeutung des
ungebremsten Bevolkerungs-
wachstums far die Klimaerwar-
mung hinweist. Aber eher schafft
die Bundesregierung den Wirt-

- Peter Struck hat immer gesagt,
unsere Sicherheit wird am Hindu-
kusch verteidigt - und die das bis
heute leisten.

Es kam dann zu keiner NATO-
Mission beim zweiten Irakkrieg,
als Europa gespalten war und wir
zu keiner gemeinsamen Haltung
kamen.

Das zweite Jahrzehnt des 21.
Jahrhunderts ist im Grunde ge-
pragt durch zwei Entwicklungen:
einmal den Arabischen Friihling
und die Reaktionen darauf. Wir
erinnern uns: 2011 - da waren wir
nichtstandiges Mitglied im Sicher-
heitsrat - gab es den NATO-Ein-
satz zur Flugraumiiberwachung in
Libyen. Deutschland hat sich da-
mals enthalten. Das Mandat wur-
de tberdehnt. Es war eines der
letzten ~ Mandate
im Sicherheitsrat,
die es gab. Russ-

damit in aller Mun- Aber seit land hat sich seit-
de. Damals ist zum dem Ende dem selten wieder
ersten und einzigen des Kalten beteiligt, und der
Mal der Artikel 5 Krieges sind Sicherheitsrat st
von den Vereinigten  pereits 30 Jahre  scitdem ziemlich
Staaten von Amerika vergangen. handlungsunfihig

innerhalb der NATO

erfragt worden, die
Beistandsverpflich-

tung. Der Beistand wurde auch ge-
wahrt von den Mitgliedstaaten der
NATO. Wir haben das aus Uber-
zeugung getan.

Seit dieser Zeit gibt es den Ein-
satz in Afghanistan, an dem sich
Deutschland bis heute beteiligt.
Ich weif3, was fiir schwierige Ausei-
nandersetzungen das damals wa-
ren. Deshalb mochte ich einfach
ein grofies Dankeschon an unsere
Soldatinnen und Soldaten sagen,
die seit dieser Zeit dort Dienst tun

geworden. Wir ha-

ben damals gese-

hen, dass dieses
Mandat tiberdehnt wurde, dass
Gaddafi sozusagen verjagt wurde
und dass in Libyen Instabilitat
ausbrach. Auch heute ist noch kei-
ne politische Losung in Sicht.

Wir haben dann den Biirger-
krieg in Syrien gesehen. Dort hat
die NATO nichts unternommen.
Dieser Biirgerkrieg ist langsam,
aber sicher zu einem Stellvertreter-
krieg geworden. Wir miissen heute
konstatieren, dass es die grausams-
te und die schlimmste humanitére

schaftsstandort Deutschland ab,
als dass ihr der Begriff ,Geburten-
kontrolle in Afrika” tiber die Lip-
pen kommt. Denn das wire ja
wieder Rassismus in Ihren Augen.

96,5 Prozent des weltweit aus-
gestoflenen Kohlendioxids sind
natiirlichen Ursprungs. Von den
restlichen 3,5 Prozent stammen
2,2 Prozent aus Deutschland; das
ist wenigstens nicht umstritten.
Selbst wenn unser Land morgen
zu existieren aufhorte, wiren die
Auswirkungen auf die Welttempe-
ratur praktisch nicht nachweisbar.
Und dafiir setzen Sie alles aufs
Spiel.
Energiewende, und dafiir ruinie-

Daftir machen Sie eine

ren Sie unsere Autoindustrie und
die Maschinenbauindustrie. Mei-
ne Damen und Herren, das ist kei-
ne Zukunft, die wir mit Thnen ge-
hen wollen.

Deswegen werden wir dagegen
kidmpfen und auch gegen diese
Regierung, die das versucht.

Danke.

(Beifall bei der AfD)

Situation ist, die wir seit dem Vol-
kermord in Ruanda hatten: 500
000 Tote, 12 Millionen Vertriebe-
ne, die Hilfte davon Binnenver-
triebene, die anderen sind Fliicht-
linge aufderhalb Syriens. Auch hier
wartet eine politische Losung auf
ihre Realisierung.

Gleichzeitig hatten wir 2014
dann die Annexion der Krim
durch Russland, den Einmarsch in
der Ostukraine.

Damals hat sich die NATO dazu
verpflichtet, sich als Erstes wieder
auf die Biindnisverteidigung zu
konzentrieren, weil die Angriffe
bis an ihre Grenzen kamen. Die
NATO-Versammlung in Wales war
ein Wendepunkt in dieser Frage.
Damals haben wir uns verpflich-
tet, unsere Verteidigungsausgaben
in Richtung 2 Prozent zu entwi-
ckeln, was wir seitdem auch tun.
Der Haushalt fir das néchste Jahr
besagt 1,42 Prozent NATO-Quote.
In Wales waren wir bei 1,18 Pro-
zent. Wir werden das schrittweise
1,5 Prozent bis
2024. Die Verteidigungsministerin
hat jetzt einen Plan aufgesetzt, wie
wir durch Verbesserung unserer
Biindnisfahigkeit, durch Aufwuchs
unserer Fihigkeiten bis zum An-
fang der 30er-Jahre die 2 Prozent
erreichen werden. Darauf kann
man sich verlassen, meine Damen
und Herren.

weitermachen:

Wenn man sich das alles an-
schaut, dann ist, glaube ich, Zeit
fir die Analyse: Was ist gelungen,
und was ist nicht so gut gelungen?
Und was bedeutet das fur die
NATO und die Zukunft?

Fortsetzung auf nachster Seite
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Da will ich als Erstes sagen: Ge-
lungen ist die Bundnisverteidi-
gung fur die osteuropdischen Lin-
der. Wir sind Fithrungsnation in
Litauen. Wir machen bei der Flug-
iberwachung mit, wenn ich das
fur den deutschen Beitrag sagen
darf. Wir sehen jeden Tag, welche
hybride Bedrohung auch von
Russland kommt, der die Solda-
tinnen und Soldaten dort ausge-
setzt sind. Meine Damen und Her-
ren, wir haben als Pluspunkt auch
das Biindnis, das den Artikel 5 rea-
lisiert und den Vereinigten Staaten
von Amerika geholfen hat in Af-
ghanistan. Und wir koénnen sagen,
dass wir den westlichen Balkan
stabilisiert haben, was auch fiir
unsere eigene Sicherheit von aller-
grofiter Bedeutung ist.

Aber wir miissen genauso fest-
stellen: Politische Losungen in Li-
byen fehlen, genauso in Syrien.
Die Tiirkei hat sich entfremdet als
Mitgliedstaat ~ innerhalb  der
NATO. Es gibt vor der Haustiir
Europas eine Vielzahl von terroris-
tischen Bedrohungen. Die Verei-
nigten Staaten gehen nicht mehr
automatisch in die Verantwor-
tung, wenn es in unserer Umge-
bung brennt. Und es ist eine vollig
andere multipolare Ordnung ent-
standen, bei der China eine he-
rausragende Rolle einnimmt und
auch die Konzentration der Verei-
nigten Staaten von Amerika viel
starker in Anspruch nimmt.

Deshalb, meine Damen und
Herren, ist es wichtig, was das fiir
uns und fiir unsere Haltung zur
NATO bedeutet. Da sage ich als
Erstes: Starker als im Kalten Krieg
ist der Erhalt der NATO heute in
unserem ureigenen Interesse -
mindestens so stark wie im Kalten
Krieg. Denn - das hat gestern
auch der Auflenminister gesagt -
Europa kann sich zurzeit alleine
nicht verteidigen. Wir sind auf
dieses transatlantische Biindnis
angewiesen, und deshalb ist es
auch richtig, wenn wir fiir dieses
Biindnis arbeiten und mehr Ver-
antwortung iibernehmen.

Meine Damen und Herren, wir
miissen kliren, wofir die NATO
verantwortlich sein mochte. Ist sie
nur fiir die Biindnisverteidigung
verantwortlich, oder ist sie auch
fur die Sicherheit in unserer Um-
gebung verantwortlich? Ich glau-
be, es war richtig, einen europdi-
schen Arm der Verteidigungspoli-
tik, der mit der NATO zusammen-
arbeitet, zu griinden: die PESCO,
die strukturierte Zusammenarbeit
innerhalb Europas mit dem Ziel,
gemeinsame Einsdtze unabhdngig
von der NATO durchfithren zu
konnen, aber niemals, um gegen
die NATO oder an Stelle der
NATO zu arbeiten, sondern um
im Zweifelsfall im Biindnis einen
weiteren europdischen Pfeiler zu
etablieren.

Es geht auch um gemeinsame
Riistungsprojekte. Diese Riistungs-

projekte miissen wir gemeinsam
mit Frankreich ganz wesentlich
voranbringen. Ich bedanke mich
bei der Bundesverteidigungsminis-
terin an dieser Stelle, dass wir hier
Tempo vorlegen. Ich bitte den
Deutschen Bundestag, hier zu hel-
fen, sowohl bei dem gemeinsa-
men Flugzeugprojekt als auch bei
dem gemeinsamen Panzerprojekt.

Wir miissen uns also in der Zu-
kunft in verschiedenen Formaten
engagieren: in der NATO, manch-
mal auch nur von der europdi-
schen Seite, aber moglichst immer
UN-Unterstiitzung. Die
Schwierigkeit besteht darin, dass

mit

es nicht so einfach ist, UN-Missio-
nen neu zu etablieren; denn die
Vereinigten Staaten sind sehr zu-
riuckhaltend geworden gerade in
einem Bereich, der fiir uns von
grofiem Interesse ist: der Sahelzo-
ne. Hier gelingt es im Augenblick
nicht, robuste UN-Mandate fiir
die Finsdtze zu bekommen. Daran
muss weiter gearbeitet werden.

Fir uns ist wichtig - das ist von
ganz besonderer Bedeutung -, dass
wir immer einen gemeinsamen
Ansatz sehen, der sich nicht aufs
Militdrische konzentriert, der sagt:
Das Militarische ist dabei, aber
das Eigentliche sind die politi-
schen Losungen, das Eigentliche
ist die Entwicklungszusammenar-
beit, die wirtschaftliche Kraft, die
wir Regionen geben. - Deshalb
nennen wir das den vernetzten
Ansatz, mit dem wir in Afghanis-
tan begonnen haben, zu arbeiten.
Es ist gut, dass Frankreich erstmals
seit 2009 wieder komplett in der
NATO verankert ist. Das ist unter
Prasident Sarkozy passiert. Das ist
vorher lange nicht
der Fall gewesen.

So kann die NATO

Aufgabe, damit die NATO funktio-
nieren kann, ist, dass die Europdi-
sche Union sich einig ist; denn die
meisten Mitgliedstaaten der Euro-
péischen Union sind auch NATO-
Mitglieder.

Fir Deutschland und seine Au-
fenpolitik heifdt das in ganz be-
sonderer Weise, dass wir uns fiir
diese Einigkeit einsetzen miissen,
und zwar zundchst mit Blick auf
die Stabilisierung des westlichen
Balkans. Ich bin dafiir, dass wir
noch einmal dartiber nachdenken,
ob wir tiber neue Beitrittsverfah-
ren in der Europdischen Union
diskutieren; ich sage ganz ehrlich:
Das hitten wir vielleicht auch
schon vor einem Jahr machen
kénnen. Vor allem bin ich der
Meinung, dass wir den Lindern
des westlichen Balkans sagen miis-
sen: Thr habt eine verléssliche eu-
ropdische Perspektive. - Deshalb
sage ich mit Blick auf Nordmaze-
donien und Albanien, dass wir
versprochene Beitrittsverhandlun-
gen anfangen - ich sage nicht: ab-
schliefSen - miissen. Sonst verlie-
ren wir diese Lander, und das ist
zu unserem Nachteil.

Auflerdem ist es richtig, dass
Europa - Grofdbritannien, Frank-
reich und Deutschland - eine in-
tensive und aktive Rolle beim
Iranabkommen, JCPoA,
spielt, damit es nicht zu einer nu-
klearen Bewaffnung des Iran
kommt. Ich will in diesem Zusam-
menhang ausdriicklich die Aktivi-
titen von Frankreich loben, aber
klar ist: Alle drei Staaten ziehen
hier an einem Strang und versu-
chen, dieses Abkommen als einen
Hebel zu nehmen, um weitere Es-

kalationen zu ver-
hindern. Wir appel-
lieren aber auch an

dem

heute  politischer Die _Auf_gabe' da- den Iran, zu sehen,
arbeiten. Und poli- mit d!e NATO dass dieses Abkom-
tische  Losungen funktionieren men auch fiir den
gehoren dazu; mi- kal‘ln, iSt, dass Iran einen Wert an
litarische Losungen die EU sich sich hat.

alleine werden nie Wir werden in

reichen.

Es stellt sich na-
turlich
Frage, wie wir mit dem schwieri-
gen Partner Tiirkei umgehen. Wol-
len wir ihn in der NATO halten
oder nicht? Arbeiten wir darauf
hin? Das heif$t natirlich nicht,
dass man sich nicht gegenseitig
die Meinung sagt, dass man Un-
terschiede nicht anspricht. Aber
ich sage: Die Tiirkei sollte NATO-
Mitglied bleiben. Dafiir miissen
wir uns einsetzen; denn es ist von
geostrategischer Bedeutung fiir das
Biindnis, dass die Tiirkei mit dabei

auch die

ist.

Nun ist es sehr leicht, gegeniiber
den Vereinigten Staaten von Ame-
rika kritisch zu sein, die vielleicht
an vielen Stellen nicht mehr die
Verantwortung iibernehmen wol-
len, die sie frither tibernommen
haben. Aber das zeigt zuerst auf
uns zuriick, auf Europa. Die erste

einig ist.

zwei politischen

Prozessen eine akti-

vere Rolle einneh-
men und unseren Beitrag leisten.
Der Auflenminister tut das im Zu-
sammenhang mit Syrien. Wir ha-
ben uns sehr dafiir eingesetzt, dass
bei den Vereinten Nationen jetzt
endlich ein Verfassungskonvent
gebildet werden konnte. Das geht
nicht ohne Gespriache mit Russ-
land, und das geht nicht ohne Ge-
sprache mit der Tiirkei. Deshalb
gab es auch Treffen von Préisident
Erdogan, von DPrdasident Macron
und mir und von Putin und Erdo-
gan. Es ist wichtig, dass wir den
UN-Gesandten Pedersen an dieser
Stelle unterstiitzen.

Und zweitens fithren wir — denn
wir haben aufgrund der Tatsache,
dass wir uns damals im Sicher-
heitsrat enthalten haben, eine ho-
he Reputation bei den afrikani-
schen Lindern - jetzt in Berlin

Gespriche auf hoher Beamtenebe-
ne von Auswirtigem Amt und
Bundeskanzleramt mit dem UN-
Vermittler Salamé und den wich-
tigsten Akteuren, um zu verhin-
dern - und das ist

ihr eure Ausriistung herkriegt, das
miisst ihr euch tiberlegen.

Meine Damen und Herren, ja,
wir miissen auch unsere europii-
sche Haltung zu China kldren.

Das ist ein grofier

schwer genug -, Diskussionsgegen-

dass in Libyen ein . stand. Der an Jah-
Stellvertreterkrieg V_v" werden ren alte, aber im
gefithrt wird in der in Zukunft Geist junge Christi-
Dimension, wie wir I‘IiCht a"e an  Schwarz-Schil-
es in Syrien gese- Einsatze selbst ling hat auf dem
hen haben, und um bestreiten CDU-Parteitag wei-
zu verhindern - konnen. se Worte gesagt. Er

deshalb ist eine Lo-

sung fiir Libyen so

notwendig -, dass

der gesamte siidlich von Libyen
liegende Sahelbereich in terroristi-
sche Instabilitit abgleitet. Das ist
eines der grofiten Probleme, de-
nen wir im Augenblick begegnen;
und dass das etwas mit unserer Si-
cherheit zu tun hat, das kann sich
jeder leicht vorstellen.

Deshalb ist es richtig und wich-
tig, dass sich Deutschland und
Frankreich beim G-7-Treffen in
Biarritz entschieden haben, neben
der Unterstiitzung fiir die G-5-Sa-
heltruppe eine Initiative fiir die Si-
cherheit in der Sahelzone zu star-
ten. Wir werden weiter daran ar-
beiten - das mochte ich jedenfalls
-, dass wir ein robustes UN-Man-
dat bekommen.

Das fiithrt uns zu einem weite-
ren Punkt. Wir werden in Zukunft
nicht alle Einsitze selbst bestrei-
ten konnen. Mehr tun kann auch
heiflen, anderen bei der Ausbil-
dung, bei der Befihigung und Er-
tiichtigung zu helfen. Das machen
wir schon in Mali, aber es muss
noch breiter geschehen. Wir miis-
sen uns einem Thema stellen,
dem wir auf Dauer nicht werden
ausweichen konnen: Wenn wir in
anderen Regionen der Welt ausbil-
den und ertiichtigen, dann stellt
sich auch die Frage, wer die Aus-
ristung liefert. Sie konnten neu-
lich beim Treffen der Afrikani-
schen Union mit dem russischen
Prasidenten in Sotschi sehen, dass
das Ganze begleitet war von einer
groflen Show von militdrischen
Gegenstianden. Die afrikanischen
Linder konnten sich aussuchen,
was sie brauchen, zum Teil zu ver-
billigten Preisen. Ich frage uns: Ist
es in unserem Interesse, wenn klar
ist, dass Afrika nur von Russland,
China und Saudi-Arabien ausge-
ristet wird? Ich glaube, das kann
nicht richtig sein. Wenn wir fiir
die Sicherheit und den Frieden in
Afrika andere ertiichtigen, dann
konnen wir uns bei der Ausriis-
tung nicht vollig verweigern. Das
ist jedenfalls meine Uberzeugung.

Deshalb bin ich ein bisschen
unruhig, wenn wir unsere Maf3-
nahmen immer weiter einschran-
ken. Wir sind nicht glaubwiirdig,
wenn wir Menschen, die in terro-
ristische Kampfe ziehen miissen,
ausbilden, um ihnen anschlie-
end zu sagen: Na ja, aber woher

hat gesagt: Wer

glaubt, national al-

lein einen Kurs fin-
den zu konnen im Umgang mit
China, und nicht versucht, eine
gemeinsame europdische Haltung
zu entwickeln, der wird zerrieben
werden und der wird scheitern.
Wenn ich Thnen das ganz offen sa-
gen darf: Eine der grofiten Gefah-
ren — ich will es so nennen; zu-
mindest Sorgen -, ist, dass jeder
Mitgliedstaat in Europa seine eige-
ne Chinapolitik macht und dass
wir zum Schluss ganz unterschied-
liche Signale senden. Das wire
nicht fir China verheerend, aber
es wiare fiir uns in Europa verhee-
rend.

Es ist unbestritten, dass wir ho-
he Sicherheitsstandards beim Aus-
bau von 5G brauchen. Aber das
miissen wir, nachdem wir sie fiir
uns definieren, dann auch mit
den anderen europdischen Part-
nern besprechen. So, wie wir eine
Medikamentenzulassungsagentur
in Europa haben, so miissen wir
wahrscheinlich auch eine Zulas-
sungsagentur, eine Zertifizierungs-
agentur haben, die sich mit der
Zertifizierung von 5G-Teilen be-
schiftigt und mit nationalen Insti-
tutionen wie dem BSI zusammen-
arbeitet. Denn wenn in einem di-
gitalen europdischen Binnenmarkt
jeder seins macht und jeder an-
ders handelt, dann werden wir
nicht weit kommen. Das heif3t: Te-
lekommunikationsgesetz 4dndern,
IT-Sicherheitsgesetz dndern und
natiirlich im Parlament dariiber
sprechen, wie wir hochste Sicher-
heitsstandards anlegen. Wir miis-
sen aber auch nach Europa schau-
en und moglichst mit Frankreich
erst einmal gemeinsame Losungen
finden, aus denen wir dann insge-
samt europdische Losungen ent-
wickeln kdnnen.

Natiirlich miissen wir kritisie-
ren, wenn wir jetzt die Berichte
von den Uiguren horen. Ich stim-
me dem Bundesauflenminister
vollkommen zu, dass die UN-
Menschenrechtsbeauftragte  dort
Zugang haben muss. Ich glaube,
dass die Europdische Union ges-
tern das Richtige dazu gesagt hat.
Ich glaube, dass es ein gutes Zei-
chen war, dass die Wahlen in
Hongkong so friedlich abgelaufen
sind und die Menschen trotzdem
ihre Meinung gesagt haben. Das
ist ,ein Land, zwei Systeme”. Und
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das sind zwei Systeme. Und China
ist ein anderes gesellschaftliches
System, ein vollig anderes. Es gibt
einen Systemwettbewerb. Aber ich
weifd nicht, ob die Antwort auf
den Systemwettbewerb - so was
kennen wir ja auch aus dem Kal-
ten Krieg - Abschottung heiflen
kann, vielmehr muss die Antwort
auf den Systemwettbewerb sein,
dass wir selbstbewusst davon aus-
gehen, dass wir unsere Maf3stibe
setzen konnen, ohne die totale
Abschottung
Das ist jedenfalls mein Ansatz,

zu  proklamieren.

meine Damen und Herren.

All das wird Europa natiirlich
nur konnen, wenn es wirtschaft-
lich stark ist. Die wirtschaftliche
Stirke Europas hdngt ganz wesent-
lich mit der wirtschaftlichen Star-
ke Deutschlands zusammen. Da-
mit sind wir bei dem, was in die-
ser Woche hier im Wesentlichen
debattiert wird.

Meine Damen und Herren, lie-
be Kolleginnen und Kollegen, wir
haben in den letzten 20 Monaten
als Bundesregierung vieles auf den
Weg gebracht. Wir haben das in
der Halbzeitbilanz niedergelegt.
Ich glaube, wir haben vor allen
Dingen wirklich wichtige Dinge
getan, um gerade in einer Zeit des
konjunkturellen Abschwungs, ver-
ursacht durch weltweite Entwick-
lungen, durch zyklische Entwick-
etwas dagegenzusetzen,
und zwar mit einem robusten Bin-
Ich will das hier
nicht alles wiederholen: Kinder-

lungen,
nenkonsum.

geld, Kinderfreibetrdge, Rechtsan-
spruch auf Ganztagsbetreuung,
Abbau des Solis, Verbesserungen
in der Krankenversicherung und
in der Pflegeversicherung, Min-
destlohnerhohung,  Rentenplus,
Miitterrente. Wir haben uns jetzt
uber die Eckpunkte der Grundren-
te — etwas ganz Wichtiges — geei-
nigt und werden sie gesetzlich
umsetzen. Wir haben eine Min-
destausbildungsvergiitung be-
schlossen. Wir haben dafiir ge-
sorgt — das ist, finde ich, eine ganz
wichtige Sache -, dass fur die Aus-
bildung in Berufen, in denen
Menschen, vor allen Dingen Frau-
en, mit Menschen arbeiten, end-
lich kein Schulgeld mehr gezahlt
werden muss, sondern es eine
Ausbildungsvergiitung gibt. Es ist
eigentlich ein Anachronismus,
dass das in 70 Jahren Bundesrepu-
blik nicht geschafft wurde; das
hidtte man auch schon vor der
deutschen Einheit schaffen kon-
nen. Und wir haben auf eine der
wesentlichen Fragen der deut-
schen Wirtschaft eine Antwort ge-
geben: mit einem Fachkrifteein-
wanderungsgesetz. Wir werden die
Funktionalitit dieses Fachkriftee-
inwanderungsgesetzes im Dezem-
ber auf einem Gipfel im Kanzler-
amt diskutieren, damit wir hier-
mit auf eine der groflen Heraus-
forderungen der deutschen Wirt-
schaft eine richtige Antwort geben.

Wir haben die innere Sicherheit
massiv verbessert. Wir haben die
Migration gesteuert und geordnet.
Wir haben vieles fiir die Integrati-
on getan.

Meine Damen und Herren, wir
Der
ist auf Rekordniveau.

stehen relativ robust da.
Haushalt
Wir werden im nichsten Jahr das
Maastricht-Kriterium einer Schul-
denquote von 60 Prozent unter-
schreiten. Ich will an dieser Stelle
noch mal sagen, dass es mich
wundert, dass in
diesem Hause im-
abfillig

iitber einen ausge-

mer so
glichenen  Haus-
halt
wird.
wirklich sagen:
Wenn man in Zei-

gesprochen
Ich  muss

ten so niedriger
Olaf

Scholz hat das gestern dargestellt

Zinsen -

- glaubt, man miisste auch noch
Schulden machen, was will man
dann eigentlich in Zeiten machen,
in denen die Zinsen wieder nor-
mal sind und steigen? Wie viel
Schulden will man dann machen?
Das kann ja nun ernsthafterweise
nicht sein. Wir haben einen Haus-
halt mit einem Investitionshoch.
Wir hatten noch nie so hohe In-
vestitionen im Haushalt. Wir ha-
ben durch das Klimapaket noch
mal viele Investitionen draufge-
legt. Man kann doch nicht Investi-
tionen erst dann gut finden, wenn
sie Schulden verursachen. Ein or-
dentlicher Haushalt heif3t doch:
Investitionen in einem ausgegli-
chenen Haushalt. Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, alles andere ist
doch absurd.

Wir haben allerdings - da sind
wir in der Koalition vielleicht ein
bisschen unterschiedlicher Mei-
nung - zumindest mittelfristig die
Aufgabe, die Bedingungen fiir die
deutsche Wirtschaft an den inter-
nationalen Rahmen anzupassen.

Das bedeutet zum einen - da
kriegen wir ja vielleicht noch was
hin -, dass wir fiir Personengesell-
schaften und Korperschaften dhn-
liche steuerliche Verhiltnisse ha-
ben. Aber wir werden ab dem Jahr
2020 das Land mit den hochsten
Unternehmensteuern in Europa
sein. Frankreich wird seine Unter-
nehmensteuern - die liegen heute
im Schnitt noch iiber unseren -
sukzessive auf 25 Prozent senken,
die Amerikaner haben an dieser
Stelle massiv gesenkt, Portugal
liegt diesbeziiglich in unserer Ni-
he, die Niederlande werden auch
eine  Unternehmensteuerreform
machen. Das heif$t, mittelfristig
miissen wir uns das, glaube ich,
anschauen, wenngleich wir auch
andere Themen haben, die fiir die
deutsche Wirtschaft mindestens
von ebenso grofler Wichtigkeit
sind.

Deshalb mochte ich mich heute
auf zwei Dinge konzentrieren, von

Wir werden die
Menschen dazu
bringen, Autos
mit alternativen
Antrieben zu
kaufen.

denen ich glaube, dass sie dariiber
entscheiden, ob die deutsche
Wirtschaft und damit die Arbeits-
pldtze und der Wohlstand bei uns
erhalten bleiben konnen, also auf
zwei Dinge, die von entscheiden-
der Wichtigkeit sind.

Zum einen geht es um die Fra-
ge: Wie begegnen wir dem Klima-
wandel? Welche Antworten finden
wir darauf? Und wie schaffen wir
die Transformation unserer Wirt-
schaft? Hierzu hat die Bundesre-
gierung ein ambitio-
niertes Paket vorge-
legt. Es wird dariiber
diskutiert, ob die
Einstiegspreise  zu
hoch oder zu nied-
rig sind, es wird da-
riber diskutiert, ob
die Pendlerpauscha-
le tiberkompensiert
oder nicht, aber im
Grunde gibt es in weiten Teilen
dieses Hauses keinen Zweifel
dran, dass der Mafinahmenrah-
men richtig gewdhlt ist. Dartiber
werden wir jetzt auch im Bundes-
rat sprechen. Ich kann uns allen
nur raten, dass wir verniinftige Lo-
sungen dafiir finden; denn die
Zeit dringt. Wir werden ab Anfang
der 20er-Jahre klare Budgets an
CO2-Emissionen haben, die wir
einhalten miissen. Wenn wir die
iiberschreiten, miissen wir massive
Strafzahlungen leisten oder wir
miissen Geld fir Zertifikate zah-
len. Das heif$t, wir sind dazu ver-
pflichtet, Jahr fiir Jahr und nicht
irgendwann unsere Ziele einzuhal-
ten. Deshalb miissen wir schnell
mit der Transformation beginnen.
Ich glaube, wir haben richtige
Dinge auf den Weg gebracht. Des-
halb hoffe ich, dass wir im Bun-
desrat bis zum Jahresende die ent-
sprechenden Losungen finden.
Wir als Koalition sind jedenfalls
dazu bereit.

Wir haben einen weiteren mas-
siven Schritt unternommen: Wir
haben auf Basis der Ergebnisse ei-
ner Kommission beschlossen,
wann wir spdtestens aus der Koh-
leverstromung aussteigen, wann
wir die Kohle nicht mehr als Ener-
giequelle haben werden. Das
schafft Berechenbarkeit. Dazu gibt
es die entsprechenden Gesetze.
Meine Damen und Herren, liebe
Kolleginnen und Kollegen, den
meisten in diesem Hause ist, glau-
be ich, Folgendes klar: Deutsch-
land stellt 1 Prozent der Weltbe-
volkerung und verursacht 2 Pro-
zent der CO2-Emissionen, und es
verfiigt iber die besten Technolo-
gien. Wer, wenn nicht wir, soll
denn zeigen, dass es geht, dass
man dem Klimawandel etwas ent-
gegensetzen kann? - Das ist doch
die Aufgabe.

Natiirlich werden uns auf die-
sem Weg immer wieder Schwierig-
keiten begegnen. Wie konnte das
anders sein? Wir werden aus der
Kernenergie aussteigen, wir stei-

gen aus der Kohleverstromung
aus, und wir miissen Gas als Brii-
ckentechnologie etablieren. Des-
halb finde ich es eher schwierig,
dass die Europdische Investitions-
bank jetzt entschieden hat, Gas-
technologien als Briickentechno-
logie tiberhaupt nicht mehr zu fi-
nanzieren. Das ist, glaube ich,
nicht richtig.

Wir werden aber natiirlich auch
weiter Schwierigkeiten bei der Ge-
staltung des Ausbaus des Bereichs
der erneuerbaren Energien haben.
Da wird es um den Zusammen-
halt unseres Landes gehen. Es wird
nicht reichen, wenn die Menschen
in der Stadt den Menschen auf
dem Land erkldren, wie das mit
dem  Windkraftausbau
kann. Wir sehen ja, dass wir Spal-
tungen haben. Wir haben es ges-
tern ja auch bei der Demonstrati-
on der Landwirte gesehen. Im Au-
genblick besteht die Gefahr - die-
se Gefahr besteht nicht nur in
Deutschland; das ist tiberhaupt
kein spezifisch deutsches Pro-
blem, sondern iiberall gibt es die
Gefahr -, dass die Lebenswelten
von Menschen, die in der Stadt le-
ben, und von Menschen, die auf
dem Lande leben, unterschiedlich
sind, dass diese Menschen vollig
unterschiedliche Probleme haben.

laufen

Wenn wir als Politik nicht denen
in der Stadt helfen, die keine be-
zahlbare Wohnung bekommen,
und nicht denen auf dem Lande
helfen, die wissen wollen, was sie
vom Ausbau der Windenergie ha-
ben aufler einem 220 Meter gro-
fen Windrad neben sich, dann
werden wir das nicht schaffen.
Aber wir konnen das schaffen,
wenn wir den Zusammenbhalt die-
ses Landes voranbringen.

Deshalb werde ich mich nachs-
ten Montag mit Vertretern der Ver-
binde der Bauern treffen. Ich wer-
de ihnen natiirlich sagen, dass sie
auf die Herausforderungen der
neuen Zeit Antworten finden
miissen. Wir haben {iber Jahre die
Diingeverordnung nicht eingehal-
ten, da kann ich jetzt nicht sagen:
Ach, Leute, es gibt noch drei Jahre
dazu. - Das wird nicht klappen.
Aber was wir den Menschen, die
morgens aufstehen und abends
spdt ins Bett gehen, die im Som-
mer dann noch arbeiten, wenn
wir alle bei einem kiihlen Bier sit-
zen, sagen konnen, ist, dass wir
ihre Arbeit achten, dass unsere
Aussage: ,Wir wollen regionale
Produkte essen”, nicht Schall und
Rauch ist, sondern ernst gemeint,
dass wir heimische Lebensmittel
wollen und eine starke Landwirt-
schaft. Das konnen und miissen
wir unseren Bauern sagen.

Genauso miissen wir iiber den
Ausbau der Windenergie spre-
chen. Wir haben den Solardeckel
jetzt aufgehoben. Wir haben den
Ausbau auf See erhoht. Aber wir
werden auch Windenergieausbau
am Lande brauchen. Jetzt findet

hierzu eine Diskussion statt, als
ligen Welten zwischen uns. Sie
wissen doch, dass in den aller-
meisten Bundeslindern eine Ab-
standsregel von 1 000 Metern gilt.
Vielleicht brauchten wir gar keine
Bundesregelung, wenn alle Lin-
der, zum Beispiel Brandenburg,
schon so schlau gewesen wiren,
bevor sie eine Koalition mit den
hitten,
nicht erst nachdem in den Koaliti-

Griinen gemacht und
onsverhandlungen auch die 1 000
Meter verhandelt wurden. Jetzt re-
den wir nur noch tiber einen ein-
zigen Bereich, und das sind die
Splitterbereiche, bei denen man
fragen kann, ob sie bei 7 Hausern
oder bei 30 Hdausern beginnen.
Das ist der Unterschied zwischen
der Ansicht der Bundesumweltmi-
nisterin und des Bundeswirt-
schaftsministers. Nachdem wir es
geschafft haben, bei der
Grundrente zu einigen, sage ich

uns

Thnen voraus: Wir werden auch da
eine Einigung finden. Die 1 000
Meter sind in den allermeisten
Bundeslindern Deutschlands die
Norm.

Wir haben ein weiteres grofies
Thema. Das ist die Transformation
in der Automobilindustrie. Diese
Transformation - wir haben es
gestern gehort: Stellenabbau bei
Audi - in der Automobilindustrie
ist notwendig; denn die Mobilitat
wird sich wandeln. Schon Kaiser
Wilhelm hat gedacht, dass das
Pferd wieder zuriickkommt, als er
das erste Auto gesehen hat. Er hat
sich geirrt. Auch Sie werden sich
irren. Es wird eine vollig neue Mo-
bilitdt geben mit autonomem Fah-
ren, alternativen Antrieben und
anderen Eigentumsverhiltnissen,
als wir es heute kennen. Es wird
Jahre dauern, aber es wird gut
sein, wenn die Politik hilft.

Wir als Bundesregierung fithren
einen strukturierten Dialog mit
der Automobilindustrie. Wir wer-
den die Ladeinfrastruktur ausbau-
en. Wir werden durch Kaufprami-
en die Einfithrung der neuen An-

triebstechnologien  unterstiitzen.
Wir setzen nicht auf nur eine
Technologie, aber nehmen es

ernst, wenn uns die Automobilin-
dustrie fir den Pkw-Bereich -
nicht fiir den Lkw-Bereich, nicht
fiir den Zugbereich - sagt, dass auf
absehbare Zeit Elektromobilitat
jetzt erst einmal die Technologie
der Wahl ist. Wir werden die Men-
schen dazu bringen, Autos mit al-
ternativen Antrieben zu kaufen,
wenn die entsprechende Ladein-
frastruktur vorhanden ist. Deshalb
ist es richtig, dass Bund, Lander
und Kommunen hier zusammen-
arbeiten und Vertrauen fiur die
Menschen schaffen.

Meine Damen und Herren, lie-
be Kolleginnen und Kollegen, die
zweite grofle Aufgabe ist, wie wir

Fortsetzung auf nachster Seite
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die Transformation im Zuge der
Digitalisierung schaffen. Hierzu
hatte die Bundesregierung eine
Klausurtagung, bei der wir wichti-
ge Entscheidungen getroffen ha-
ben. Einmal geht es natiirlich um
den Ausbau der Infrastruktur. Wir
haben Mobilfunkstrategie
entwickelt, in der zum Beispiel
steht, wie wir den Mobilfunk aus-
rollen, und zwar flichendeckend.
Denn wir wissen, dass weifde Fle-

eine

cken fiir die Menschen nicht ak-
zeptabel sind, gerade in den land-
lichen Rdumen. Wir haben eine
klare Strategie fiir den Ausbau von
5G. Die Auflagen bei der Verstei-
gerung der Frequenzen sind sehr
hart. Ich danke da auch den Kolle-
gen aus dem Bundestag, die uns
als Regierung da sehr an die Kan-
dare genommen haben. Wir wer-
den natiirlich auch den Glasfaser-
ausbau voranbringen.

Aber viel, viel wichtiger ist, dass
wir verstehen, dass der neue Roh-
stoff die Daten sind. Die Bundes-
regierung hat jetzt auf der Grund-
lage der Datenethikkommission
Eckpunkte fiir eine Datenstrategie
festgelegt, die wir im Frithjahr ver-
abschieden werden. Ich habe den
Eindruck, dass uns die Bedeutung
schon klar ist, den grofien Unter-
nehmen auch, dass aber im deut-
schen Mittelstand die Bedeutung
dessen, was durch das Wesen der

Christian Lindner, FDP:

Daten als neuer Rohstoff entstan-
den ist, noch nicht ausreichend
gesehen wird. Deshalb unterstiitze
ich das, was Peter Altmaier vorge-
schlagen hat, ndmlich als Politik -
das ist ja schon etwas seltsam -
mit daran zu arbeiten, dass wir ei-
ne Plattform entwickeln, auf der
Daten verarbeitet werden konnen,
und zwar nicht nur in Deutsch-
land, sondern moglichst zusam-
men mit Frankreich und europa-
weit. Es muss verstanden werden,
dass es nicht nur darum geht, dass
ich meine Daten kenne.
Deutschland hat Industrie 4.0
mit als erstes Land nach vorne ge-
bracht. Die Digitalisierung der ei-
genen Produktion ist der erste
Schritt. Der zweite Schritt ist die
Vernetzung aller Menschen und
vor allen Dingen auch Gegenstan-
de auf der Welt. Dies bietet vollig
neue Moglichkeiten, Erkenntnisse
zu gewinnen. Das muss im Ge-
sundheitsbereich passieren. Das
muss beim Umweltschutz passie-
ren. Das muss aber auch fiir neue
Wirtschaftsmodelle passieren. Je
schneller wir das akzeptieren, um-
so besser ist es. Das bedeutet aber
als Erstes einmal, dass ich alles di-
gitalisiert vorhanden habe und
dass ich weif3, was ich habe. Wir
sind dafiir - ich schaue gerade Na-
dine Schoén an -, dass wir das
moglichst im Open-Data-Bereich

Tempo in der
Digitalpolitik aufnehmen

© Christian Lindner/Olaf Heinen

Christian Lindner (*1979)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

ie Frau Bundeskanzlerin

hat ihre Rede mit einem

optimistisch-humoristi-
schen Gruf§ an ihren Koalitions-
partner geschlossen. Begonnen hat
sie mit einem auflenpolitischen
Schwerpunkt. Es ist auch nach-
vollziehbar, Frau Bundeskanzle-
rin, dass Sie hier einen auflenpoli-
tischen Schwerpunkt setzen; denn
einer unserer engsten Verbiindeten
fordert unser Land heute in einem
Zeitungsinterview in der ,Bild”
dazu auf, unsere Fiihrungsrolle
wahrzunehmen. Wir hitten aber

erwartet, dass Sie dann auch die
groflen Linien aufzeigen und
nicht im Klein-Klein verbleiben.

Sie haben zu Recht gesagt, es
miisse eine europdische Antwort
auf die Herausforderung China
geben. Ja, aber bitte welche Ant-
wort denn? Es reicht doch nicht,
nur Fragen aufzuwerfen.

Frau Bundeskanzlerin, wenn Sie
iber Krisenregionen sprechen,
dann hitten wir erwartet, dass Sie
personlich Stellung dazu bezie-
hen, wo Sie in der Frage Nordsy-
rien politisch eigentlich stehen.
Stehen Sie an der Seite der Bun-
desverteidigungsministerin, die ei-
ne strategische Initiative ergriffen
hat, oder an der Seite des Bundes-
auflenministers Maas, der in An-
kara die Uneinigkeit der deut-
schen Bundesregierung auf inter-
nationaler Bithne dokumentiert
hat?

Frau Bundeskanzlerin, wenn Sie
Ihre Rede hier zum Anlass neh-
men, ,70 Jahre NATO” zu wiirdi-
gen, dann hatten wir ein ganz kla-
res Bekenntnis zur transatlanti-
schen Partnerschaft erwartet. Der
Bundeswirtschaftsminister hat

als Open Source machen, damit es
Aber damit
man daraus neue Produkte ma-

durchschaubar ist.

chen kann, brauchen wir noch ei-
nen Kulturwandel in Deutschland.
Man muss verstehen, dass das
dringlich ist. Ich habe den FEin-
druck, dass wir da viel, viel zu
langsam sind. Wir als Abgeordne-
te sollten sozusagen die Botschaf-
ter sein, die sagen: Verschlaft diese
Zeit nicht,
schopfungsmodelle an uns vorbei-
gehen und wir werden zur verldn-
gerten Werkbank. - Das ist meine
ganz grofle Sorge. Aber, ich glau-
be, als Bundesregierung sind wir
jetzt auf dem richtigen Weg.

Wir miissen fithrend in KI sein,
in der kiinstlichen Intelligenz, in
den Algorithmen, die mit diesen
Daten arbeiten. Wir haben gliickli-
cherweise sechs entsprechende
Forschungszentren. Sie werden
unterstiitzt. Da miissen Bund und
gut
Ich unterstiitze sehr die zusatzli-
che Strategie von Bayern, die mit
der Bundesstrategie bestens zu-
sammenpasst. Ich weifs, dass auch
in anderen Bundeslindern viel
passiert. Das ist gut.

Hiervon und vom Klimawandel

sonst werden Wert-

Lander zusammenarbeiten.

wird weit mehr als von anderen
Dingen abhidngen, ob wir in 10
oder 20 Jahren noch ein fithren-
der Industriestandort sind oder

sich in den letzten Tagen die un-
glaubliche politische Entgleisung
geleistet, die Vereinigten Staaten
von Amerika in einem Satz mit
der Volksrepublik China gleichzu-
setzen. Sie hidtten das hier heute
aus der Welt schaf-

fen missen,
Bundeskanzlerin.

Frau

Bemerkenswert ist
nun allerdings, wo-
riiber Sie nicht ge-
sprochen haben. Ein
grofer Schwerpunkt
war also die Aufen-
politik. Aber worii-
ber haben Sie nicht
oder nur sehr kurz
gesprochen?

Erster Punkt. Sie haben nicht
dariiber gesprochen, dass die deut-
sche Wirtschaft so gut wie nicht
mehr wichst. Mit einem Wachs-
tum von nur noch 0,1 Prozent
sind wir ganz hinten in der Euro-
pdischen Union. Es gibt bei uns
keinerlei Wachstumsdynamik
mehr. Sie sind gerade mal knapp
viereinhalb Minuten auf die wirt-
schaftliche Lage im engeren Sinne
eingegangen, Frau Bundeskanzle-

Mit einem
Wachstum von
nur noch
0,1 Prozent sind
wir ganz hinten
in der EU.

nicht. Die Weichen dafiir werden
heute gestellt. Wirtschaft, soziale
Marktwirtschaft, unser Gesell-
schaftsmodell - das in die neue
Zeit zu tragen, verstehen wir als
Aufgabe der
Aber wir sehen, dass die vielen

Bundesregierung.

Verinderungen, die dramatischen
Verinderungen auf der Welt auch
zu groflen Friktionen in unserer
Gesellschaft fithren. So gut wie
das Internet ist und so gut wie die
digitalen Moglichkeiten sind, so
viele Gefahren bergen sie natiir-
lich auch; das war bei jeder neuen
Technologie so. Deshalb ist es gut,
dass im Augenblick in Berlin das
grofle internationale Internet Go-
vernance Forum der UN tagt, das
sich mit solchen Fragen beschif-
tigt.

Wir miissen konstatieren: Ob-
wohl es uns wirtschaftlich sehr gut
geht, obwohl es Lohnsteigerungen
fiir viele Menschen gibt, obwohl
wir mehr Beschiftigte haben, sozi-
alversicherungspflichtig und Er-
werbstitige insgesamt, als wir je-
mals hatten, gibt es in unserer Ge-
sellschaft Friktionen, die uns un-
ruhig stimmen miissen. Der Mord
an Walter Liibcke, die Vorgiange in
Halle, sie alle riitteln uns auf. Man
fragt sich: Was ist in unserer Ge-
sellschaft los? Und das nach 70
Jahren Grundgesetz. Die Wiirde
des Menschen ist unantastbar. Das

rin. Viereinhalb Minuten fir eine
der wesentlichen Grundfragen in
den nidchsten Jahren hier in die-
sem Land! Ich kann nur sagen:
Wer die Wirtschaft links liegen
lasst, der darf sich iiber Probleme
von rechts irgendwann nicht wun-
dern.

Sie haben dann allerdings die 9
500 Arbeitspldtze angesprochen,
die bei Audi abgebaut werden.
Das hat nicht nur was mit kon-
junkturellen Fragen zu tun, son-
dern dazu fithren auch politische
Entscheidungen. Wir konzentrie-
ren uns in
Deutschland - Sie
haben das hier un-
terstrichen - ja
ganz einseitig nur
auf die Elektromo-
bilitdt, obwohl es

Alternativen  gibt:
Wasserstoff - da-
mit fahre ich -

synthetische Kraft-

stoffe und vieles
mehr, was denkbar ist. Dass wir
uns nur auf die Elektromobilitat
konzentrieren, fithrt naturlich zu
einem massiven Abbau von Ar-
beitspldtzen in den Unternehmen,
die auf Dieseltechnologie gesetzt
haben.

Sie haben dazu heute mehr
oder weniger nichts gesagt, son-
dern das nur hingenommen. Der
Bundesparteitag der CDU war da
weiter. Dort gab es das klare Be-
kenntnis: In Deutschland hat auch

bedeutet Meinungsfreiheit. Mei-
nungsfreiheit in unserem Land ist
gegeben. All denjenigen, die dau-
ernd behaupten, sie diirften nicht
mehr ihre Meinung sagen, muss
ich sagen: Wer seine Meinung
sagt, auch prononciert, der muss
damit leben, dass es Widerspruch
gibt. Es gibt keine Meinungsfrei-
heit zum Nulltarif. Es stimmen
nicht immer alle zu. Aber die Mei-
nungsfreiheit kennt Grenzen. Sie
beginnen da, wo gehetzt wird, wo
Hass verbreitet wird. Sie beginnen
da, wo die Wiirde anderer Men-
schen verletzt wird. Dagegen wer-
den und miissen wir uns in die-
sem Hause stellen. Das werden
wir auch hinbekommen. Denn
sonst ist diese Gesellschaft nicht
mehr das, was sie einmal war.

So sage ich Thnen, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen: Sie haben
hoffentlich gemerkt, wir haben
viel zu tun. Wir haben sehr viel
angefangen, aber vieles muss noch
weitergemacht werden. Deshalb
finde ich, wir sollten die Legisla-
turperiode lang weiterarbeiten.
Das ist meine personliche Mei-
nung. Ich bin dabei. Schon, wenn
Sie es auch sind.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der
SPD)

der nichtfossil betriebene Verbren-
nungsmotor als Spitzentechnolo-
gie eine Zukunft. Ich muss Thnen
sagen: Die CDU gefillt mir besser
als diese Bundesregierung.

Diese Bundesregierung geht
schlafwandlerisch auf eine dro-
hende Wirtschaftskrise und einen
Wirtschaftsabsturz zu. Auf der an-
deren Seite sehe ich, dass es
durchaus auch andere Erkenntnis-
se gibt. Sie kiindigen ein bisschen
wachsweich an, mittelfristig miisse
man prifen, bei den Unterneh-
mensteuern was zu tun. Das ist
auf einer Linie, die wir kennen.

An Peter Altmaier als kommis-
sarischem Finanzminister, seinem
Zahlengeriist und seinem Unwil-
len ist damals ja die vollstindige
Abschaffung des Solidarititszu-
schlages gescheitert, aber auf dem
CDU-Bundesparteitag gab es klare
Aussagen, zum 1. Januar 2020 den
Soli fiir alle abzuschaffen und ihn
nicht zu einer Strafsteuer fiir Mit-
telstand und Wirtschaft zu ma-
chen. Ich kann Thnen nur sagen:
Bringen Sie das als Gesetzentwurf
hier ein! Unsere Zustimmung ist
Thnen da sicher.

Sie haben hier tiber die Bedeu-
tung der Digitalpolitik gespro-
chen, Frau Bundeskanzlerin. In
der Tat: Auch da miissen wir Tem-
po aufnehmen, wenn wir auf der
Hohe der Zeit sein wollen. Das

Fortsetzung auf nachster Seite
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haben wir hier schon o6fter bespro-
chen. Damit wir Tempo aufneh-
men, miissen wir weg von der Pra-
xis der Rohrpost, die es auch im
Bundeskanzleramt noch gibt, und
hin zu einem modernen Verwal-
tungshandeln, zu einem Manage-
ment der Transformation. Digita-
lisierung aus einer Hand!

Dazu wire es empfehlenswert,
alle Kompetenzen und Ressourcen
auch an einer Stelle in einem Di-
gitalministerium zu biindeln. Bis-
lang ist das an der Union geschei-
tert. Jetzt habe ich von dem Bun-
desparteitag der CDU gehort, ei-
gentlich brauchte man ein Digital-
ministerium. Willkommen im
Klub! Sogar der Chef des Bundes-
kanzleramtes sagt: Wir brauchen
ein Digitalministerium. - Frau

Bundeskanzlerin, lassen Sie der
guten Erkenntnis doch einfach Ta-
ten folgen!

Oder liegt es an der SPD? Will
sich die SPD das eklige Bonbon
ans Revers kleben lassen, dass es
an ihnen scheitert, dass wir kein
zentrales Management der Digita-
lisierung bekommen? Eigentlich
sind doch alle aufler den Griinen
einer Meinung, dass wir so was
brauchen. Sie haben ein Heimat-
eingerichtet,
Horst Seehofer in Bayern keine
Heimat mehr hat, was uns aber
noch fehlt, ist ein Digitalministe-
rium, damit wir auch die Zu-
kunftsfragen angehen. Also: Las-
sen Sie den guten Erkenntnissen
Thres Parteitages im Regierungs-
handeln Taten folgen.

Zweites Thema, tber das Sie
nicht gesprochen haben; damit
bin ich bei Horst Seehofer. Die
Zahl der Baugenehmigungen in
Deutschland ist eingebrochen. Die
Wohnraumoffensive dieser Bun-
desregierung ist bereits gescheitert,
bevor sie begonnen hat. Das ist ei-
ne der wesentlichen sozialen Fra-
gen unserer Zeit, und schon nach
zwei Jahren sprechen alle Zahlen
dagegen. Das hat Griinde.

Ein Grund ist, dass die Baupoli-
tik in dieser Bundesregierung nur
dilatorisch behandelt wird. Bei
den groflen Branchenereignissen
tritt der Bundesbauminister ja
tiberhaupt nicht in Erscheinung.
Es war moglicherweise ein organi-
satorischer Fehler, ein Riesenres-
sort ,Innen und Bau” tiberhaupt
ins Leben zu rufen. Aber sei es
drum! Das sind Dinge, die in die-
ser Bundesregierung zu verantwor-
ten sind.

Schwerwiegender sind landes-
politische Entscheidungen, insbe-
sondere hier in Berlin, die das Ver-
trauen von Menschen, die in
Wohnraum investieren wollen,
vollkommen zerstéren. Ich meine
den Mietendeckel hier in Berlin,
den rot-rot-griinen Mietendeckel
in Berlin. Es sind hier in Berlin
doch sofort Bauantrige zuriickge-
zogen worden, und zwar nicht
von irgendwelchen Heuschrecken;

ministerium weil

ausgerechnet genossenschaftliche
Wohnungsbauinitiative ziehen ih-
re Bauantrage zuriick, weil sie sa-
gen, es gibt hier keine Planungssi-
cherheit mehr. Wir sind dabei, ei-
Wirt-
schaftsordnung durch eine rot-rot-

nen Eckpfeiler unserer
griine Politik einzureifien. Es war
gut gemeint, aber wir sehen inzwi-
schen die Verheerungen.

Uns fehlen 1,9 Millionen Woh-
in Deutschland. Dabei

geht es um ein Investitionsvolu-

nungen

men in Hohe von 300 Milliarden
Euro. Woher soll das Geld kom-
men, wenn nicht von privaten In-
vestoren? Es wird aber niemand in
Wohnraum investieren, wenn er
nicht sicher sein kann, dass sein
Eigentum und die Verfiigbarkeit
dariiber gesichert sind. Ich sehe
vereinzelt Applaus bei den Kolle-
ginnen und Kollegen der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion. Eine
herzliche Einladung: Wenn Sie das
so sehen, dann gehen Sie mit uns
nach Karlsruhe und dann klagen
Sie gegen den Mietendeckel von
Berlin!

Ausgerechnet die Linkspartei,
die 40 Jahre lang hat beweisen
konnen, dass staatlich zentrierte
Wohnungspolitik nicht sozial ist,
sollte in dieser Frage Zuriickhal-
tung iiben; denn in Deutschland
West sind seit 1949 grofite He-
rausforderungen nach dem Zwei-
ten Weltkrieg - inklusive der Inte-
gration von Vertriebenen in den
Wohnungsmarkt und in den Ar-
beitsmarkt - mit einer privaten
marktwirtschaftlichen Wohnungs-
baupolitik bewiltigt worden. Da
brauchen wir uns von Thnen nicht
belehren zu lassen.

Drittes Thema,
kanzlerin, tiber das Sie nicht ge-
sprochen haben: In der Vergan-
genheit haben Sie oft als Ziel aus-
gegeben, Deutschland miisse eine
Bildungsrepublik werden. Dieses
Ziel ist vollkommen richtig. Das
ist eine der gesellschaftspoliti-
schen Schliisselaufgaben. Es geht
darum, den fatalen Zusammen-
hang zwischen der Herkunft, dem
Elternhaus, und dem beruflichen
Weg in Deutschland zu entkop-
peln. Das ist das Aufstiegsverspre-
chen unseres Landes. Egal wo du
geboren bist, egal in welchem
Stadtteil du lebst, egal wer deine
Eltern sind und woher sie kom-

Frau Bundes-

men: Du sollst in Deutschland al-
le Chancen haben. Das gehort zu
unserer Gesellschaftsordnung da-
zu. Deshalb ist Bildung ganz nach
vorne zu setzen. Das ware im Sin-
ne Thres Ziels der Bildungsrepu-
blik sinnvoll und richtig.

Aber wie ist die traurige Reali-
tit? Der Nationale Bildungsrat,
von Thnen ins Schaufenster ge-
stellt, ist, bevor er die Arbeit tiber-
haupt aufnehmen konnte, bereits
gescheitert, weil Bayern und Ba-
den-Wiirttemberg, CSU und Grii-
ne, sich einer systematischen Zu-
sammenarbeit der 16 Linder ver-

weigern. Ich habe Verstindnis da-
fiir, dass Bayern und Baden-Wiirt-
temberg bei den Bildungsstan-
dards nicht auf das Niveau von
Bremen kommen wollen. Fiir die-
se Befiirchtung habe ich Verstind-
nis. Die Wahrheit ist aber, dass
Bayern und Baden-Wiirttemberg
nicht in einem Wettbewerb mit
Bremen stehen, sondern die Bun-
desrepublik Deutschland steht in
einem Wettbewerb mit den USA
und mit Asien. Selbst Bayern hat
im Vergleich zu den Spitzenreitern
auf der Welt noch viel aufzuholen.

Deshalb brauchen wir mehr
Vergleichbarkeit, mehr Mobilitdt
und im Ubrigen auch die gesamt-
staatlichen Finanzierungsmoglich-
keiten in der Bildung. Das ist kei-
Aufgabe die die
schwichsten Glieder unseres Ge-

ne mehr,
meinwesens, namlich Kommunen
und Linder, allein stemmen kon-
nen. Da wire das Engagement des
Bundes gefordert. Ausweislich der
Haushaltszahlen gibt es aber nicht
mehr Engagement des Bundes in
der Bildung, sondern bei Frau Kar-
liczek wird der Haushaltsansatz
sogar um 70 Millionen Euro ge-
kiirzt; 70 Millionen Euro, die feh-
len. Hier hitte man einen Schwer-
punkt setzen miissen. Wir brauch-
ten nicht nur eine Exzellenzinitia-
tive fiir die Hochschulen, sondern
auch eine Exzellenzinitiative fiir

Dr. Rolf Miitzenich, SPD:

die berufliche Bildung. Wir miiss-
ten iuber das lebensbegleitende
Lernen nicht nur reden, wir miiss-
ten es finanzieren. Das wire eine
zukunftsweisende Politik im Bil-
dungsbereich. Dabei ist es symp-
tomatisch, dass Sie ihn gar nicht
erwdhnt haben. Da passiert leider
nichts.

Wortiiber Sie gesprochen haben,
Frau Bundeskanzlerin, waren die
Bauernproteste vom gestrigen Tag.
Damit haben Sie geschlossen. Sie
haben hier freundliche Worte ge-
duflert. Diese hitten Sie gestern
einmal den Landwirten entgegen-
Hier
namlich ganz viele iiber die Le-

bringen sollen. sprechen
benswirklichkeit von Menschen,
die sie in Wahrheit gar nicht ken-
nen. Das ist ein ganz grofes Pro-
blem.

Es ist ein Problem, Frau Bundes-
da
wird. Die Landwirte brauchen kei-
ne Worte. Sie haben das Gefiihl,

dass hier im Parlament {iber sie

kanzlerin, wie gesprochen

und ber ihre berufliche Existenz
aus irgendeiner — wie soll ich sa-
gen? - moralischen Motivation
heraus entschieden wird, ohne die
tatsdchliche berufliche Praxis und
die wissenschaftliche Evidenz zu
kennen. Das macht die Leute wii-
tend. Sie haben das Gefiihl, dass
hier

Stimmungen entscheiden

und nicht Fakten. Viele Menschen

haben das Gefithl - vom Diesel-
fahrer bis hin zum Landwirt -
dass hier im Deutschen Bundestag
den Menschen der Respekt vor der
Art versagt wird, wie sie leben und
wie sie wirtschaften. Das ist ein
Grundproblem, Frau Bundeskanz-
lerin, der Politik der vergangenen
Jahre. Das zeigt sich bei jeder
Form der Biirokratisierung.

Jetzt komme ich zum Schluss,
weil Sie sich ja so aufregen. Es gibt
- das kann ich Thnen nicht erspa-
ren - ein Symptom: Man kim-
mert sich nicht um die wirklich
wichtigen Fragen. Die Situation
der Wirtschaft spielt keine Rolle,
und es gibt ein Klima des Miss-
trauens und der Bevormundung,
das von der Regierung ausgeht.
Wissen Sie, was dafiir das Symp-
ist?
schaftspolitische Mafinahme des

tom Die wesentliche wirt-
Jahres 2020 ist ausgerechnet die
Einfithrung einer Bonpflicht, weil
man glaubt, dass dann, wenn
beim Bicker die Kaffeetasse ausge-
geben wird, Steuerhinterziehung
betrieben wird. Das ist symptoma-
tisch: Burokratismus, viele Kosten,
Misstrauen ohne einen wirklichen
Nutzen fiir unser Land. Das ist lei-
der symptomatisch fiir die Art, wie
hier regiert wird.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Haushalt bedeutet Klarung
wichtiger Zukunftsfragen

Rolf Miitzenich (*1959)
Wahlkreis Koln 11

ede Zeit will ihre eigenen Ant-
worten. Ein Haushalt ist des-
halb nicht allein eine Aneinan-
derreihung von Zahlen, sondern
die Klarung wichtiger Zukunftsfra-
gen. Zugleich miissen sich die Ent-
scheidungen an den eigenen
Uberzeugungen messen lassen.
Meine Fraktion ist in diese Bera-
tungen mit einem klaren Kompass
gegangen: Wir wollen, dass es ge-
recht zugeht. Wir begegnen den
Menschen mit Respekt und neh-
men ihre Sorgen ernst. Wir wollen
ein Ringen um die besten politi-

© Deutscher Bundestag/Thomas Trutschel

schen Losungen. Und wir streiten
fir den Erhalt und die Stirkung
unserer Demokratie und wenden
uns gegen Ausgrenzung, Hass und
Gewalttaten, gerade in diesen Zei-
ten, in denen die Gesellschaft im-
mer mehr verroht, meine Damen
und Herren.

Alles das - das ist die Uberzeu-
gung von Sozialdemokratinnen
und Sozialdemokraten - koénnen
wir nur mit einem starken, sozia-
len und demokratischen Staat be-
wirken. Ich finde, aus dieser Mitte
des Bundestages sollte das Signal
kommen: Dieser Stolz, der sich
auf die deutsche Geschichte be-
zieht, ist doch ein Ausrufezeichen
gegen die Tendenzen in der inter-
nationalen Politik, wo der Staat
immer mehr als ungerecht, als
einschiichternd wahrgenommen
wird. Wir konnen stolz darauf
sein, wenn sich woanders Men-
schen das als Vorbild nehmen,
welches gerade in Europa, in den
westlichen Demokratien in der
Geschichte verinnerlicht wurde,
namlich dass die Menschen mit
Stolz und letztlich eben auch mit
Uberzeugung einem Staat, wie

zum Beispiel in Hongkong, die
Stirn bieten und wiéhlen gehen
und im Grunde genommen fiir ei-
ne friedliche Verinderung ihrer
Gesellschaft eintreten. Das ist et-
was, das
Deutschland, aus Europa heraus
sagen missen: Ja, dieser Weg ist
richtig, und wir wollen ihn auch
unterstiitzen, meine Damen und

tiber wir hier aus

Herren.

Natiirlich behauptet jede Gene-
ration von sich, in einem beson-
Verantwortung
iibernommen zu haben. Aber ich

deren Moment

finde, wir sollten etwas bescheide-
ner sein. Diese Behauptung ver-
liert an Urteilskraft, wenn wir uns
allein die Geschichte unseres Hau-
ses, in dem wir streiten, in dem
wir Politik machen, in dem wir
Entscheidungen treffen, ansehen.
Es geht darum, uns vor diesem
Hintergrund vielleicht mal etwas
zuriickzunehmen. Da sind die In-
schriften der sowjetischen Solda-
ten, die Mauer, die auch dieses
Haus teilte, die Flucht- und Ge-

Fortsetzung auf nachster Seite
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waltorte ringsherum. Meine Frak-
tion betritt jedes Mal, wenn sie
sich zur Fraktionssitzung zusam-
menfindet, den Fraktionssaal im
Namen der Mitglieder der sozial-
demokratischen Reichstagsfrakti-
on, die an diesem Ort gegen das
Ermiachtigungsgesetz gestimmt ha-
ben.

Meine Damen und Herren, wir
spiiren alle, dass die Verdnderun-
gen grofd sind. Die internationale
Lage, Frau Bundeskanzlerin, auf
die Sie hingewiesen haben, die Er-
schiitterungen fest geglaubter Wer-
te, die Beschleunigung vieler Le-
bensbereiche und ausdriicklich
auch die Klimaverinderungen,
ohne die sich in der internationa-
len Politik manche internationale
Entwicklung, die auch zu diesen
Krisen fithrt, gar nicht erkldren
lasst: All das sind die Herausforde-
rungen, die wir angehen miissen.
Deswegen sorgen sich die Men-
schen zu Recht.

Unsere Antwort ist: Wir brau-
chen diesen sozialen, diesen ge-
rechten, aber letztlich auch diesen
starken Staat, damit er die Men-
schen bei den Verdnderungen be-
gleitet. Das ist etwas, wofiir auch
meine Fraktion in den Haushalts-
beratungen angetreten ist.

Der Umbau der Arbeitsgesell-
schaft ist zu bewiltigen. Kollege
Gauland, es ist nicht sozusagen ir-
gendeine Erfindung, die hier ge-
macht worden ist, sondern es ist
die Reaktion der Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer, der Unter-
nehmenschefs, die sagen: Unsere
Industrie tiberlebt diesen Wandel
nicht, wenn wir uns dem nicht
stellen, wenn wir nicht zu klima-
neutralen  Produktionsabldufen
kommen und wenn wir die Digi-
talisierung der Arbeit nicht in An-
griff nehmen. - Das ist eine Situa-
tion, die sich in vielen Betriebsver-
einbarungen widerspiegelt.

Die Autoindustrie ist in aller
Munde, aber auch die Chemiein-
dustrie. Hier haben gestern die
Bauern demonstriert. Natiirlich
spielt in diesem Zusammenhang
auch die Landwirtschaft eine gro-
e Rolle, die die Digitalisierung ja
auch mit betreibt. Ich finde, die
Landwirte miissen sich auf einen
Staat verlassen konnen, der auch
investiert, der auch die Rahmen-
bedingungen dafur schafft. Genau
das haben wir mit einer grofien,
aber auch realistischen Summe in
dem Haushalt 2020 verankert: im
Bildungsbereich, in der
schung, fur die Infrastruktur, fir
den Breitbandausbau, fiir die kli-
maneutrale Mobilitit im Schie-

For-

nenverkehr und im o6ffentlichen
Personennahverkehr. Ich glaube,
das ist richtig. Dafiir brauchen wir
den sozialen, den starken und den
demokratischen Staat.

Aber ich finde, wir missen ge-
nauso deutlich machen, dass auch
die Risiken, die sich daraus erge-
ben, wenn wir tiber das Ziel hi-

nausschieflen, genauso bedacht
werden missen. Wir setzen auf
Produktion. Wir
setzen auf klimaneutrale Mobili-
tat. Aber dann darf diese Mobilitét
nicht an den liandlichen Regionen

klimaneutrale

vorbeifahren, sondern auch dort
muss der Zug halten, wenn wir die
Menschen mitnehmen wollen.
Genau das ist es, was Sozialdemo-
kratinnen und Sozialdemokraten
wollen.

Ein weiterer Aspekt: Wir brau-
chen nicht nur einen Staat und
die
sondern auch - dazu wollen wir

ein Parlament, investieren,
Sozialdemokratinnen und Sozial-
demokraten unse-
ren Beitrag leisten
- neue Schutzrech-
te vor dem Hinter-

Wir wollen, dass

Wenn wir iiber den Haushalt
2020 sprechen, dann zeigt sich,
dass wir hier in ein ambitioniertes
Klimaschutzprogramm einsteigen.
Allein bis 2030 sollen 7 Milliar-
den Euro in die energetische Ge-
bédudesanierung, in den Heizungs-
austausch, in den Ausbau der La-
desduleninfrastruktur und in die
Batterie- und Wasserstoffforschung
flieflen. Alles das sind nur einzel-
ne Bereiche, die ich hier nennen
kann und die wichtig sind.

Aber meine Fraktion wird nie
die Menschen vergessen, die auf
der Strecke bleiben, die, obwohl
es so viel Arbeit, so viele unbesetz-
te Stellen gibt, eben
doch  nicht die
Chance haben, in
Arbeit zu kommen.

grund dieser neu- sich die Wir kiitmmern uns
en wirtschaftlichen MeI‘ISChen an um die Wohnungs-
und sozialen Si- Rechtsanspri'lche suchenden. Wir wol-
tuation. verlassen len, dass die Men-

Wir machen uns konnen. schen, die sich al-

Sorgen um die Ge-

sundheit der Kol-

leginnen und Kol-

legen. Deswegen glaube ich, dass
wir auch hier eine Diskussion da-
riiber brauchen: Was ist den Men-
schen zumutbar in diesen struktu-
rierten Prozessen des Umbaus, der
Digitalisierung und bei neuen
Produktionsabldufen? Genauso ist
uber die Arbeitszeit nachzuden-
ken. Aber ich finde auch, wir miis-
sen uns Gedanken dariiber ma-
chen und Entscheidungen treffen,
wie wir eine Vertretung der Be-
schiftigten schaffen, sodass die
Vereinzelung, die durch die neuen
Arbeitsabldaufe mehr und mehr
entsteht, unterbleibt und trotz-
dem eine kollektive Vertretung in
den Gewerkschaften stattfindet.
Das ist wichtig fiir den sozialen
Staat Bundesrepublik Deutsch-
land.

Wenn ich sage: ,Wir brauchen
diesen starken, diesen investieren-
den Staat”, so bin ich froh, dass
wir iber ein Strukturstarkungsge-
setz fir die Kohleregionen spre-
chen und die 40 Milliarden Euro
auf dem Weg zu dieser Umstel-
lung fiir die ndchsten Jahre mit in
die Hand nehmen; denn es ist
doch das, was Politik in westli-
chen Demokratien so attraktiv
machen kann: dass wir auch aus
den Fehlern lernen, die in den
1960er- und 1970er-Jahren in den
Regionen gemacht worden sind,
die Strukturumbriiche durchge-
macht haben. Jetzt nutzt dieser
Staat die Moglichkeiten, die Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer bei Strukturumbriichen zu
begleiten. Deswegen ist — das sage
ich auch dem Wirtschaftsminister
- das Kohleausstiegsgesetz nur zu-
sammen mit dem Strukturstir-
kungsgesetz zu denken und letzt-
lich auch zu verabschieden. Da-
rauf werden wir Sozialdemokra-
tinnen und Sozialdemokraten be-
stehen.

leingelassen fiihlen,

die von ihrer Rente

nicht leben koénnen,
mitgenommen werden. Auch das
ist in diesem Haushaltsjahr be-
riicksichtigt worden. Ich bin stolz,
dass wir 10 Milliarden Euro fiir
langzeitarbeitslose Menschen in
die Hand nehmen, die einen so-
Arbeitsmarkt
Wie umstritten war das immer
hier im Haus gewesen. Dennoch
ist es wichtig, und wir Sozialde-
mokratinnen und Sozialdemokra-
ten haben uns dessen angenom-
men und das in dieser Koalition
auch durchgesetzt.

Genauso betrifft das den sozia-
len Wohnungsbau, der ohne die
Begrenzung der Mieten, die Miet-
preisbremse,  tiberhaupt nicht
denkbar ist. Wir reden doch nicht
nur iiber Ordnungsrecht, iber Ge-
setze, die wir dort erlassen, son-
dern wir wollen auch Angebote
schaffen {iber die Bereitstellung
von Liegenschaften fiir den sozia-
len Wohnungsbau. Ich finde, es ist
gut, dass der Bund 5 Milliarden
Euro in die Hand genommen hat
und dass er insbesondere Liegen-
schaften, die dem Bund gehoren,
den Kommunen preiswert abtritt.
Das muss zusammengedacht wer-
den, und das ist die richtige Rich-
tung. So koénnen auch diese He-
rausforderungen fiir die Menschen
bewiltigt werden. Dazu kommen
1 Milliarde Euro, die in die Ganz-
tagsbetreuung flieflen. Dadurch
wird die Moglichkeit geschaffen,
die Ganztagsbetreuung bis 2025
auf eine sichere Grundlage zu stel-
len.

zialen brauchen.

Liebe Frau Bundeskanzlerin, Sie
haben durchaus respektabel von
vielen Ergebnissen, die diese Ko-
alition bisher erreicht hat, gespro-
chen. Mit groflem Engagement,
mit grofem Impetus haben Sie
von der Mindestausbildungsvergii-
tung gesprochen. Ich kann mich
noch daran erinnern, wie umstrit-

ten das zwischen unseren Parteien
in den Koalitionsverhandlungen
gewesen ist und dass wir Thre Bil-
dungsministerin zurtickrufen
mussten. Aber ich gonne Ihnen
das. Sie haben in Dortmund ge-
sagt: Der Mindestlohn ist sozusa-
gen meine Erfindung. Jetzt be-
haupten Sie dasselbe von der Min-
destausbildungsvergiitung.  Aber
die Menschen drauflen wissen,
wer es auf den Weg gebracht hat,
und das sind die Sozialdemokra-
tinnen und Sozialdemokraten.

Dariiber hinaus sage ich sehr
selbstbewusst: Ich danke den Kol-
leginnen und Kollegen der Uni-
onsfraktion. Das war kein Leich-
tes, was wir auf den Weg gebracht
haben, namlich die Grundrente.
Wir sind von unterschiedlichen
Wegen aus gekommen, und wir
haben auch weiterhin prinzipielle
Unterschiede. Ich habe es person-
lich in den Verhandlungen ge-
merkt. Sie haben das sehr stark
auf die Bediirftigkeit, im Grunde
genommen auf Sozialleistungen
ausgerichtet. Aber wir, wir Sozial-
demokratinnen und Sozialdemo-
kraten, haben einen Rechtsan-
spruch fiir die Menschen schaffen
wollen - und wir haben uns
durchgesetzt -, die 35 Jahre lang in
die Sozialversicherung eingezahlt
haben. Das ist auch der prinzipiel-
le Unterschied, den wir aufrechter-
halten. Wir wollen, dass sich die
Menschen auf Rechtsanspriiche
verlassen konnen. Das schafft die
Grundrente, und darauf sind wir
stolz.

Ich weify, Herr Kollege Brink-
haus - ich habe es aus der
,Bild”-Zeitung erfahren -, Sie ha-
ben einen Brief des Hauptge-
schiftsfithrers des Arbeitgeberver-
bandes BDA bekommen. Uberra-
schenderweise haben wir keinen
Brief bekommen. Ich kenne auch
nicht Thre Antwort. Aber wenn ich
einen Brief bekommen hitte,
dann hitte ich ihm geantwortet:
Kimmern Sie sich nicht um die
Grundrente;
um gute Lohne fir gute Arbeit! —
Das wire die beste Antwort darauf
gewesen. Ich glaube, in diese Rich-
tung sollten wir gehen.

Meine Damen und Herren, die
Bundeskanzlerin hat die Aufden-
politik zu Recht in den Mittel-
punkt ihrer Rede gestellt. Auch
dieser Haushalt gibt eine verlassli-
che Antwort. Ich habe in diesem
Bundestag meine Arbeit begon-
nen, als wir nie sicher waren, ob
die humanitire Hilfe fiir die Kri-
sen, die es in der Welt gibt, tiber-
haupt ausreicht. Wir haben immer
wieder iiber Nachtragshaushalte
Korrekturen vornehmen miissen.
Heute nehmen wir 1,6 Milliarden
Euro in die Hand und sagen da-
mit den Vereinten Nationen und
Nichtregierungsorganisatio-
nen: Wir lassen euch nicht alleine

kiitmmern Sie sich

den

bei den humanitiren Herausfor-
derungen. Ich finde, das ist ein gu-

tes Ergebnis dieser Haushaltsbera-
tungen. Das betrifft genauso die
Entwicklungszusammenarbeit
und die Krisenpravention.

Ja, wir Sozialdemokratinnen
und Sozialdemokraten scheuen
uberhaupt nicht die Diskussion
iber Verantwortung. Das tun we-
der der Auflenminister noch der
Minister fiir wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung,
auch dann nicht, wenn wir iber
Aber,

Frau Bundeskanzlerin - das ist

Menschenrechte beraten.
auch an den Koalitionspartner ge-
richtet -, Thr Verantwortungsprin-
zip - das habe ich in den letzten
Wochen
schopft sich viel zu stark im Mili-

lernen miissen - er-

tarischen.

Ich finde, die Verteidigungsmi-
nisterin ist noch einen Schritt wei-
tergegangen, was sich aus meiner
Sicht aus einer verldsslichen deut-
schen Auflen- und Sicherheitspoli-
tik nie so ableiten ldsst, auch nicht
aus dem Grundgesetz, aus unserer
Verfassung. Sie, Frau Kramp-Kar-
renbauer, haben sich in Miinchen
an der Universitdt der Bundeswehr
fir eine raumgreifende Politik
ausgesprochen. Sie wollen, dass
die Bundeswehr im Indopazifik an
der Seite Australiens, Neuseelands,
Japans die Volksrepublik China
militarisch eindimmt. Welche Hy-
bris ist das? Ich glaube auch, das
ist der falsche Weg. Wir haben
doch gemerkt, was der Kalte Krieg
bedeutet hat. Die Eindimmungs-
politik hat dazu gefiihrt, dass die
Kosten in die Hohe gegangen und
die Verluste fir die Menschen auf
diesem Weg riesengrofd gewesen
sind. Wir wollen als sozialdemo-
kratische Bundestagsfraktion nicht
dieses Streben nach militdrischer
Dominanz mitgehen, sondern wir
wollen eine Dominanz in der Di-
plomatie, in der zivilen Auseinan-
dersetzung mit den humanitiren
Krisen. Ich glaube, dass das besser
ist.

Deswegen, Frau Bundeskanzle-
rin: Ich schitze die Diskussion bei
der NATO, gerade auch die politi-
sche Diskussion, die Sie fithren
wollen. Der NATO-Generalsekre-
tar hat itber den Weltraum gespro-
chen. Ich kann Thnen keine Tages-
ordnung mitgeben, aber es lohnt
sich, glaube ich, in einem Parla-
ment, das immer fir das Volker-
recht gestanden hat, nicht {ber
die Militarisierung des Weltraums,
sondern {iber das Weltraumrecht
zu sprechen, das ndmlich auch
von Deutschland in den 60er- und
70er-Jahren mit vorangetrieben
worden ist, um die Militarisierung
zuriickzudrangen.

Das sind die Unterschiede: Wir
wollen Diplomatie, wir wollen
Abriistung, wir wollen Volker-
recht, und wir wollen Verlasslich-
keit in den internationalen Bezie-
hungen und keine neuen Debat-
ten iber Rustungswettldufe befor-
dern.
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Deswegen will ich zum Schluss
sagen: Es ist ein Unterschied, Frau
Bundeskanzlerin, ob man tber
Ausriistungs- und Ausbildungshil-
fe fiir Lander spricht, damit sie ih-
re Sicherheit selbst in die Hand

nehmen konnen, oder ob man
ttber Riistungsexporte  spricht;
denn das ist etwas, was im Grunde
genommen der europdischen Riis-
tungsindustrie  Profitmoglichkei-
ten bietet. Ich habe wiberhaupt

Dr. Dietmar Bartsch, Die Linke:

Es fehlt an Kraft fiir die Zukunft
und Respekt vor den Menschen

Dietmar Bartsch (*1958)
Landesliste Mecklenburg-Vorpommern

in gewisser BlackRock-Auf-

sichtsrat aus dem Sauerland

hat das Erscheinungsbild
der Koalition als grottenschlecht
bezeichnet. Das steht ein bisschen
im Widerspruch zu dem, was die
Kanzlerin erzihlt hat. Ich finde
nicht, dass das Erscheinungsbild
der Regierung schlecht ist, son-
dern ich finde, ihre Politik ist lei-
der vielfach grottenschlecht, mei-
ne Damen und Herren.

Meine Damen und Herren, nur
noch 26 Prozent der Biirgerinnen
und Biirger sehen in der Arbeit der
Bundesregierung eine Stirke des
Landes. Angesichts der vielfachen
Selbstbeschiftigung, die Sie betrei-
ben, und Threr Halbzeitbilanz ist
das sogar noch ein ziemlich hoher
Wert. Sie sind als Grofse Koalition
gestartet und als faktische Minder-
heitsregierung gelandet.

Sie sagen hier selbstbewusst, die
erste Halfte der Legislatur sei zu
Ende; das ist Thre Meinung, Frau
Merkel. Eigentlich diirfte man die
zweite Hailfte Threr Spielzeit gar
nicht mehr anpfeifen. Spielab-
bruch und neue Mannschaften
widren das Beste, weil Sie sich
nicht mehr mit den Herausforde-
rungen in Deutschland und in
Europa beschiftigen.

Ich komme zur Halbzeitbilanz.
Ich will damit beginnen, dass sich
Ihr Auflenminister und Ihre Ver-
teidigungsministerin auf der Welt-
bithne {iber einen irrwitzigen Sy-
rien-Einsatz streiten. Ich weif}
wirklich nicht, was beschamender
ist: eine Verteidigungsministerin,
die sich mit einem verfassungs-
widrigen Syrien-Vorschlag auf Kos-
ten der Soldatinnen und Soldaten
innerparteilich zu  profilieren

sucht, oder ein Aulenminister, der
neben dem tiirkischen Aufdenmi-
nister steht und dort, in der Tiir-
kei, die Ministerin kritisiert, ob-
wohl die Tiirkei einen Angriffs-
krieg fithrt und gegen die Men-
schenrechte verstofit. Dass eine
Regierung nicht einmal im Aus-
land geschlossen auftritt, das hat
es in der Geschichte bisher nicht
gegeben. Streiten Sie sich doch im
Kabinett, wegen meiner auch hier
in Deutschland, aber doch nicht
auf diese Art und Weise, meine
Damen und Herren!

Oder ich nehme Thren Verkehrs-
minister, Der
kennt kein Vergaberecht, der
kennt kein Haushaltsrecht. Herr
Scheuer, Sie haben das Parlament
und die Offentlichkeit hinters
Licht gefithrt und Steuergeld in
nennenswerten Groflenordnungen
verbrannt. Sie sind das personifi-
zierte Haushaltsloch. Der soll sich
jetzt mit dem Wandel in der Auto-
industrie befassen? Ich glaube, das
kann nur schiefgehen. Aber in die-
ser Bundesregierung sind Rechts-
briiche kein Problem; es geht im-
mer weiter. Nur die Angst vor den
Wihlerinnen und Wihlern

Herrn  Scheuer.

schweifit zusammen.

Und dann gibt es mal ein ver-
niinftiges Projekt: die urspringli-
che Grundrentenidee von Huber-
tus Heil. Die wurde im Februar
vorgelegt und ist grundsitzlich
richtig. Aber was tun Sie? Die Al-
tersarmut nimmt dramatisch zu,
und Sie streiten iber neun Mona-
te, wie tief Sie Rentnern in die
Geldborse schauen, bevor Sie ih-
nen helfen. Jetzt kriegen die, die
35 Jahre eingezahlt haben, einen
kleinen Aufschlag. Ja, Rolf Miitze-
nich, aber was ist eigentlich mit
denen, die 34 Jahre Vollzeit ma-
locht haben? Bei Menschen, die
fiir erbarmliche Lohne jahrzehnte-
lang gearbeitet haben, da sind Sie
hammerhart. Gleichzeitig subven-
tionieren Sie E-Autos mit der
Gieflkanne: 6 000 Euro pro Stiick
ohne irgendeine Priifung. Aber bei
der Grundrente fithren Sie eine
Einkommenspriifung ein, die so
hart ist, dass rund 2 Millionen
Rentnerinnen und Rentner entge-
gen den urspringlichen Plinen
des Arbeitsministers ihren An-
spruch verlieren. Das ist die Reali-

nichts dagegen, wenn es eine UN-
gestiitzte Ausbildungs- und Aus-
riistungshilfe in einzelnen Staaten,
zum Beispiel in Afrika, gibt. In
diese Richtung miissen wir gehen.

Meine Damen und Herren, So-

tat. Das ist kein Grund zum Fei-
ern. Sie kleben auf eine klaffende
Wunde ein Pflaster, das viel zu
klein ist, meine Damen und Her-
ren.

Zum Haushalt fiir das kommen-
de Jahr. Er hat drei Eigenschaften:
Er ist kraftlos, er ist tatenlos, und
er ist verantwortungslos. Er ist vor
allen Dingen kraftlos bei Investi-
tionen. Es ist doch bemerkens-
wert, dass Arbeitgeber und Ge-
werkschaften Sie geschlossen zum
Handeln, zum Investieren in die
Zukunft auffordern. Aber nicht
mal das treibt Sie an. Sie erzihlen
hier, wie Sie steigern und steigern,
und dann kommen Dinge wie:
Gut 1 Milliarde Euro flieflen jetzt
in den Ausbau des Mobilfunks. -
Das ist doch lacherlich, meine Da-
men und Herren! Schon 2013
wollte Herr Dobrindt Deutsch-
land zum Internetweltmeister ma-
chen. Die CSU stellt seit Jahren
das Digitalministerium und ver-
antwortet eine unfassbar miese
Digitalbilanz. Deutschland ist
nicht Weltmeister, sondern steht
dank der CSU abgeschlagen auf
einem Abstiegs-
platz. Das ist die
Realitdt, meine Da-

zialdemokraten haben den Haus-
halt far 2020 geprigt, und meine
Fraktion will auch an seiner Um-
setzung mitwirken. Wir nehmen
diese Aufgabe mit Stolz und Uber-
zeugung an, weil jede Zeit ihre ei-

tem des vergangenen Jahrhun-
derts. Wir miissen nicht zuallererst
in die Verschuldung gehen.

Aber wenn Sie die Liicke sehen:
So sieht das Land ja auch aus. Bei
der Bahn stehen die Kunden hiu-
fig in tberfiillten Ziigen oder an
Bahnhofen, an denen tiberhaupt
kein Zug mehr kommt. Ich will
daran erinnern: Seit 1990 sind 6
400 Kilometer Bahnstrecke einge-
stellt worden, meine Damen und
Herren. Das trifft natiirlich zual-
lererst den landlichen Raum. Das
sind grandiose Fehlentscheidun-
gen gewesen. Dazu kommt, dass
die Tickets in den letzten 20 Jah-
ren um 50 Prozent teurer gewor-
den sind. Das sind Fehlentwick-
lungen. Wenn Sie die jetzt korri-
gieren wollen, nur zu! Am Ende
muss die Bahn unschlagbar wer-
den. Das ist eine Mafinahme so-
wohl fiir das Klima als auch fiir
den lindlichen Raum. Das wire
der richtige Weg.

Frau Merkel, was interessant ist:
Sie haben hier heute kein Wort
zum Thema ,Wohnen und Mie-
ten” gesagt, anders als Christian
Lindner; dazu komme ich nachher
noch. In Threm Haushalt fehlen
die notwendigen Investitionen in
bezahlbare Wohnungen, und zwar
in nennenswerten Grofienordnun-
gen. In Wien oder in Basel sind
die Mieten sozial bemessen. Und
warum? Weil Kommunen Grund-
stiicke kaufen und darauf giinstige
Wohnungen bauen.
Die Kommunen!
Das ist das Richtige.

men und Herren! . Wir haben Ein Viertel der Wie-
Aber nicht nur immer noch das ner Wohnungen ge-
bei der Digitalisie- Steuersystem horen der Stadt. Ein
rung, sondern ins- des Viertel! Und knapp
gesamt haben wir vergangenen 15 Prozent gehoren
in den nichsten Jahrhunderts. gemeinniitzigen
zehn Jahren einen Bauvereinigungen.

Investitionsbedarf

in Hohe von 450

Milliarden Euro. Thr Haushalt
wird dieser Herausforderung nicht
ansatzweise gerecht. Ich darf ein-
mal Fakten benennen mit den
Zahlen, die vorliegen: 2017 lagen
die offentlichen Investitionen, ge-
messen am BIP, im EU-Schnitt bei
2,8 Prozent, in Frankreich bei 3,4
Prozent, in Deutschland aber nur
bei 2,1 Prozent, und sie werden
auch im nédchsten Jahr noch unter-
durchschnittlich sein. Wir gehoren
damit zum hinteren Drittel der
OECD-Staaten. Seien Sie doch
endlich mal mutig! Im Ubrigen
heifSt das tberhaupt nicht, dass
sich irgendwer in den Verschul-
dungsstaat begeben will. Machen
Sie eine grofle Steuerreform! Wir
haben immer noch das Steuersys-

Und bei uns? Bei
uns zahlt die Hilfte
der Haushalte mehr als 30 Pro-
zent fiir die Miete. Sie tun viel zu
wenig dafiir, dass eine Handwerk-
erin, ein Verkdufer oder eine Kran-
kenpflegerin noch eine Wohnung
bezahlen kann. Uber 1 Million
Menschen haben nach Abzug der
Miete weniger Geld zum Leben als
mit Hartz IV. Das ist die Realitit.
Wohnen ist im Ubrigen auch
deshalb unbezahlbar geworden,
weil die Bodenpreise explodieren,
bundesweit seit 1962 um 2 300
Prozent, in Miinchen seit 1950 im
Ubrigen um 39 400 Prozent. Wir
brauchen dringend eine neue Bo-
denpolitik. Politik kann und muss
diese Entwicklung stoppen, meine
Damen und Herren.
Ich will mal zitieren:

genen Antworten braucht.
Vielen Dank.

(Anhaltender Beifall bei der SPD —
Beifall bei Abgeordneten der CDU/
Csu)

... Recht auf eine menschenwiir-
Die Boden-
preisspekulation ist zu unterbin-

dige Wohnung.
den, ungerechtfertigte Gewinne
aus Bodenverkdufen sind abzu-
schopfen.

Das waren alles Zitate aus dem
Godesberger Programm der SPD.
Das Bundesverfassungsgericht hat
im Ubrigen kurz danach festge-
stellt:

Die Tatsache, daf der Grund
und Boden unvermehrbar und un-
entbehrlich ist, verbietet es, seine
Nutzung dem ... Spiel der freien
Krifte ... zu Giberlassen.

Linke, Bundesverfassungsgericht
und Godesberger Programm sind
sich da vollig einig.

Jetzt zu Berlin. Berlin macht bei
den Mieten im Interesse der Mie-
terinnen und Mieter jetzt den De-
ckel drauf. Da wird wenigstens ge-
handelt, meine Damen und Her-
ren. Und was macht der zustindi-
ge Minister, Herr Seehofer? FEr
sagt: Das ist verfassungswidrig. -
Na gut, das entscheiden Gott sei
Dank bei uns noch nicht Minister.

Aber ich will auf das Bauthema
zu sprechen kommen. In Berlin ist
im vergangenen Jahr so viel ge-
baut worden wie all die Jahre da-
vor nicht. Im Moment stehen
auch dort weiterhin die Investoren
Schlange. Es ist doch eine glatte
Liige, dass Sie sagen: Da wird
nicht mehr gebaut. - Die Leute
wollen bauen in Berlin, trotz Mie-
tendeckel. Es ist richtig, dass end-
lich mal die Interessen der Miete-
rinnen und Mieter wahrgenom-
men werden, meine Damen und
Herren.

Jetzt zum Klimapaket, oder bes-
ser: Klimapackchen. Da will ich
wieder einen grofen CDU-Politi-
ker zitieren, den Ministerprasiden-
ten von Sachsen, Michael Kretsch-
mer: ... was uns am Klimaschutz-
paket stort. Da stimmt die Balance
zwischen Okologie, Okonomie
und der sozialen Frage nicht.

Der Mann hat recht. Thr Klima-
paket ist okologisch nahezu wir-
kungslos, es ist 6konomisch frag-
wiirdig, und es ist vor allen Din-
gen sozial ungerecht, meine Da-
men und Herren. Die soziale Bi-
lanz stimmt nicht. Statt diejenigen
zu belasten, die zentral fur den
Ausstofd der Emissionen verant-
wortlich sind, geht Thre Politik zu-
lasten der Geringverdiener und
der Pendlerinnen und Pendler.
Das ist doch das Problem. Es ist ja
gut, dass endlich die Ministerien
mal klare Ziele bekommen haben.

Fortsetzung auf nachster Seite
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Aber diese Ziele werden Sie mit
dem Inhalt Thres Klimapackchens
eben nicht erreichen.

Und ja, Deutschland wird das
Pariser Abkommen
brechen, Frau Mer-
kel. Wenn Sie sa-

Lohndumping organisieren Sie im
Ubrigen zugleich  Altersarmut;
denn die Aufstocker von heute
sind morgen die Empfinger von
Grundsicherung im
Alter. Dieses Geld

sollte wirklich an-

gen: ,Wer, wenn . Die . ders eingesetzt wer-
nicht wir, kann zei- RUStung_SProlekte den.

gen, dass man den sind Die soziale Sche-
Klimawandel  be- um 13,5 re geht so immer
wiltigen kann”, Milliarden Euro weiter auseinander.
dann stimme ich teurer als gep|ant_ Ich will nur einige

Ihnen durchaus zu.

Aber beim Klima-

wandel ist es wie

bei der Grundrente: Sie erkennen
das Problem, sind aber nicht in
der Lage, es zu losen. Sie konnen
eben nur das kleine Karo und
nicht den groffen Wurf. Und in
beiden Fillen wire der grofde Wurf
notwendig, meine Damen und
Herren.

Sie sind vielfach tatenlos, was
den sozialen Bereich betrifft. Ich
will nur den Mindestlohn erwah-
nen. Den grofdten Niedriglohnsek-
tor in Europa gibt es in unserem
Land. Der Mindestlohn ist seit sei-
ner Einfiihrung gerade mal um 69
Cent gestiegen. Warum erhohen
Sie den nicht auf 12 Euro? Wir
konnten namlich die Mittel der
sogenannten Aufstockerleistungen
- 10 Milliarden Euro - endlich fiir
gute Arbeit und soziale Sicherheit
einsetzen. Das wadre richtig.

Thre Verweigerungshaltung ist
respektlos gegeniiber den Gering-
verdienern und den Steuerzahle-
rinnen und Steuerzahlern. Mit

Zahlen zu der ande-

ren Seite der Schere

nennen. Nach der
Wiedervereinigung bekamen die
Vorstinde der DAX-Unternehmen
das 14-Fache des Durchschnittsge-
halts ihrer Mitarbeiter. Das 14-Fa-
che! Im Jahre 2005 war es schon
das 42-Fache und im Jahre 2018
das 71-Fache. Finden Sie das an-
stindig? Ich finde, ehrlich gesagt,
diese Entwicklung obszon. Kein
Boss leistet das 71-Fache. Da muss
ein gesetzlicher Riegel her.

Auf der anderen Seite haben wir
4,4 Millionen Kinder in Armut in
dem reichen Deutschland, und
die Armutsquote ist seit Threm
Amtsantritt, Frau Merkel, in
Deutschland nicht zuriickgegan-
gen. Deshalb begriifie ich im (Ibri-
gen ausdriicklich, dass die SPD
jetzt dieses Thema aufgreift. Das
ist richtig. Wir als Linke werden
uns niemals damit abfinden, dass
Kindern Chancengleichheit ge-
nommen wird. Eine Kindergrund-
sicherung konnte ein zentrales
Projekte einer Mitte-links-Regie-

Dr. Anton Hofreiter, Biindnis 90/Die Griinen:

Wer hat eigentlich die letzten
14 Jahre dieses Land regiert?

© Deutscher Bundestag/Thomas Koehler

Anton Hofreiter (*1970)
Landesliste Bayern

ehr geehrte Frau Bundes-
Skanzlerin, ich gebe Thnen ja
absolut recht, dass die Rolle
der Bundesrepublik Deutschland,
eines Hochtechnologielandes, zur
Bekdmpfung der Klimakrise sein
sollte, genau zu zeigen, wie es
geht. Es stellt sich blo die Frage:
Warum machen Sie das denn
nicht?
Schauen wir nicht auf die An-

kiindigungen hier, schauen wir
nicht auf die Reden, sondern
schauen wir auf das, was real
drauflen im Land passiert. Der
Ausbau der Windkraft an Land ist
im Vergleich zu vor zwei Jahren
ungefihr auf ein Zehntel einge-
brochen. Auf ein Zehntel einge-
brochen! Das passiert doch wegen
falscher politischer Entscheidun-
gen, die Thre Bundesregierung ge-
troffen hat.

Sehr geehrte Frau Bundeskanz-
lerin, Sie haben davon gespro-
chen, dass die wirtschaftliche Star-
ke entscheidend ist, dass man In-
frastrukturen ausbauen muss, dass
wir Probleme beim Internet und
beim Mobilfunknetz haben. Ja,
das teile ich. Wir brauchen einen
deutlich schnelleren Ausbau von
Breitband; wir brauchen ein deut-
lich liickenloseres Mobilfunknetz.
Ich frage mich blofd: Wer hat ei-
gentlich die letzten 14 Jahre dieses
Land regiert? Ist Thnen die Er-
kenntnis erst heute gekommen?

rung nach der nichsten Bundes-
tagswahl werden.

Eines der grofiten Probleme in
unserem Land ist die zunehmende
Kluft zwischen den Metropolen
und den lindlichen Riumen. Das
haben die Bauernproteste gestern
sehr eindeutig gezeigt. Thre Politik
befordert es, dass dieses Land zu-
nehmend zerfillt und dass sich
Stadt und Land immer weniger
verstehen. Das waren doch mal
Thre Wihlerinnen und Wiahler, die
Bauern. Nehmen Sie das doch
ernst,
hierherkommen und mit Ihrer Po-

wenn die zu Tausenden

litik nicht einverstanden sind. Da
ist zwar der Erntehelfer Christian
Lindner der falsche Ratgeber, aber
die Sorgen dieser Menschen soll-
ten Sie wirklich ernst nehmen.

Ich will zu dem verantwortungs-
losen Teil Thres Haushalts kom-
men, und das ist der Verteidi-
gungshaushalt. Aber dieser Begriff
ist ja schon falsch. Was uns vor-
liegt, ist kein ,Verteidigungshaus-
halt”, es ist ein Aufriistungshaus-
halt. Da bin ich einer fundamen-
tal anderen Meinung als Sie, Frau
Bundeskanzlerin. Seit 2018 ist die-
ser Etat um 17 Prozent gestiegen.
Ich will das mal vergleichen mit
dem Bildungsetat - 3 Prozent Stei-
gerung - und dem Gesundheits-
etat — Steigerung um 1 Prozent.
Das ist die Realitat.

Ich will nur ein Beispiel aus die-
ser Woche nennen, was das veran-
schaulicht. Es fehlen 10 000 Frau-
enhausplitze. An jedem dritten
Tag wird eine Frau von ihrem Part-

Ich nehme ein weiteres Beispiel.
Sie haben von der Spaltung zwi-
schen Stadt und Land gesprochen.
Ja wer hat denn zugelassen, dass
die Bahn in dem Zustand ist, in
dem sie sich jetzt befindet? Wer
hat zugelassen, dass Tausende Ki-
lometer Schienennetz stillgelegt
worden sind, insbesondere in den
landlichen Regionen? Das ist doch
nicht von selber passiert. Ist Thnen
diese Erkenntnis auch erst heute
gekommen? Dagegen hitte man
in den vergangenen 14 Jahren
doch auch etwas unternehmen
konnen. Deshalb: Es hilft doch
nichts, wenn hier nur schone Re-
den gehalten werden und dann
am Ende, liebe Kolleginnen und
Kollegen, eine Politik gemacht
wird, die auch von der Substanz
dieses Landes zehrt. Das hilft doch
am Ende nichts.

In den nédchsten zehn Jahren
werden sich grundsitzliche Dinge
entscheiden. Es wird sich sowohl
in Deutschland, Europa als auch

ner oder Ex-Partner getotet. Und
jetzt will die Bundesregierung in
vier Jahren sage und schreibe 120
Millionen Euro fiir Frauenhiuser
und Frauenberatungsstellen aus-
geben. Was fiir ein Offenbarungs-
eid! Milliarden fiir die Ristung.
Und hier kleckern Sie? Das ist
doch vollig inakzeptabel, meine
Damen und Herren.

Oder ein anderes Beispiel. Viele
Kinderkliniken agieren jenseits ih-
rer Kapazititsgrenzen. Da fehlt
das Selbst bei
schwerkranken Kindern dauert es

Pflegepersonal.

teilweise Stunden, um eine Klinik
zu finden. Das ist ein unhaltbarer
Zustand.

Ich will wiederholen: 17 Pro-
zent mehr fiir Panzer und Kampf-
schiffe und nur 1 Prozent mehr
fir Gesundheit und Pflege, beim
Wohnungsbau sogar weniger. Das
hat mit verantwortungsvoller Prio-
rititensetzung nichts, aber auch
gar nichts zu tun. So, wie Sie das
Geld ausgeben, schadet es dem
Land, meine Damen und Herren.
Deutschland braucht Wohnungen
statt Waffen.

17 Prozent mehr fiir die Rus-
tung ist die grofite Fehlinvestition
der Bundesregierung. Ich will Th-
nen auch sagen, warum Sie so viel
Geld benotigen: Die Riistungspro-
jekte sind um 13,5 Milliarden
Euro teurer als geplant. Was fiir ei-
ne Misswirtschaft! Eurofighter: 6,7
Milliarden, Puma-Panzer: 1,6 Mil-
liarden usw. usf. Das alles sind ho-
here Mehrkosten als beim Berliner
Flughafen, Stuttgart 21 und Elb-

weltweit entscheiden, ob wir die
Klimakrise noch in den Griff krie-
gen, ob wir angesichts der techno-
logischen Umbriiche Wohlstand
und Arbeitsplitze erhalten kon-
nen, ob wir in einer unsicherer
werdenden Welt unsere europdii-
schen Werte verteidigen konnen
und ob es gelingt, den sozialen
Zusammenbhalt in Deutschland zu
verteidigen und Demokratie gegen
Polarisierung und Spaltung auf-
rechtzuerhalten.

Die
der
Bundeswehr sind Milliardengraber

philharmonie zusammen.

meisten  Ristungsprojekte
zulasten der Steuerzahler und zur
der

meine Damen und Herren.

Freude Riistungsindustrie,

Jetzt will Frau Kramp-Karren-
bauer bis 2031 das 2-Prozent-Ziel
der Nato erfiillen. Wenn die Wirt-
schaft bis dahin weiter so wichst,
heifdt das, dass wir dann einen
Etat von 86 Milliarden Euro ha-
ben. Das hat mit den Interessen
des Landes tiberhaupt nichts zu
tun. Das ist der blanke Wahnsinn.
Liebe Zuschauerinnen und Zu-
schauer, wenn Thnen irgendwann
jemand sagt: ,Dafiir ist kein Geld
da“, dann denken Sie an diese
die hier ge-
schieht. Das ist verantwortungslo-

Geldverbrennung,

se Steuerverschwendung, und das
muss verhindert werden. Es wiirde
zig Milliarden freimachen fur die
Menschen und die Zukunft des
Landes, wenn dieses Geld anders
Thre
Aufristungspolitik ist dagegen ge-

eingesetzt werden wiirde.

fahrlich, sie ist teuer, und sie ist
letztlich ein Kniefall vor Donald
Trump.

Meine Hoffnung ist - ganz an-
ders als Thre, Frau Bundeskanzle-
rin -, dass das der letzte Haushalt
dieser Bundesregierung ist. Threr
Politik - der fehlt es an Kraft fiir
die Zukunft, der fehlt es an Res-
pekt vor den Menschen und an
Verantwortung beim Geldausge-
ben. Herzlichen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

mehr Investitionen, wenn wir un-
seren Wohlstand, unsere 6kono-
mische Leistungskraft und, ja, un-
sere  Wettbewerbsfihigkeit —auf
dem Weltmarkt verteidigen wol-
len.

In den nichsten zehn Jahren
missen die Infrastrukturen der
Zukunft geschaffen werden. In
den nichsten zehn Jahren brau-
chen wir eine moderne, leistungs-
fihige Bahn, ein Stromnetz, das

auch mit erneuer-

Ich glaube, wenn baren Energien
wir das schaffen . funktioniert, Ener-
wollen - ich glau- W!r brauSI!en giespeicher, eine
be, es lohnt sich, EIrIe. Politik, funktionierende
sich sehr zu bemii- die den Wasserstoffinfra-
hen, das zu schaf- Raum des struktur, damit
fen -, dann brau- Moglichen auch die Stahlin-
chen wir eine ande- erweitert. dustrie bei uns
re Politik. Dann wettbewerbsfihig

brauchen wir eine
Politik, die
Raum des Moglichen erweitert
und nicht den kleinsten gemeinsa-
men Nenner als den Raum des
Moglichen definiert. Wir brau-
chen eine Politik, die den grofiten
gemeinsamen Nenner unserer Ge-
sellschaft sucht, erkennt und dann
in der Realitdt auch umsetzt.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, ein Herzstiick einer solchen
Politik muss eine Investitionsof-
fensive sein; denn wir brauchen

den

ist und sich halten

kann, ein liickenlo-
ses, schnelles Internet und starke
Schulen und Hochschulen. Das
miissen wir in der nachsten Deka-
de anpacken, nachdem es in der
letzten Dekade nicht passiert, son-
dern nur behauptet wurde.

Ja, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, wir sehen, dass viele Investiti-
onsmittel, die bereitgestellt wer-
den, nicht abflieflen. Die Planun-
gen miissen dringend beschleu-
nigt werden. Aber: Ich wiirde Sie
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bitten, dass wir die Planungsbe-
schleunigung nicht in den bli-
chen Griben und mit den ubli-
chen Schuldzuweisungen diskutie-
ren. Wir sind gerne bereit - und
ich mochte es Thnen nachdriick-
lich anbieten -, dass, wenn wir
ernsthaft nach gemeinsamen We-
gen suchen, um Planungskapazi-
titen und Planungsbeschleuni-
gungen auf den Weg zu bringen,
wir sehr gerne zu-
sammenarbeiten

konnen: fir einen

Die nachsten zehn

gegen die Klimakrise den sozialen
Zusammenhalt nicht schwichen
und muss kombiniert werden mit
guter Arbeit und wirtschaftlichem
Wohlstand.

Gerade deshalb erfordert es ein
neues Denken, einen neuen Politi-
kansatz, der eben nicht die ver-
meintlichen Gegensitze sucht, der
nicht den kleinsten gemeinsamen
Nenner findet. Der kleinste ge-

meinsame Nenner
wird uns bei der Be-
kimpfung der Kli-

schnellen  Schie- s makrise namlich in
nenausbau, fir ei- Jahre miissen die grofitmogliche
nen Netzausbau, eine Dekade Katastrophe fiithren.
fiir einen schnellen des politischen Deshalb ist der Po-
Windkraftausbau. Neubeginns litikansatz, den Sie
Das ist unser Ange- werden. bisher  bei  der
bot. Kommen Sie Menschheitsaufga-

auf uns zu. Spre- be Klimaschutz ver-
chen Sie mit uns. treten haben, ge-

Aber, liebe Kolleginnen und
Kollegen, wir brauchen auch mehr
Geld. Fin einmaliges Strohfeuer
wird nicht ausreichen. Wir brau-
chen eine langfristige, lang ange-
legte Investitions- und Innovati-
onsstrategie. Der DGB und der
BDI haben das - das ist interes-
sant - in wirklich seltener Ein-
tracht gefordert. Deshalb wire das
doch eine schone Gelegenheit -
BDI, CDU/CSU, DGB, SPD -, das
aufzugreifen und umzusetzen.

Um diese Investitionsstrategie
umzusetzen, die
Haushaltspolitik denken.
Frau Merkel, wir zollen Thnen aus-
driicklich Respekt dafiir, dass es
nach der Banken- und Finanzkrise
gelungen ist, den Schuldenstand
so stark zu reduzieren. Ja, die Ein-
filhrung einer Schuldenbremse
war richtig. Aber, Frau Merkel, es
muss nicht so sein, dass eine Ant-
wort, die in der Vergangenheit
richtig war, bei neuen Herausfor-
derungen immer richtig bleibt.
Denn heute, liebe Kolleginnen
und Kollegen, ist die grofite Be-
drohung fiir Deutschland nicht
mehr der Schuldenstand, sondern
das Ausbleiben dringend notwen-
diger Investitionen. Das ist heute
die grofite Bedrohung fiir den ge-
sellschaftlichen =~ Zusammenhalt
und fir unsere 6konomische Leis-
tungsfahigkeit.
Schuldenbremse nicht abschaffen,

miissen  wir
neu

Wir wollen die

sondern wir wollen sie im Rah-
men der europdischen Moglich-
keiten erweitern, damit wir inves-
tieren konnen. Ich kann Sie nur
dazu auffordern, konstruktiv da-
ran mitzuarbeiten; denn unsere
Gesellschaft und unsere Wirtschaft
brauchen es.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, was wir ferner dringend brau-
chen, ist ein neuer Aufbruch im
Bereich Klimaschutz und bei der
okologischen Modernisierung;
denn, wie bereits erwdhnt, in der
néichsten Dekade entscheidet sich,
ob wir den Kampf gegen die Kli-
makrise noch gewinnen koénnen.
Wir haben leider nicht mehr Zeit.
Selbstverstindlich darf der Kampf

scheitert. Das muss sich dndern.
Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, dieser Neuanfang muss 6ko-
logisch mehr ermoglichen, indem
wir eine wirkungsvolle CO2-Be-
preisung einsetzen: einen schnel-
len Ausbau der erneuerbaren
Energien, eine echte Verkehrswen-
de. Dieser Neuanfang muss sozial
sein. Wir brauchen ein Energie-
geld, eine Erhohung des Mindest-
lohns, ein Qualifizierungs-Kurzar-
beitergeld. Die Menschen machen
sich zu Recht Sorgen um ihre Ar-
beitsplitze, weil sich viele Dinge
schnell dndern, nicht nur durch
die
durch die Digitalisierung.
Okonomisch muss der Ansatz
mehr ermoglichen,
neue Technologien fordern und
fordern, bessere Abschreibungs-
moglichkeiten schaffen und unse-
re Industrie mit klugen Klimazol-
len vor Dumping aus schwierigen
staatskapitalistischen Lindern wie
zum Beispiel China schiitzen. Die
Stahlindustrie kann ein Lied da-

Klimakrise, sondern auch

indem wir

von singen.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, der Aufbruch ins nichste
Jahrzehnt muss ein europdischer
werden. Wir werden die europai-
schen Werte nur gemeinsam gegen
einen autoritiren Staatskapitalis-
mus aus China und einen natio-
nalen Marktradikalismus a la
Trump verteidigen konnen.

Wir miissen mehr in Europa in-
vestieren, damit wir am Ende
nicht nur Zaungdste sind, wenn
andere die internationalen Regeln
festlegen. Wir wiren dann nidm-
lich nur noch Empfinger dieser
Regeln. Da muss Europa mehr
Verantwortung iibernehmen, und
da miissen wir mehr Verantwor-
tung fir Europa itbernehmen.

Deutschland muss dazu beitra-
gen, dass sich Europa selbstbe-
wusste Ziele setzen kann, die sich
nicht im Militdrischen erschopfen.
Dazu miissen wir den Euro zu ei-
ner globalen Leitwdhrung ma-
chen, die uns unabhingiger vom
Dollar macht. Das ist notig, wie
man ja schmerzhaft bei der Ausei-

nandersetzung um das Atomab-
kommen mit dem Iran erkannt
hat.

Dazu brauchen wir eine ent-
sprechende Handelspolitik, eine
der zentralen Stirken Europas, die
wir mit Menschenrechtsstandards,
mit Klimastandards und sozialen
Standards verkniipfen. Dazu miis-
sen wir Europa zu einem Vorreiter
der Digitalisierung machen, in-
dem wir ethische und 6konomi-
sche Fragen miteinander verkniip-
fen. Trauen wir uns, trauen wir
diesem Kontinent doch endlich
mehr zu!

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, die
Europas wird sich insbesondere

Selbstbehauptung

im Umgang mit China erweisen.
China wird im 21. Jahrhundert
Partner, Konkurrent und Gegner
zugleich sein. Deshalb verbieten
sich platte Antworten. Aber zwei
Dinge sollten doch klar sein: Ers-
tens. Unsere Analyse muss klar
sein: China entwickelt sich immer
mehr zu einer autoritiren Dikta-
tur, die die Menschenrechte im In-
neren massiv verletzt und bei-
spielsweise mehr als 1 Million Ui-
guren in Internierungslagern fest-
hilt. Diese Realitit miissen wir,
muss Europa, muss Deutschland
mit aller Deutlichkeit beim Na-
men nennen.

Ralph Brinkhaus, CDU/CSU:

Das Zweite ist: Wir diirfen uns
nicht selber kleinmachen. Natiir-
lich stimmt es, dass Europa und
Deutschland eng mit China ver-
flochten sind und dass wir vieles
dorthin exportieren. Es stimmt
aber eben auch umgekehrt: China
exportiert auch vieles zu uns. Des-
halb haben wir Einfluss auf Chi-
na, und diesen Einfluss muss man
nutzen bei der Frage von Hong-
kong, bei Fragen von Menschen-
rechten und bei Fragen von De-
mokratie. Deshalb: Die Leisetrete-
rei verbietet sich hier; man muss
klare, deutliche Worte finden.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, die ndchsten zehn Jahre miis-
sen eine Dekade des politischen
Neubeginns und der Modernisie-
rung werden. Allerdings ist eine
Grundbedingung dafiir, dass es
uns gelingt, das friedliche Zusam-
menleben leidenschaftlich zu ver-
teidigen. Fine gute Zukunft wird
Deutschland nur als europdisches,
liberales, als weltoffenes und viel-
filtiges Land haben.

An dieser so entscheidenden
Frage - und da bin ich stolz auf
dieses Parlament - arbeiten wir
unter uns Demokraten eben nicht
auf der Ebene des kleinsten ge-
meinsamen Nenners zusammen,
sondern wir haben eine ganz gro-
3¢ Gemeinsamkeit - von den Lin-

ken, tiber die SPD, die Griinen,
die Union und die FDP. Ich glau-
be, diese Gemeinsamkeit ist un-
glaublich viel wert; denn wir tre-
ten geschlossen und gemeinsam
jenen entgegen, die den politi-
schen Diskurs zerstoren wollen.
Wir sagen entschlossen und ge-
meinsam, dass es eine Zusammen-
arbeit mit einer Partei, die Faschis-
ten und Rechtsextreme in ihren
Reihen bis in die Fithrungsspitze
duldet, nicht geben kann. Ich bin
Ihnen da ganz personlich dank-
bar, Frau Merkel, fiir Ihre klaren
Worte, die Sie in dieser Debatte
gefunden haben.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, ich bin davon tiberzeugt, dass
dieses Land wieder zu einem Land
des Aufbruchs,
Neubeginns, der Modernisierung

des politischen

werden kann. Wir haben alle Vo-
raussetzungen dafiir, diese Aufga-
ben zu bewiltigen. Sehr, sehr viele
Menschen sind bereit, sich auf
den Weg zu machen. Wir wollen
auf alle zugehen, die bereit sind
fiir diese Veranderungen nach vor-
ne; denn ohne Verinderung wird
nichts so bleiben, wie es ist.
Vielen Dank.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Burokratieabbau durch die
Digitalisierung der Verwaltung
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Ralph Brlnkhaus (*1968)
Wahlkreis Giitersloh |

wei Vorbemerkungen: Erste

Vorbemerkung. Es wundert

mich, wer jetzt auf einmal
Freund der deutschen Landwirt-
schaft ist. Das sind Leute, die die
deutsche Landwirtschaft 10, 15
Jahre nicht beachtet haben, sich
aber heute hinstellen und sagen,
sie setzten sich fiir die Landwirt-
schaft ein. Das ist schon sehr, sehr
seltsam, meine Damen und Her-
ren.

Und der zweite Punkt ist: Es ist
gut, dass wir heute - und damit
habe ich nicht gerechnet - so viel
tiber AufSenpolitik reden. Das war
iiberfillig. Das Postulat hier im

Deutschen Bundestag war doch
immer: Aufdenpolitik ist irgendwo
so nebenher mitgelaufen. Das
Postulat der deutschen Aufdenpoli-
tik war, zu sagen: Wir warnen, wir
warnen, und wir sind besorgt. -
Ich bin der Bundesregierung, ich
bin der Bundesverteidigungsmi-
nisterin nachgerade dankbar, dass
sie jetzt auch mal konkrete Vor-
schlige gemacht hat, meine Da-
men und Herren.

Eines, lieber Rolf Miitzenich, ist
auch richtig: Deutschland und
Europa haben Interessen, und die-
se Interessen miissen formuliert
werden. Deutschland und Europa
haben Werte, und wir wollen, dass
diese Werte auch durchgesetzt
werden.

Und wenn es so ist, dass es Inte-
ressen und Werte gibt, dann gilt in
der Aufienpolitik natiirlich immer
das Prd der Diplomatie. Darin wa-
ren wir ja auch gut in den letzten
Jahrzehnten. Natiirlich ist es wich-
tig, dass wir eine gute Entwick-
lungspolitik machen; denn auch
das ist eine Sdule der Aufenpoli-
tik. Natirlich ist es wichtig, dass
wir eine gute Europapolitik ma-
chen; denn auch das ist eine Sdule
der Auflenpolitik.

Aber es ist doch nachgerade na-
iv, zu behaupten, dass eine gute
Auflenpolitik ohne Bundeswehr
existieren kann. Es ist doch nach-
gerade naiv, zu sagen: Wir sind der
internationale Zivildienstleisten-
de. — Wir brauchen eine Bundes-
wehr, damit wir sie nicht einset-
zen, und diese Bundeswehr muss
stark sein, und diese Bundeswehr
muss die entsprechenden Mittel
haben. Darum werden wir in die-
ser Koalition und in diesem Land
ringen, meine Damen und Her-
ren.

Trotzdem gibt es zwei grof3e in-
nenpolitische Themen. Das erste
grofle innenpolitische Thema ist
Nachhaltigkeit. Ich sage ganz be-
wusst ,Nachhaltigkeit” und nicht
,Umweltpolitik”, und ich werde
auch gleich sagen, warum Um-
weltpolitik nicht Klimapolitik ist.

Nachhaltigkeit bedeutet nam-
lich auch finanzielle Nachhaltig-
keit. Daftr, lieber Olaf Scholz,
steht dieser Haushalt, dass wir
namlich auch finanziell nachhal-
tig sind. Nachhaltigkeit bedeutet
auch, dass wir der nichsten Gene-

Fortsetzung auf nachster Seite
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ration eine gute Infrastruktur hin-
terlassen.

Wir werden 43 Milliarden Euro
in die Infrastruktur investieren.
Wir werden investieren: in Straflen
- ja, auch in Straflen, liebe Griine
-, in Schienen, in Wasserwege. Wir
werden in Digitales investieren.
Das, was wir mit dem Bundesver-
kehrswegeplan und mit den Eisen-
bahnpaketen im Bereich des Kli-
mapaketes auf den Weg gebracht
haben, ist das grofite und ambi-
tionierteste Investitionsprogramm,
das die jiingere Geschichte der
Bundesrepublik Deutschland gese-
hen hat.

Jetzt miissen wir zusehen, dass
wir diese Investitionen auch um-
setzen. Vielen Dank, lieber Toni
Hofreiter, dass die Griinen jetzt
auch bereit sind, tiber Planungs-
beschleunigung zu reden. Wir
nehmen das Angebot an. Wir wer-
den mit Thnen {iber Planungsbe-
schleunigung reden.

Zur Nachhaltigkeit gehort na-
turlich auch das Thema Bildung.
Lieber Christian Lindner, der
Bund investiert in Bildung, und
zwar im Bereich Digitalisierung.
Wir haben ein Berufsbildungsge-
setz gemacht; aber - und das ge-
hort auch zur Wahrheit - Bildung
ist nun mal Landersache, und ich
fordere die Bundeslinder auf,
mehr in den Bereich Bildung zu
investieren. Wir ha-
ben die finanziel-
len Spielraume da-
fur geschaffen, in-
dem wir die Bun-
deslinder und die
Kommunen entlas-
tet haben, meine
Damen und Her-
ren.

Wenn wir iiber
Nachhaltigkeit re-
den, ja, dann miissen wir {iber
Umweltpolitik reden; aber Um-
weltpolitik ist mehr als Klimapoli-
tik. Mich wiirde es sehr, sehr freu-
en, wenn wir auch mal tiber Kreis-
laufwirtschaft wiirden,
wenn wir iber Biodiversitit reden

reden

wiirden, wenn wir {iiber Arten-
schutz reden wiirden, wenn wir
mehr tber gute Luft, gutes Wasser
und viele andere Dinge reden
wiirden. Da haben wir noch ein
gewisses Potenzial. Ich sehe, dass
die Griinen uns dabei unterstiit-
zen. Vielen Dank dafir. Auch da-
riitber werden wir mit Thnen re-
den.

Wenn wir tiber Klimapolitik re-
den, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, dann reicht es nicht, allein
itber CO2-Minderung zu reden,
sondern wir miissen ganz ernst-
haft anerkennen, dass das, was
Svenja Schulze gestern vertffent-
licht hat, einfach Realitit ist. Der
Klimawandel ist da, und er wird
sich auch nicht umkehren lassen.
Dementsprechend miissen wir re-
silient werden. Wir miissen uns
iberlegen, wie wir mit Diirresom-

Wir miissen
unsere Wirtschaft
entfesseln; denn
sie ist gefesselt
durch das
Planungsrecht.

mern und erhohten Temperaturen
umgehen. Da gibt es viele Maf3-
nahmen, die wir jetzt auf den Weg
bringen miissen. Das fiangt bei
Stadtbegriinung an, das geht wei-
ter mit dem Wald - liebe Julia
Klockner, herzlichen Dank dafir,
dass du da so aktiv bist -, das hat
aber auch etwas mit Wasserwirt-
schaft, mit Hochwasserschutz und
vielen anderen Dingen zu tun. Ich
glaube, dariiber miissen wir noch
mal reden, liebe Bundesregierung.
Da gibt es noch viele Dinge, die
wir auf den Weg bringen miissen.

Natiirlich  gehort auch  die
CO2-Minderung dazu. Aber, liebe
Kolleginnen und Kollegen, wir ha-
ben ein Klimapaket verabschiedet,
mit dem wir in den néchsten Jah-
ren mehr als 50 Milliarden Euro
genau fiir diesen Kampf zur Verfii-
gung stellen. Aber wahr ist auch:
Das gefillt einigen nicht. Das ge-
fallt einigen deswegen nicht, weil
wir eben nicht auf Verbote und
nur da, wo es notig ist, auf Ord-
nungsrecht setzen, sondern auf
Anreize, auf Markt und insbeson-
dere auf Technologie und Innova-
tion. Das ist die Philosophie unse-
res Klimapaketes, und das ist der
bessere Weg, liebe Kolleginnen
und Kollegen.

Ich habe ganz bewusst gesagt
,Nachhaltigkeit und Wirtschaft”,
weil das zusammengehort. Viele
betrachten das, was
wir jetzt im Bereich
Klima machen, als
Belastung. Nein, lie-
be Kolleginnen und
Kollegen, das ist ei-
ne grofle Chance.
Das ist eine grofde
Chance fur unsere
Wirtschafft,
wir es richtig ma-
chen, wenn wir auf
Technologie und Innovation set-
zen. Wir stehen vor einer Situati-
on, da sagen einige: Wir stehen
vor konjunkturellen Dellen. - Das
ist nicht richtig. Wir stehen vor
strukturellen Verdnderungen, in
der Automobilindustrie, bei Ban-
ken und Versicherungen und im
Bereich Landwirtschaft. Die Men-
schen erwarten Antworten von

wenn

uns.

Es waren tiibrigens gestern die
Jungbauern, die auf der Strafie wa-
ren, diejenigen, die sich tiberle-
gen, ob sie die Hofe iibernehmen
wollen, die sich iberlegen, wo die
Perspektive ist. Es werden die Au-
tomobilarbeiter sein, in Neckar-
sulm, in Stuttgart und in Min-
chen, die uns fragen: Wie geht es
weiter? Darauf missen wir Ant-
worten geben. Deswegen ist es
richtig und wichtig, dass wir mehr
im Bereich Wirtschaftspolitik ma-
chen. Wir brauchen eine Renais-
sance der Wirtschaftspolitik in
diesem Land, und wir miissen
dort viel mehr machen als in der
Vergangenheit; das ist wahr.

Aber wir haben in diesem Bun-

deshaushalt gute Anlagen dafur.
Die miissen wir jetzt nur spielen.
Uber den Bereich Infrastruktur ha-
be ich geredet. Aber auch der Be-
reich  Unternehmensteuerreform
ist wichtig, nicht um irgendwelche
Unternehmerinnen und Unter-
nehmer reicher zu machen, son-
dern um wettbewerbsfihig zu sein
im internationalen Wettbewerb.
Lieber Olaf Scholz, der 6. Dezem-
ber ist irgendwann vorbei, und
dann erwarte ich, dass wir zusam-
men in dieser Koalition tiber die
Unternehmensteuerreform reden,
iber die Gleichbehandlung von
Personen- und Kapitalgesellschaf-
ten. Wir mochten reden tiber ver-
niinftige Unternehmensteuersitze,
aber auch tiber den Buirokratieab-
bau.

Es ist aber auch so, dass wir
iber den Bereich Energie reden
miissen, und zwar mehr als in der
Vergangenheit. Der Punkt ist ganz
einfach, lieber Peter Altmaier: Wir
brauchen jetzt eine verldssliche
Prognose, eine verlassliche Vorher-
sage, wie sich die Energiepreise
entwickeln werden und ob die
Versorgungssicherheit gegeben ist.
Die muss jetzt aufgestellt werden;
denn die mangelnde Verlasslich-
keit, wie sich Energiepreise und
Versorgungssicherheit entwickeln,
ist ein Investitionshemmnis fiir
diesen Standort. Das war in der
Vergangenheit nicht moglich. Es
ist viel verandert worden: Kohle-
ausstieg, Ausstieg aus der Kern-
energie. Es ist das Problem gewe-
sen, dass wir den Weg definieren
mussten, wie es mit den erneuer-
baren Energien weitergeht. Aber
ich erwarte von dieser Bundesre-
gierung, dass wir da im nichsten
Jahr Klarheit bekommen. Das ist
auch angewandte Wirtschaftspoli-
tik, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen.

Es gibt auch noch einen weite-
ren Bereich. Wir miissen unsere
Wirtschaft entfesseln; denn sie ist
gefesselt durch das Planungsrecht,
sie ist gefesselt durch das Vergabe-
recht, sie ist gefesselt auch durch
mangelnde Digitalisierung der
Verwaltung, und zwar von der
Kommune bis zum Bund. Wenn
wir {iber Digitalisierung reden,
muss man sagen: Da haben wir
viele Voraussetzungen geschaffen.
Wir haben Gesetze geschaffen, wir
haben Budgets bereitgestellt. Aber
das muss jetzt auch umgesetzt
werden. Dazu gehort nicht nur,
Breitband in die Erde zu legen,
nicht nur Mobilfunkausbau, son-
dern insbesondere auch die Digi-
talisierung der Verwaltung. Ich bin
nachhaltig der Meinung: Das bes-
te Mittel zum Biirokratieabbau ist
die Digitalisierung der Verwal-
tung.

Liebe Frau Bundeskanzlerin,
das, was wir von den mittelstdndi-
schen Unternehmen zu Recht er-
warten, das miissen wir auch vor-
leben, das miissen wir schneller

—

und besser vorleben als in der Ver-
gangenheit.

Meine Damen und Herren, es
gibt noch viele weitere Bereiche.
Wir konnten jetzt tiber das Ar-
beitsrecht reden. Das Arbeitsrecht,
lieber Hubertus Heil, ist zuge-
schnitten auf Arbeitsverhiltnisse
im 19. und 20. Jahrhundert, aber
nicht auf Arbeitsverhiltnisse im
21. Jahrhundert. Ich habe vernom-
men, wie du mit groflem Einsatz
fir die Grundrente gekdmpft hast.
Wir von der Union wiinschen uns,
dass du mit dem gleichen grofien
Einsatz dafir kdmpfst, dass wir
ein modernes Arbeitsrecht in die-
sem Land bekommen.

Wir missen tiber Wirtschaft im
landlichen Raum reden - auch ein
wichtiges Thema - und tiber viele
andere Themen. Aber ich mochte
mit einer Bemerkung zum Bereich
Wirtschaftspolitik schlieflen. Wir
haben ja den Anspruch - das sage
ich ohne Arroganz und Uberheb-
lichkeit -, dass wir mit zu den Bes-
ten in der Welt gehoren und dass
das auch so bleiben soll. Aber
wenn das so ist, dann brauchen
wir auch die besten Kopfe der
Welt, und wenn wir die besten
Kopfe der Welt hier in Deutsch-
land haben wollen, dann brau-
chen wir auch ein Klima der Welt-
offenheit. Wir brauchen eine plu-
rale Gesellschaft, und wir brau-
chen eine offene Gesellschaft.
Und wenn wir das nicht sind,
dann werden auch die Menschen,
die uns helfen sollen, weiter wirt-
schaftlich erfolgreich titig zu sein,
nicht zu uns kommen. Auch das
ist eine Botschaft, die von dieser
Debatte ausgehen soll.

Strich drunter. Jetzt konnen Sie
sagen: Herr Brinkhaus, Sie haben
tiber Nachhaltigkeit, iber Aufien-
politik, tiber Wirtschaft geredet,
aber nicht iiber das Thema Sozia-
les. - Das ist richtig. Wir haben
namlich in der Vergangenheit sehr
viel fur den sozialen Zusammen-
halt der Gesellschaft getan, und
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das war auch gut investiertes Geld.
Aber Fakt ist auch eines: Ein Sozi-
alstaat lebt von Voraussetzungen,
die er selber nicht schafft. Diese
Voraussetzungen sind, dass wir ei-
ne verniinftige wirtschaftliche Ent-
wicklung haben, dass wir in einer
sicheren Welt leben und dass wir
in einer nachhaltigen Welt leben.
Deswegen empfehle ich uns al-
len, dass wir die Dinge jetzt so
priorisieren, wie es notwendig ist.
Wir missen jetzt die Basis schaf-
fen dafiir, dass wir auch in Zu-
kunft in dieser Gesellschaft zu-
sammenleben konnen. Dafiir ist
Auflen- und Sicherheitspolitik
notwendig, dafiir ist
auch ein starker Rechtsstaat not-

ubrigens

wendig, dafiir ist eine verniinftige
Wirtschaftspolitik notwendig, da-
fir ist eine verniinftige Nachhal-
Ich
weif3, diese Reihenfolge wird hier

tigkeitspolitik  notwendig.
nicht von allen geteilt. Manchmal
wird sie auch in der Koalition
nicht geteilt. Wir werden aber da-
fiir kimpfen, dass wir genau diese
Reihenfolge einhalten, weil wir
glauben, dass das richtig ist. Das
ist das Profil der Union.

Vielen Dank, meine Damen
und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

In der Debatte sprachen zudem die
Abgeordneten Dr. Alice Weidel (AfD),
Achim Post (SPD), Otto Fricke (FDP),
Doris Achelwilm (Die Linke), Anja
Hajduk (Btindnis 90/Die Griinen), Ale-
xander Dobrindt (CDU/CSU), Martin
Erwin Renner (AfD), Johannes Kahrs
(SPD), Hartmut Ebbing (FDP), Dr. An-
na Christmann (Blndnis 90/Die Grii-
nen), Patricia Lips (CDU/CSU), Joana
Cotar (AfD), Svenja Stadler (SPD),
Marco Bilow (fraktionslos), Nadine
Schon (CDU/CSU), Dr. Frauke Petry
(fraktionslos), Martin Rabanus (SPD),
Elisabeth Motschmann (CDU/CSU),
sowie Dr. Jens Zimmermann (SPD).
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Wabhl bei der
Europaischen Union

Letzte Woche gab es eine Wahl bei
der Europaischen Union.

Eine wichtige Gruppe von Politikern
wurde gewahlt.

Im folgenden Text steht mehr dazu.

Was ist die Europaische Union?

Die Europaische Union ist eine
Gruppe aus mehreren Landern.

Genauer:
Aus 28 europaischen Landern.

Auch Deutschland ist Mitglied in der
Europaischen Union.

Die Lander arbeiten zusammen.

Sie wollen in Europa eine bessere
Politik machen.

Ihre Politik soll nicht nur gut fur die
einzelnen Lander sein.
Sie soll ganz Europa beachten.

Die Abkurzung fur
Europaische Union ist: EU.

Was ist die EU-Kommission?

Es gibt verschiedene politische
Gruppen, die die EU leiten.

Eine dieser Gruppen hat den Namen:
Europaische Kommission.

Abgekurzt nennt

man die Gruppe auch:
EU-Kommission.

,Kommission“ist ein
Fach-Wort fur eine Gruppe,
die eine bestimmte Aufgabe erfullt.

Die Mitglieder einer Kommission
nennt man: Kommissare.

Jedes EU-Land schickt einen
EU-Kommissar in die EU-Kommission.

Was macht die EU-Kommission?

Die EU ist ein bisschen so wie ein
einzelnes Land aufgebaut.

Und die EU-Kommission ist so etwas
Ahnliches wie die Regierung der EU.
Sie leitet also die EU.
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Die EU-Kommission arbeitet mit
anderen Gruppen in der EU
zusammen.

Zum Beispiel mit dem Europaischen
Parlament.

Das Europaische Parlament ist eine
andere Gruppe in der EU.

Im Europaischen Parlament sitzen
uber 700 Politiker.

Sie kommen aus allen Landern der EU.

Jedes EU-Land schickt eine bestimmte
Anzahl an Politikern ins Parlament.

Diese Politiker werden von den
Biirgern im jeweiligen EU-Land
gewahlt.

3. Geld verplanen

Die EU gibt Geld fur verschiedene
Dinge aus.

Zum Beispiel fur die Unterstiitzung
der Land-Wirtschaft.

Oder fiir eine bessere
Zusammen-Arbeit in der EU.

Die EU-Kommission darf einen
Vorschlag machen, wofur das Geld
ausgeben werden soll.

Diesem Vorschlag mussen dann die
EU-Lander und das Europaische
Parlament zustimmen.

Dann ist die EU-Kommission dafur
zustandig, dass das Geld auch wirklich
wie geplant ausgegeben wird.

Die EU-Kommission hat verschiedene
Aufgaben.

Zum Beispiel folgende:

1. Dafiir sorgen,
dass Gesetze eingehalten werden

Wie wird die EU-Kommission
zusammengestellt?

Alle 5 Jahre gibt es in der EU
die Europa-Wahlen.

Bei diesen Wahlen wird das
Europaische Parlament gewahlt.

Nach der Europawahl gibt es dann
auch immer eine neue EU-Kommission.

Zuerst wird dann der Prasident der
EU-Kommission bestimmt.

Das ist der Chef der Kommission.

Die EU-Lander schlagen einen
Kandidaten vor.

Und das Europaische Parlament
wahlt ihn dann.

§

— In der EU gibt es Gesetze.
An diese Gesetze miussen sich alle
EU-Lander halten.
Die wichtigste Aufgabe der
EU-Kommission ist es,
dafur zu sorgen, dass das passiert.
Wenn sich ein EU-Land zum Beispiel
an ein Gesetz nicht halt, kann die
EU-Kommission dieses EU-Land beim
Europaischen Gerichtshof anzeigen.
2. Gesetze vorschlagen

— Die EU-Kommission darf neue

Vorschlag Gesetze vorschlagen.

Uber diese Vorschlage kénnen dann
die EU-Lander und das Europaische
Parlament sprechen.

Am Ende mussen sie dann uiber das
Gesetz abstimmen.

Wahl der Kommissare

Nach der Europa-Wahl dauert es
ungefahr ein halbes Jahr,

bis die EU-Kommission mit ihrer
Arbeit beginnt.

In dieser Zeit mussen die
EU-Kommissare bestimmt werden.

Das lauft folgendermalen ab:



Es schickt ja jedes EU-Land einen
Kommissar in die EU-Kommission.

Jedes EU-Land macht also einen
Vorschlag fur einen Kommissar.

Der Kommissar bekommt ein
Fach-Gebiet zugeteilt.

Das wird mit dem Prasidenten der
EU-Kommission abgesprochen.
Und auch mit den anderen
EU-Landern.

Es gibt zum Beispiel Kommissare fur
folgende Fach-Gebiete:

« Klima-Schutz
« Bildung

« Gesundheit

« Forschung

Dann ist die EU-Kommission aber
noch nicht gewahlt.

Als Nachstes muss das Europaische
Parlament Uiber die neue
EU-Kommission abstimmen.

Wenn genug Politiker
vom Parlament zustimmen,
ist die neue EU-Kommission gewahlt.

Sie kann dann mit ihrer Arbeit
anfangen.

Dann muss sich der Bewerber mit
einer Fach-Gruppe des Europaischen
Parlaments treffen.

In dieser Fach-Gruppe sitzen Experten
fiir das Gebiet, das der Kommissar
ubernehmen soll.

Der Kommissar muss der
Fach-Gruppe zeigen, dass er etwas
von seinem Fach-Gebiet versteht.

Und er muss auch zeigen,
dass er die richtige Person ist,
um die Aufgabe zu iibernehmen.

Er macht also so eine Art
Vorstellungs-Gesprach.

Wenn die Fach-Gruppe nicht von
dem Bewerber uberzeugt ist,
kann sie ihn ablehnen.

Dann muss das EU-Land
einen neuen Bewerber vorschlagen.

Die neue EU-Kommission 2019

Die letzte Europa-Wahl war dieses
Jahr im Mai.

Einen Text dazu gab es schon in einer
frilheren Ausgabe von ,leicht erklart®

Und zwar in der
Ausgabe Nummer 118.

Das war eine Beilage von:
Das Parlament 18-19/2019.

Am 16. Juli wurde dann die neue
Prasidentin der EU-Kommission
gewahlt.

Ihr Name ist Ursula von der Leyen.

Sie ist eine Politikerin aus
Deutschland.

Das geht so lange, bis alle Stellen in
der EU-Kommission besetzt sind.

Die EU-Lander stimmen dann ab,
ob sie die Bewerber annehmen.

Ursula von der Leyen hat
dann angefangen,

die neue EU-Kommission
zusammenzustellen.

Verschiedene Dinge waren ihr dabei
wichtig.

Zum Beispiel sollte jedes Land der EU
in der EU-Kommission
gleichberechtigt vertreten sein.

Aulerdem wollte sie, dass genauso
viele Frauen wie Manner in der
EU-Kommission sind.
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Bisher waren in der EU-Kommission
19 Manner und 9 Frauen.

In der neuen Kommission werden
jetzt 15 Manner und 12 Frauen sein.

Ursula von der Leyen hat ihr Ziel also
nicht ganz erreicht.

Aber: So viele Frauen waren noch nie
in einer EU-Kommission.

Schwierigkeiten bei der
Zusammenstellung

Nach der Europa-Wahl war der Plan,
dass die neue EU-Kommission mit
der Arbeit am 1. November beginnt.

Das hat aber nicht geklappt.
Der Grund dafur:

3 Bewerber fur die EU-Kommission
wurden vom Europdischen Parlament
abgelehnt.

Und zwar die Bewerber aus Rumanien,
aus Ungarn und aus Frankreich.

Fur diese 3 Bewerber mussten die
jeweiligen EU-Lander also neue
Vorschlage machen.

Das hat ein wenig gedauert.

Deswegen hat sich
der Arbeits-Beginn verzogert.

Die Regierung von Grol3-Britannien
hat beschlossen: Sie wird gar keinen
Kommissar schicken.

Im Moment wird daruber gesprochen,
ob das Uiberhaupt geht.

Oder ob es gegen Gesetze der EU
verstoRt.

Wahrscheinlich werden die anderen
EU-Lander es aber erst einmal
erlauben.

Und falls Gro3-Britannien seine
Meinung andert, kann es spater
noch einen Kommissar bestimmen.

Die Arbeit beginnt

Das Europaische Parlament hat die
neue EU-Kommission in der letzten
Woche gewahlt.

Am 1. Dezember kann die Kommission
dann mit der Arbeit beginnen.

Die nachste Europa-Wahl findet im
Jahr 2024 statt.

Die neue EU-Kommission wird also
bis Ende 2024 tatig sein.

Besonderheit: GroR-Britannien

Eine Besonderheit gibt es dieses Mal
mit Grof3-Britannien.

Jedes EU-Land schickt normalerweise
eine Person in die EU-Kommission.

Und GroRR-Britannien ist in der EU.

Es wird aber
keinen Kommissar schicken.

Denn: Grof3-Britannien will schon
seit Langerem aus der EU austreten.
Der Austritt ist jetzt flir Januar 2020
geplant.

Weitere Informationen
in Leichter Sprache gibt es unter:
www.bundestag.de/leichte_sprache

Impressum
Dieser Text wurde ﬂ ®2 Nachrichten
in Leichte Sprache \ Wertk

ubersetzt vom:
www.nachrichtenwerk.de

Ratgeber Leichte Sprache: http://tny.de/PEYPP

Titelbild: © European Union 2019 - Source : EP. Portrait Ursula von der Leyen: © European Union,
2019. Piktogramme: Picto-Selector. © Sclera (www.sclera.be), © Paxtoncrafts Charitable Trust
(www.straight-street.com), © Sergio Palao (www.palao.es) im Namen der Regierung von Aragon
(www.arasaac.org), © Pictogenda (www.pictogenda.nl), © Pictofrance (www.pictofrance.fr), ©
UN OCHA (www.unocha.org), © Ich und Ko (www.ukpukvve.nl). Die Picto-Selector-Bilder unter-
liegen der Creative Commons Lizenz (www.creativecommons.org). Einige der Bilder haben wir
verandert. Die Urheber der Bilder iibernehmen keine Haftung fiir die Art der Nutzung.

Beilage zur Wochenzeitung ,,Das Parlament“ 49-50/2019
Die nachste Ausgabe erscheint am 16. Dezember 2019.



	Einfügen aus "147_LEICHT ERKLÄRT 133 EU-Kommission_fortlaufend.pdf"
	EU-Kommission
	Wahl bei der Europäischen Union 
	Was ist die Europäische Union? 
	Was ist die EU-Kommission? 
	Was macht die EU-Kommission? 
	1.  Dafür sorgen, dass Gesetze eingehalten werden 
	2. Gesetze vorschlagen 
	3. Geld verplanen 

	Wie wird die EU-Kommission zusammengestellt? 
	Wahl der Kommissare 
	Die neue EU-Kommission 2019 
	Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung 
	Besonderheit: Groß-Britannien 
	Die Arbeit beginnt 


